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Kernaussagen 

Der Photovoltaik-Ausbau konzentriert sich derzeit auf kleinere Aufdachanlagen auf Ein- 

und Zweifamilienhäusern sowie auf große Freiflächenanlagen. Auf Mehrfamilienhäusern 

hingegen werden bislang nur wenige Solaranlagen installiert, wodurch erhebliche Poten-

ziale ungenutzt bleiben. Ein verstärkter Ausbau auf Mehrfamilienhäusern könnte einen 

wichtigen Beitrag zur Erreichung des Ziels von 215 Gigawatt (GW) installierter Gesamt-

leistung Photovoltaik (PV) bis 2030 und einem jährlichen Ausbau von 22 GW ab 2026 leis-

ten. Die vorliegende Studie ermittelt hierfür ein großes, theoretisches Potenzial von bis 

zu 60 GW PV-Aufdachanlagen im Gebäudebestand von 3,1 Mio. Mehrfamilien-Gebäuden 

(ab 3 Wohneinheiten) mit 20,1 Mio. Wohnungen. Dies entspricht 28,1 % des gesamten 

Ausbauziels bis 2030. Für eine effiziente Einbindung des ermittelten Potenzials in das 

Stromsystem fehlen jedoch bislang die technischen und regulatorischen Voraussetzun-

gen. Um netzdienliche Verbrauchs- und Einspeiseanpassungen anzureizen, sind neben 

dem unverzichtbaren Smart-Meter-Rollout insbesondere Anpassungen zur Regelbarkeit 

von PV-Anlagen und eine stärkere Verbreitung dynamischer Stromtarife erforderlich. Zu-

dem sollten starre Vergütungssätze reformiert sowie regionale Komponenten im Strom-

preis, die Überlastungen im regionalen Stromnetz abbilden, eingeführt werden. 

Die Studie untersucht zudem die Wirtschaftlichkeit von Gebäude- und Mieterstromprojek-

ten, in denen Solarstrom an die Bewohnenden direkt vor Ort geliefert wird. Die Ergeb-

nisse zeigen, dass Mieterstromprojekte unter bestimmten Voraussetzungen wirtschaft-

lich tragfähig umgesetzt werden können. Im Basisszenario für ein typisches Gebäude, bei 

dem 75 % der Mietenden am Mieterstrommodell teilnehmen und Standardkosten für PV-

Module sowie Marktpreise für Strom berücksichtigt werden, wird eine interne Verzinsung 

von 3,6 % erzielt. Unter idealen Bedingungen – beispielsweise bei vollständiger Mieterbe-

teiligung, höheren Stromverbräuchen vor Ort oder geringeren Investitionskosten – ist 

eine Rendite bis 18,5 % möglich. Die Renditen beim Mieterstrom liegen in den betrachte-

ten Varianten zwischen 1,1 bis 3,6 Prozentpunkte höher als beim Gebäudestrom, da der 

Weiterverkauf von Netzstrom profitabel gestaltet werden kann und Mieterstromzuschlag 

gewährt wird. 
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Auf der anderen Seite zeigt sich, dass Gebäude- und Mieterstromprojekte im Vergleich zu 

klassischen PV-Dachanlagen deutlich komplexer sind und daher vor erheblichen techni-

schen, wirtschaftlichen und regulatorischen Herausforderungen und Unsicherheiten ste-

hen. Ein erheblicher Kostenfaktor entsteht durch die zusätzlichen Anforderungen an 

Messtechnik, Abrechnung und Kundenbetreuung. Die gesetzlich festgelegte maximale 

Vertragslaufzeit von zwei Jahren für Stromverträge – eine Maßnahme des Verbraucher-

schutzes – erschwert zudem die langfristige Planungssicherheit für Investoren. 

Um Gebäude- und Mieterstromprojekte zukünftig attraktiver zu machen, sind eine Reihe 

gezielter regulatorischer Anpassungen erforderlich. Den mit Abstand wichtigsten Punkt 

stellt dabei die Standardisierung der Wechselprozesse bei den Netz- und Messstellenbe-

treibern dar, die aktuell aufwendig und langwierig sind. Zudem sollten einheitliche, stan-

dardisierte Messkonzepte etabliert werden, die den administrativen und technischen Auf-

wand reduzieren und damit die Wirtschaftlichkeit durch die Skalierung von Gebäude- und 

Mieterstromprojekten verbessern. Darüber hinaus sollte geprüft werden, ob die aktuell 

parallelen Regelungsansätze von Gebäude- und Mieterstrom mit geringeren bürokrati-

schen Anforderungen zusammengelegt und weiterentwickelt werden können, um die 

hohe Komplexität zu verringern und die Vorteile beider Modelle zusammenbringen zu 

können.   
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1. Einleitung 

In Deutschland verzeichnet der Ausbau der Photovoltaik (PV) sowohl im Bereich der Frei-

flächenanlagen als auch bei Dachanlagen ein deutliches Wachstum. In den Jahren 2023 

und 2024 stieg die installierte Netto-Leistung von PV-Anlagen sprunghaft auf über 15 Gi-

gawatt (GW) pro Jahr an (Fraunhofer ISE 2025b). Der Bestand erreicht damit Anfang des 

Jahres 2025 eine Netto-Nennleistung von 99,3 GW. Zur Erreichung des im Erneuerbare-

Energien-Gesetz (EEG) festgeschriebenen Ausbauziels von 215 GW installierter PV-Leis-

tung und des daraus abgeleiteten Zubauziels von 22 GW pro Jahr ab 2026 ist eine wei-

tere Beschleunigung des PV-Ausbaus zur Zielerreichung erforderlich (Bundesregierung 

2024; Bartels/Luderer 2024). Die Ursachen für den deutlichen Anstieg des Zubaus in den 

letzten Jahren liegen neben den sinkenden Weltmarktpreisen für PV-Module und gestie-

genen Energiepreisen auch in eingeleiteten Maßnahmen zur Vereinfachung und Be-

schleunigung der Genehmigungsverfahren für Aufdach- und Freiflächenanlagen. Zudem 

wurde die Einspeisevergütung für Volleinspeiser angehoben (DIW 2025).  

Der PV-Ausbau wird bislang durch große Freiflächenanlagen und durch kleinere Aufdach-

anlagen auf Ein- und Zweifamilienhäusern (EZFH) getragen (Fraunhofer ISE 2024a, 

2025b; KfW 2024). Allerdings bieten Mehrfamilienhäuser (MFH) ebenfalls ein großes Po-

tenzial, welches bislang jedoch kaum ausgeschöpft wird (Breddermann/Henger 2024). 

Der PV-Ausbau ist bei MFH besonders herausfordernd, da die Eigentümer- und Nut-

zerstruktur dort häufig mit Eigentümergemeinschaften, Selbstnutzenden, Vermietenden 

und Mietenden komplex ist. Entscheidungsprozesse sind daher langwierig, da viele Inte-

ressen berücksichtigt werden müssen. Hinzu kommen die Herausforderungen, wenn der 

erzeugte Strom direkt vor Ort verkauft und geliefert werden soll. Dies erfordert zusätzli-

che Abstimmungen, insbesondere bei der Schaffung technischer Voraussetzungen zur 

Abrechnung der Stromlieferungen im Gebäude und der Frage, welche Aufgaben von pro-

fessionellen Anbietern übernommen werden sollten.  

Die aktuellen Regelungen zum Mieterstrom wurden im Jahr 2017 mit dem Ziel einge-

führt, die Energiewende zu beschleunigen (UBA 2024). Zudem sollten Mieterhaushalte, 

die aufgrund der in Deutschland geringen Wohneigentumsquote von 44 % (Zensus 2022) 

die Mehrheit darstellen, bessere Möglichkeiten erhalten, über PV-Anlagen auf ihrem Ge-

bäude an der Energiewende zu partizipieren, auch um die Akzeptanz der Energiewende 
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in der Bevölkerung zu stärken. Angesichts der zunehmenden finanziellen Belastungen 

durch steigende Energiekosten in der Bevölkerung hat dieser Aspekt an Relevanz gewon-

nen (Diermeier/Weisskircher 2024). In den letzten Jahren wurden beim Mieterstrom zum 

Teil erhebliche Verbesserungen umgesetzt, die bislang jedoch insgesamt nicht zu einem 

spürbaren Anstieg des PV-Ausbaus im Geschosswohnungsbau geführt haben (BNetzA 

2025c). Es bestehen weiterhin etliche strukturelle Hürden, die dazu führen, dass keine 

PV-Anlagen installiert und Mieterstromprojekte angegangen werden 

(Breddermann/Henger 2024). Hierzu zählen etwa das Fehlen einheitlicher Messstan-

dards, nicht harmonisierte Meldeprozesse für die 866 Verteilnetzbetreiber in Deutsch-

land (Stand 2024, BNetzA 2024b) oder das wirtschaftliche Risiko für Vermietende durch 

potenzielle Ertragseinbußen, die durch den starken Verbraucherschutz für die Mietenden 

hoch sind (z. B. durch das Vertragskoppelungsverbot von Miet- und Energieversorgungs-

verträgen oder der Vertragsfreiheit bei Stromverträgen). Das klassische Mieterstrommo-

dell stellt daher bis heute eine Nischenoption für den Ausbau Erneuerbarer Energien in 

städtischen Gebieten dar. Mit der gemeinschaftlichen Gebäudeversorgung (gGV, alterna-

tiv Gebäudestrom) hat die Politik im Jahr 2024 neben dem Mieterstrom eine weitere 

Möglichkeit geschaffen, PV-Strom innerhalb eines Gebäudes zu verkaufen. Gebäu-

destrommodelle entbinden den Vermietenden von der Vollversorgungspflicht, die beim 

Mieterstrom besteht, stellt aber die Gebäudeeigentümer vor die grundsätzlich gleichen 

genannten Herausforderungen wie beim Mieterstrom. 

Die vorliegende Studie untersucht die aktuellen Möglichkeiten, PV-Anlagen im Geschoss-

wohnungsbau zu realisieren und den dort erzeugten Strom an die Bewohnenden direkt 

über Gebäude- oder Mieterstrommodelle zu vermarkten. Dabei werden die gesetzlichen 

Regelungen mit ihren Ausprägungen, Chancen und Hemmnissen diskutiert sowie die Re-

formen seit dem Jahr 2017 näher betrachtet (Kapitel 2). Zudem wird in Kapitel 3 das Ge-

samtpotenzial für den Gebäude- und Mieterstrom abgeschätzt und der Frage nachge-

gangen, welche Bedeutung PV-Strom im Geschosswohnungsbau in der zukünftigen 

Stromversorgung einnehmen könnte, insbesondere vor dem Hintergrund einer dezentra-

len Energieversorgung in urbanen Räumen. Kapitel 4 stellt in einer Wirtschaftlichkeits-

analyse anhand von Fallbeispielen dar, wie sich Gebäude- und Mieterstrommodelle aus 

der Perspektive der Anlagenbetreiber rechnen. Kapitel 5 dokumentiert die Ergebnisse 

von Experteninterviews mit mehreren Mieterstrom- und Softwareanbietern und zeigt auf, 
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welche Herausforderungen und Wachstumschancen in dieser noch jungen Branche be-

stehen. Kapitel 6 fasst die zentralen Ergebnisse der Studie zusammen und bietet politi-

sche Handlungsempfehlungen.   
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2.  Funktionsweise, Modellvarianten und Messkonzepte 

In Kapitel 2 erfolgt die Einführung in das Konzept des Mieter- und Gebäudestroms. Zu Be-

ginn werden die generellen Funktionsweise (Kapitel 2.1) sowie die Vor- und Nachteile (Ka-

pitel 2.2) aufgeführt und erläutert. Darauf folgt eine Einordnung und Beschreibung der 

gängigen Mieter- und Gebäudestrommodelle (Kapitel 2.3 bis 2.5), sowie der gängigen 

Messkonzepte (vgl. Kapitel 2.6). Dabei wird zuerst auf den im Jahr 2017 eingeführten Mie-

terstrom mit seinen Modellvarianten eingegangen, bevor der im Jahr 2024 eingeführte 

Gebäudestrom (Gemeinschaftliche Gebäudeversorgung – gGV) und Modelle der Vollein-

speisung betrachtet werden. 

 

2.1. Was ist Gebäude- und Mieterstrom? 

Unter Gebäude- und Mieterstrom versteht man Strom-Vermarktungsmodelle, die die  

Bereitstellung von Strom für Mietende oder Eigentümerinnen bzw. Eigentümer in MFH, 

einer Wohnanlage oder einem Wohnquartier regeln. Der Strom muss dabei vor Ort  

produziert und ohne Nutzung des öffentlichen Netzes an die Nutzenden des Gebäudes 

verkauft werden. Mieterstrom wurde in seiner heutigen Form im Jahr 2017 eingeführt 

(Prognos/BH&W 2017; BNetzA 2025f). Die zentralen Regelungen finden sich in § 42a 

(Mieterstromverträge) des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG). Das Gesetz enthält unter 

anderem Regelungen für die maximale Vertragslaufzeit (2 Jahre), ein Verbot der Kopp-

lung mit dem Mietvertrag sowie eine Preisobergrenze von 90 % des Grundversorgertarifs. 

Für Mieterstromverträge wurde ebenfalls im Jahr 2017 mit dem sogenannten Mieter-

stromzuschlag eine direkte, antragsgebundene Förderung im Erneuerbare-Energien-Ge-

setz (§ 2 EEG) eingeführt.  

Mieterstrommodelle ermöglichen es Mietenden, ihren Strom direkt vom Vermietenden zu 

beziehen, ohne Netzentgelte, Stromsteuer und weitere Abgaben, die normalerweise bei 

der Stromversorgung über das öffentliche Netz anfallen, zahlen zu müssen. Beim Mieter-

strom (sowie beim Gebäudestrom, siehe Kapitel 2.5.1) liefert der Betreibende von PV-An-

lagen, Kleinwindrädern oder Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen – etwa Blockheizkraftwer-

ken – den vor Ort erzeugten Strom je nach Verfügbarkeit und Bedarf direkt an die End-
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verbrauchenden des Gebäudes, auf dem die Anlage installiert ist. Betreibende der Solar-

anlagen sind im einfachsten Fall – dem sogenannten Grundmodell – auch die Eigentü-

merinnen bzw. Eigentümer der Gebäude. Zur Deckung des restlichen Strombedarfs wird 

der zusätzlich benötigte Strom aus dem öffentlichen Netz zugekauft und den Verbrau-

chenden bereitgestellt. Abbildung 1 zeigt die Funktionsweise des Mieterstroms im Grund-

modell.  

 

Abbildung 1: Funktionsweise des Mieterstroms (Schematische Darstellung Grundmodell). Quelle: Verein-
fachte, eigene Darstellung in Anlehnung an BNetzA 2025h  

 

Überschüssiger Strom, der nicht vor Ort verbraucht wird, kann ins öffentliche Netz einge-

speist werden. Die Einspeisung wird vom Netzbetreiber nach den klassischen EEG-För-

dersätzen vergütet. Alternativ kann der überschüssige Strom im Rahmen einer Direktver-

marktung (Verkauf von Solarstrom direkt an der Strombörse) verkauft werden, bei der 

ein sogenannter Direktvermarkter die Bilanzierung und Vermarktung übernimmt.  

 

2.2. Vor- und Nachteile  

Gebäude- und Mieterstrom hat eine Reihe von Vor- und Nachteilen, die im Folgenden 

skizziert werden. Dabei kann zwischen Wirkungen für die Allgemeinheit, für die Vermie-

tenden und die Mietenden unterschieden werden. Eine Übersicht der Vor- und Nachteile 

zeigt Tabelle 1. 
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Tabelle 1: Zentrale Vor- und Nachteile von Gebäude- und Mieterstrom 

Vorteile Nachteile 

Für Allgemeinheit 

• Beschleunigter Ausbau erneuerbare Ener-
gien und damit Unterstützung der Ener-
giewende 

• Verbrauchsnahe Erzeugung zur Deckung 
steigender Strombedarfe in Wohnbezirken 

• Sinkende Strompreise durch geringe So-
larstrom-Gestehungskosten 

• Stärkung der Akzeptanz der Energie-
wende durch Partizipation 

• Effiziente Nutzung bereits versiegelter Flä-
chen durch Verwendung vorhandener 
Dachflächen 

Für Allgemeinheit 

• Sinkende Zahl an Zahlern zur Refinanzie-
rung (steigender) Systemkosten der 
Stromversorgung, v. a. Netzentgelte 

• Stärkere Belastung für regionale Netze 
bei einem starken Ausbau ohne zusätzli-
che Steuerungstechnik 

 

Für Eigentümerinnen/Eigentümer und  
Vermietende 

• Zusätzliche Rendite durch Stromverkauf 

• Potenziell erhöhte Mieterbindung  

• Steigerung bzw. Sicherung des Immobili-
enwerts 

Für Eigentümerinnen/Eigentümer und 
Vermietende 

• Komplexe technische Umsetzung, Abrech-
nung und Verwaltung 

• Hohe Anfangsinvestition 

• Detailliertes Fachwissen erforderlich 

• Unternehmerisches Risiko (geringe Betei-
ligung der Mietenden, geringer Ertrag der 
PV-Anlage) 

• Gefährdung der erweiterten gewerbesteu-
erlichen Kürzung (bei Unternehmen) 

Für Mietende bzw. Nutzende 

• Niedrigere Stromkosten durch Wegfall von 
Netzentgelten, Stromsteuer und Konzessi-
onsabgaben 

• Erhöhte Unabhängigkeit vom Strommarkt 
mit Schutz vor Preisschwankungen 

• Örtlicher Energiebezug 

• Beteiligung an Energiewende 

Für Mietende bzw. Nutzende 

• Bei Mieterstrom: Keinen Einfluss auf Aus-
wahl des Stromlieferanten für den Rest-
strom 

• Bei Gebäudestrom bzw. ungefördertem 
Mieterstrom Abschluss von zwei Verträgen 
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2.2.1. Vorteile 

Die Vorteile von Gebäude- und Mieterstrom für die Gesellschaft beziehen sich insbeson-

dere auf die positiven Auswirkungen für die Energiewende durch die verbesserten An-

reize zum Ausbau von PV-Anlagen im Geschosswohnungsbau. Gebäude- und Mieterstrom 

ist insbesondere dann positiv für das Klima, wenn die Stromerzeugung beispielsweise 

über PV-Anlagen oder andere erneuerbare Energien erfolgt und damit die Treibhausgas-

Emissionen deutlich niedriger sind als bei konventionellen fossilen Erzeugern (NREL 

2025). Vorteile ergeben sich zudem aus der steigenden Solarstromerzeugung zu gerin-

gen Gestehungskosten. Durch Gebäude- und Mieterstrommodelle lässt sich zudem der 

Ausbau der Solarenergie speziell in Regionen stärken, in denen bisher nur ein geringer 

Ausbau zu verzeichnen ist, jedoch hohe Strombedarfe vor allem mit Blick auf die Elektrifi-

zierung des Gebäude- und Verkehrssektors vorliegen oder zu erwarten sind (Abschnitt 

3.2.2). Durch den Direktverbrauch des PV-Stroms vor Ort entstehen für den selbst ver-

brauchten Strom keine Leitungsverluste und es muss tendenziell weniger Strom über 

das Netz bezogen werden, wodurch die regionalen Leitungskapazitäten situativ abhängig 

von Bezugs- und Einspeisespitzen weniger ausgelastet werden. Zudem können Strombe-

darfsspitzen durch Eigenproduktion und smarte Verbrauchssteuerung geglättet werden. 

Dezentrale Energieversorgung kann gemeinsam mit einer digitalisierten Steuerung effi-

zient in das Stromsystem eingebunden werden. Darüber hinaus kann die Möglichkeit der 

Partizipation an der Energiewende die Akzeptanz für die Umsetzung in der Bevölkerung 

positiv beeinflussen. Auch der Autarkiegrad der angeschlossenen Gebäude kann durch 

die geeignete technische Ausstattung und Steuerung deutlich erhöht werden. So errei-

chen einzelne EFH mithilfe eines PV-Speichersystems bereits Autarkiegrade von bis zu 

95 % (HTW Berlin 2024).1  

Für die Gebäudeeigentümerinnen und -eigentümer sowie Vermietende bietet Gebäude- 

und Mieterstrom wirtschaftliche Potenziale und die Chance auf eine neue Einnahme-

quelle (siehe Wirtschaftlichkeitsanalyse in Kapitel 4). Vermietende können mit Mieter-

 
1 Im Falle hoher Erzeugungs- und Speicherkapazitäten sowie zusätzlichen alternativen Erzeugungs- und Umwandlungskapazitäten, 
bspw. Blockheizkraftwerke, kann in manchen Fällen auch eine gänzliche Energieautarkie erreicht werden. Dies ist allerdings nur in 
einigen Fällen umsetzbar und aufgrund der hohen Investitionskosten nicht kosteneffizient (Kleinebrahm et al. 2023). 
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strom ihre Immobilie aufwerten und nachhaltiger gestalten. Da Gebäude- und Mieter-

strom günstigeren Strom für die Mietenden bietet, erhöht sich die Chance auf längerfris-

tige Mietverhältnisse. 

Nachhaltigkeit wird für viele Mietergruppen immer wichtiger, was zu einer höheren Nach-

frage führt. Hauptvorteil für die Nutzenden im Gebäude sind aber zunächst einmal mögli-

che wirtschaftliche Vorteile, da auf den vor Ort erzeugten und verbrauchten Strom keine 

Netzentgelte, Umlagen oder Abgaben zu zahlen sind und entsprechend Gebäude- und 

Mieterstrom in der Regel deutlich günstiger angeboten werden kann.  

Als weiteren Punkt kann Gebäude- und Mieterstrom auch eine sozialpolitische Steue-

rungswirkung haben. Mit Blick auf die geringe Wohneigentumsquote in Deutschland ist 

es durch Mieterstrom möglich, dass die große Bevölkerungsgruppe der Mietenden an 

den technologischen Fortschritten und den damit einhergehenden Kostenreduktionen 

von Solarstrom teilhaben können. Das Mieterstromkonzept ermöglicht Bewohnenden 

von Mehrparteienhäusern, die oftmals nicht die Möglichkeit haben, eigene Solaranlagen 

zu installieren, dennoch von lokal erzeugtem Solarstrom und der Energiewende zu profi-

tieren. 

 

2.2.2. Nachteile 

Allerdings hat Gebäude- und Mieterstrom auch eine Reihe von Nachteilen. Potenzielle 

Probleme im Zuge des PV-Ausbaus ergeben sich, weil es bisher an nötigen flexiblen Ver-

brauchsanpassungen, intelligenten Netzen und Stromzählern wie auch an der Regelbar-

keit einzelner Anlagen mangelt. Insbesondere eine steigende Einspeisung durch einen ra-

piden Ausbau von PV-Anlagen kann die aktuell verfügbaren Leitungskapazitäten über-

schreiten, da diese oft nicht für die hohe Einspeisung aus dezentralen Quellen ausgelegt 

sind. Deshalb hat die Menge des abgeregelten Stroms in den letzten Jahren deutlich zu-

genommen (BNetzA 2025d, Abschnitt 3.2). Dies gilt, falls die Anlagen Überschussstrom, 

der den eigenen Bedarf übersteigt, ins Netz einspeisen, was zu Netzengpässen und ei-

nem erhöhten Bedarf an Netzausbau- und Regelungsmaßnahmen führen kann. Daher 

erfordert die schwankende Einspeisung ein flexibles Energiemanagement und den Aus-

bau von Speichern sowie ein Anreizen weiterer Flexibilitätsoptionen, um Angebot und 
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Nachfrage besser in Einklang zu bringen und einen Anstieg der Netzkosten zu begren-

zen.  

Für die Gebäudeeigentümerinnen und -eigentümer bzw. Lieferanten besteht ein hoher 

administrativer Aufwand, da neben der einmaligen Planung, Finanzierung, Installation 

und Anmeldung der Anlage auch die laufende Stromproduktion und der Reststrom sowie 

die Abrechnung und der Vertrieb an die Mietenden organisiert werden müssen. Die Ge-

bäudeeigentümerin bzw. der Gebäudeeigentümer kann zwar alle wichtigen Schritte in 

der eigenen Hand behalten, wird allerdings beim Grundmodell zum Energieversorger 

und übernimmt damit alle zugehörigen Rechte und Pflichten (Lieferantenpflicht). Die Ko-

ordination mit den Netz- und Messstellenbetreibern ist zudem herausfordernd. Die Regu-

latorien haben einen Dienstleistungsmarkt entstehen lassen, bei dem Mieterstromexper-

ten die hochkomplexe Projektierung, die Gebäude- und Messtechnik sowie die Abrech-

nung übernehmen können (siehe Experteninterviews in Kapitel 5). Nur durch das Know-

how der behördlichen Richtlinien und digitalisierte Abläufe können Mieterstromanbieter 

die Projekte erfolgreich umsetzen. Private Kleinvermieter und Wohneigentümergemein-

schaften sind daher praktisch kaum in der Lage, die gesamten Prozesse ohne Hinzuzie-

hen von Beratenden und Mieterstromanbietern selbst zu organisieren.  

Für Gebäude- und Mieterstromverträge – wie für alle Strombezugsverträge – besteht 

Vertragsfreiheit, was bedeutet, dass Mietende sich ihren Stromanbieter aussuchen kön-

nen und gegen den selbst produzierten PV-Strom auf dem Gebäude entscheiden können. 

Dies erhöht das wirtschaftliche Risiko für den Anlagenbetreiber erheblich. Zwar ist aus 

Mietersicht eine Entscheidung gegen den eigenen PV-Strom in der Regel nicht ratsam, da 

Mieterstrommodelle für Mietende in der Regel finanzielle Vorteile liefern, könnte aber bei 

geringer Aufklärungsarbeit, ideologischen Differenzen, oder persönlichen Gründen zu ei-

ner geringeren Teilnahmequote führen.  

Der Verkauf von Gebäude- und Mieterstrom ist gewerbesteuerpflichtig, was zu einem 

möglichen Hemmnis für Unternehmen führt, wenn diese ihren Gewerbeertrag nach der 

sog. erweiterten gewerbesteuerlichen Kürzung (§ 9 Nr. 1 S. 2 ff. GewStG) minimieren kön-

nen. Dies betrifft vor allem Wohnungsunternehmen, deren Umsätze hauptsächlich aus 

Vermietung und Verpachtung stammen. Wollen diese Gebäude- oder Mieterstrom ver-

kaufen, müssen sie sicherstellen, dass die Einnahmen aus der Lieferung von Strom aus 



12 

erneuerbaren Energien sowie dem Betrieb von Ladestationen im Wirtschaftsjahr nicht zu 

hoch sind, da sonst die gewerbesteuerliche Kürzung für das gesamte Unternehmen nicht 

mehr möglich ist. Im Solarpaket 1 wurde diese Grenze auf 20 % angehoben, jedoch ver-

meiden die meisten Immobilienunternehmen es grundsätzlich, gewerbesteuerpflichtige 

Einnahmen zu generieren und in die Nähe der Bemessungsgrenze zu kommen 

(Bundestag 2024). Größere Immobilienunternehmen können dieses Problem umgehen, 

indem sie eine Tochtergesellschaft für Energiedienstleistungen gründen. Für kleinere Im-

mobilienunternehmen stellt dies jedoch weiterhin ein Hemmnis dar. 

Eine weitere Komplexität resultiert aus dem hohen Abstimmungsbedarf zwischen den 

Wohneigentümern in Wohneigentumsgemeinschaften (WEG), der von vielen individuellen 

Faktoren abhängig ist. Zwar gab es im Jahr 2020 mit dem Wohnungseigentumsmoderni-

sierungsgesetz etliche Änderungen, die Umbauten im Gebäude erleichtern. Trotzdem 

bleibt gerade die Umsetzung – wie etwa die Installation einer PV-Anlage und die Überein-

kunft über die Realisierung eines bestimmten Mieterstrommodells – äußerst vorausset-

zungsreich. So ist auch nach der Herabsenkung der bisher notwendigen Dreiviertelmehr-

heit für die gemeinsame Modernisierung immer noch eine einfache Mehrheit aller Eigen-

tümerinnen und -eigentümern erforderlich (BMJ 2020). Darüber hinaus müssen alle Woh-

nungseigentümer den Kostenanteil tragen, wenn die Maßnahme zu Kosteneinsparungen 

in der Zukunft führt und sich die Investition in einem angemessenen Zeitraum amorti-

siert (in der Regel innerhalb von 10 Jahren), selbst wenn einzelne Wohnungseigentümer 

dagegen gestimmt haben.  

 

2.3. Regelungen und Reformen des Mieterstroms 

Das Mieterstromgesetz ist am 25. Juli 2017 in Kraft getreten und regelt seither die Ver-

tragslaufzeiten und die Preisgestaltung beim Mieterstrom, voneinander getrennte und 

unabhängige Verträge bei Mietvertrag und Mieterstromvertrag sowie Regelungen für 

selbst verbrauchten Strom im Gebäude (Bundestag 2017). Im Folgenden sind die wich-

tigsten Regelungen aufgeführt: 

• Betreiber von Solaranlagen bis 100 kW auf, an oder in Wohngebäuden, können den 

Strom an Bewohnende (Letztverbrauchende) liefern (§ 21 Abs. 3 EEG). Der Solarstrom 
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muss innerhalb des Gebäudes/Quartiers verbraucht werden (§ 21 Abs. 3 Nr. 1 EEG) 

und muss ohne Netzdurchleitung weitergegeben werden (§ 21 Abs. 3 Nr. 2 EEG). 

• Anlagenbetreiber erhalten einen Mieterstromzuschlag vom Netzbetreiber für direkt 

im Gebäude verbrauchten Strom (§ 19 Abs. 1 Nr. 3 EEG i. V. m. § 21 Abs. 3 EEG). Die-

ser Zuschlag wird für jede kWh gewährt, die der Anlagenbetreiber direkt an die Ver-

brauchenden verkauft und der direkt von jenen verbraucht wird.  

• Der Mieterstromzuschlag wird lediglich bis zu einer Zubaugrenze von jährlich 500 

MWp ausgezahlt (§ 23b Abs. 3 EEG). Darüber hinaus wird kein Zuschlag gewährt.  

• Mieterstromzuschläge und Einspeisevergütung sind jeweils für die Dauer von 20 Jah-

ren zu zahlen (§ 25 EEG). Die Höhe der Einspeisevergütung wird in § 48 Abs. 2 EEG 

geregelt. 

• Der zu zahlende Preis für die Stromlieferung durch den Anlagenbetreiber an die Be-

wohnenden des Gebäudes darf maximal 90 % des Grundversorgungstarifs des loka-

len Netzgebiets betragen (§ 42a Abs. 4 S. 1 EnWG) 

• Das Vertragskopplungsverbot (§ 42a Abs. 2 EnWG) von Miet- und Energieversor-

gungsverträgen verbietet einen zusammenhängenden Miet- und Stromvertrag. 

• Die Vertragsfreiheit bei Stromverträgen, die Mietenden die freie Wahl lässt, ob sie 

Mieterstrom beziehen möchten. Mieterstromverträge dürfen darüber hinaus maximal 

zwei Jahre bestehen und dürfen nicht stillschweigend verlängert werden § 42a Abs. 3 

EnWG). 

• Die Vollversorgungspflicht verlangt, dass der Mieterstromvertrag die Versorgung des 

kompletten Gebäudes umfassen muss, nicht nur den Strom der PV-Anlage. Der Anla-

genbetreiber wird zum Stromlieferanten und muss sich auch um den Reststrom küm-

mern (§ 42 Abs. 2 S. 6 EnWG). 

Am Mieterstromgesetz gab es von Beginn an viele Kritikpunkte. Kritisiert wurden insbe-

sondere: hohe bürokratische Hürden; die volle Belastung des verbrauchten Stroms durch 

die EEG-Umlage (inzwischen entfallen); die Verpflichtung zur Restrombelieferung (Liefe-

rantenpflicht im Sinne des Energiewirtschaftsgesetzes) für den Anlagenbetreiber; der 

Ausschluss der gemeinschaftlichen Energienutzung benachbarter Gebäude oder inner-
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halb von Quartieren; der mögliche Ausschluss von Gewerbeflächen; das Risiko des Ver-

lusts der Gewerbesteuerbefreiung; sowie die Nichteinführung von Freigrenzen für kleine 

Anlagen.  

Mit der EEG-Novelle 2021 gab es erste Verbesserungen aus Sicht der Anlagenbetreiber, 

jedoch auch neue Hürden. Erstmalig wurden die Einnahmen von der Gewerbesteuer-

pflicht befreit und PV-Anlagen konnten nun in Quartieren zusammengelegt werden. Zu-

dem wurde der Mieterstromzuschlag geringfügig angehoben. Die Belastung durch die 

EEG-Umlage blieb jedoch bis zum Jahr 2022 bestehen. Zudem wurden verpflichtende 

Ausschreibungen für große PV-Aufdachanlagen eingeführt. Diese sind mit einem anfangs 

geringen Ausschreibungsvolumen von 300 MW in 2021 gestartet. Die Grenze zur ver-

pflichtenden Teilnahme an den Ausschreibungen liegt aktuell bei einer Nennleistung von 

1.000 kWp. 

Mit dem Gesetz zur Änderung des EEG und weiterer energiewirtschaftlicher Vorschriften 

zur Steigerung des Ausbaus photovoltaischer Energieerzeugung (Solarpaket 1) wurde 

2024 neben Anhebungen von Fördersätzen, Grenzwerten für Direktvermarktung und 

Vereinfachungen für Anlagezusammenlegungen auch der Gebäudestrom (Gemeinschaft-

liche Gebäudeversorgung – gGV) eingeführt (Bundestag 2024). Wie in Abschnitt 2.5.1 nä-

her erklärt, soll der Gebäudestrom die Lieferung von Solarstrom innerhalb des Gebäudes 

erleichtern und entbürokratisieren, da die Eigentümerin bzw. der Eigentümer von der Lie-

ferantenpflicht zur Reststrombelieferung ausgenommen wird. Die eingeführte Grenze zur 

verpflichtenden Teilnahme an Ausschreibungen soll zudem erneut auf 750 kWp absin-

ken. Diese Grenze liegt zwar oberhalb der meisten Anlagen auf MFH, allerdings müssen 

dadurch Großprojekte im Bereich des Mieterstroms, beispielsweise Quartierslösungen, an 

den Ausschreibungen teilnehmen. 

Im Februar 2025 trat das Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts zur Vermei-

dung von temporären Erzeugungsüberschüssen (Solarspitzengesetz) in Kraft. Wichtige 

Änderungen betreffen die Reduktion der Einspeiseleistung von PV-Anlagen <25 kWp auf 

60 %, falls diese nicht mit einem intelligenten Messsystem (iMSys) ausgestattet sind 

(Bundestag 2025). Zudem entfällt die Einspeisevergütung, wenn die Börsenstrompreise 

während hoher Erzeugungsspitzen ins Negative fallen. In diesen Zeiten würde der über-

schüssige Strom unentgeltlich ins Netz eingespeist, falls keine alternative Nutzung oder 
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Speicherung möglich ist. Diese Regelung soll Anreize für einen höheren Eigenverbrauch 

und eine netzdienlichere Fahrweise schaffen, indem sie eine intelligente Verbrauchsver-

teilung sowie den Einsatz von Stromspeichern fördert, um Erzeugungsspitzen zu reduzie-

ren. Die entgangene Förderung in Zeiten negativer Strompreise kann nach Ablauf der 20-

jährigen Förderdauer nachgeholt werden, sofern die Anlage mit einem intelligenten 

Messsystem ausgestattet ist. Weitere Änderungen bestehen in Anreizen für Investitionen 

in Speicherlösungen, um überschüssigen Solarstrom vor Ort zu nutzen und das Netz zu 

entlasten, sowie der verpflichtenden Nutzung von Stromspeichern bei Anlagen über 100 

kWp. 

Abbildung 2 zeigt den Verlauf der wichtigsten Änderungen im Bereich des EEG und der 

den Mieterstrom betreffenden Gesetzesänderungen.  
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Abbildung 2: Chronologie der Gesetzgebung zum PV-Ausbau und Gebäude- und Mieterstrom. Quelle: Ei-
gene Darstellung, basierend auf Müller 2016; Verbraucherzentrale 2025; PV Magazine 2025, 2024; Buzer 
2012; Bundesregierung 2024   
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2.4. Modellvarianten des Mieterstroms 

Zusätzlich zum bisher erklärten Grundmodell existieren weitere Mieterstrom-Modelle in 

verschiedenen Ausgestaltungen, sowohl mit als auch ohne EEG-Förderung (BNetzA 

2025e, 2025h). Allen Modellen ist gemein, dass der Strom vor Ort mithilfe von PV-Anla-

gen, BHKW oder vergleichbaren Erzeugungstechnologien erzeugt wird. Dieser Strom wird 

vorrangig an die Bewohnenden des Gebäudes innerhalb der sogenannten Kundenanlage 

geliefert und dort verbraucht, ohne das öffentliche Netz zu nutzen. Überschüssig erzeug-

ter Strom, der nicht vor Ort verbraucht werden kann, wird in das öffentliche Stromnetz 

eingespeist. Tabelle 2 liefert eine Übersicht der verschiedenen Aufgaben und Pflichten 

der Gebäudeeigentümer in den verschiedenen Mieterstrommodellen und beim Gebäu-

destrommodell. Tabelle 3 zeigt die Vor- und Nachteile der Modellvarianten für Gebäude-

eigentümer ggü. dem Mieterstrom-Grundmodell in einer Übersicht. 

Tabelle 2: Anforderungen an Eigentümer abhängig Gebäude- und Mieterstrommodell 

 
Grund-
modell 

Liefer- 
ketten- 
modell 

Dach-
pacht- 
modell 

Vollein-
speisung gGV 

Planung X   X X 

Kontaktierung der Mietenden 
bzgl. Interesse 

X    X 

Finanzierung X   X X 

Behördliche Anmeldung und 
Genehmigung* 

X   X X 

Installation X   X X 

Betrieb/Produktion X X  X X 

Reststrombelieferung/  
Komplettversorgungspflicht 

X X    

Verbrauchsmessung X (X)   X 

Abrechnung X (X)   X 

Strompreisdeckelung X X    

Kopplungsverbot Mietvertrag X X X  X 

Laufzeitdeckung   X X  
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis des EEG, EnWG und Experteninterviews. Erläuterung: X = Pflichten der 
Eigentümer, (X) = Unterstützung der Eigentümer durch externe Dienstleister oder Softwarelösungen, lee-
res Feld = keine Pflicht der Eigentümer; *bei Netzbetreiber, Marktstammregister, Hauptzollamt 
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Tabelle 3: Vor- und Nachteile der Modellvarianten für Gebäudeeigentümer ggü. Grundmodell 

Vorteile Nachteile 

Mieterstrom – Lieferkettenmodell 

• Hilfe bei Meldeprozessen und Abrechnung 

• Geringer laufender Aufwand 

• Geringes finanzielles Risiko 

• Verminderte Rendite  

Mieterstrom – Dachpachtmodell  

• Komplettes Outsourcing der Arbeit 

• Kein Aufwand bzgl. Planung, Installation, 
Abwicklung, Abrechnung mit Mietenden 

• Keine Gefahr der Gewerbesteuerpflicht für 
Mieteinnahmen für Immobilienunterneh-
men 

• Geringe oder keine Pachterträge 

• Paradox der Wertminderung der Immobi-
lie durch PV-Anlage (positiv) und Eintrag 
ins Grundbuch des Niesbrauchs bzw. der 
Dienstbarkeit für 20-30 Jahre (negativ) 

Gebäudestrom (Gemeinschaftliche Gebäudeversorgung – gGV) 

• Keine Verpflichtung als Stromvollversor-
ger zur Restromlieferung 

• Vereinfachte Stromabrechnung, da Betrei-
bende nicht verpflichtet sind, gemäß 
EnWG eine vollständige Energieabrech-
nung mit umfangreichen Informations-
pflichten zu erstellen  

• Verpflichtende (15-minuten-genaue) Mes-
sung mit intelligenten Messsystemen  

• Keine Förderungen mit Mieterstromzu-
schlag  

• Da Mietende separate Verträge für Rest-
strom (mit Grundgebühren) schließen 
müssen, verringerten sich die Preisgestal-
tungsmöglichkeiten für den verkauften 
PV-Strom 

Volleinspeisung 

• Keine Verbrauchsmessung oder Abrech-
nung notwendig 

• Geringe Einnahmen durch Einspeisever-
gütung im Verhältnis zum Mieterstrom-
preis 

• Größere Abhängigkeit von Förderung der 
Einspeisevergütung  

 

2.4.1. Lieferkettenmodell 

Das Lieferkettenmodell oder auch Contracting-Modell beinhaltet die Einbindung von 

Energiedienstleistern in den Mieterstrommarkt und wurde am 1. Januar 2021 in einer 

EEG-Novelle eingeführt (BNetzA 2025h). Hierbei übernimmt ein externer Dienstleister 

den Betrieb der PV-Anlage sowie die Abrechnung des erzeugten Stroms. Dieser Ansatz 
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entlastet die Vermietenden von administrativen Aufgaben und erlaubt es ihnen, sich auf 

ihr Kerngeschäft zu konzentrieren. Energiedienstleister bieten darüber hinaus oft Kom-

plettlösungen an, die neben der Stromerzeugung und -verteilung auch die Wartung der 

Anlagen umfassen. 

Für die Mietenden bedeutet dieses Modell unter Umständen eine höhere Preisersparnis, 

da Energiedienstleister oft über längere Laufzeiten hinweg stabile Strompreise garantie-

ren können. Gleichzeitig wird das Risiko eines technischen Ausfalls der Anlagen mini-

miert, da die Wartung professionell durchgeführt wird. Ein Nachteil dieses Modells be-

steht jedoch darin, dass die Renditen für die Vermietenden tendenziell geringer ausfallen 

als beim direkten Betrieb der Anlagen, da der Dienstleister einen Teil der Erträge als Ver-

gütung für seine Leistungen einbehält. 

 

2.4.2. Dachpachtmodell 

Eine weitere Variante der Mieterstromnutzung stellt das Dachpachtmodell dar 

(Verbraucherzentrale 2017). In diesem Modell verpachtet der Vermietende die komplette 

Dachfläche an einen externen Energiedienstleister oder sogenannten Contractor, ein Un-

ternehmen, das dann die Fläche für das PV-Projekt nutzt. Der Contractor plant, finanziert 

und installiert die PV-Anlage, betreibt diese und kümmert sich um die Abrechnung und 

Abwicklung mit den Mietenden.  

Einen entscheidenden Vorteil liefert diese Variante für Immobilienunternehmen und ge-

werblich Vermietende: Per Gesetz sind Mieteinnahmen von der Gewerbesteuer befreit, 

Einnahmen aus dem Mieterstrom jedoch nur unter bestimmten Voraussetzungen. Ist der 

Anteil der Einnahmen aus Mieterstrom zu hoch, rutschen auch alle anderen Einkünfte in 

die Gewerbesteuerpflicht. Im Solarpaket 1 hat man diese Hürde zwar auf 20 % angeho-

ben, die meisten Wohnungsunternehmen stellen sich jedoch meistens nicht dem Risiko 

und gründen eine Tochtergesellschaft, die auf die Energieversorgung fokussiert ist. Für 

kleinere Unternehmen, die keine Tochtergesellschaft gründen können oder wollen, bietet 

das Dachpachtmodell eine Alternative, da die Einnahmen so gering sind, dass das Risiko 

über die 20-%-Hürde zu kommen, nicht besteht.  
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Diese Variante liefert in der Praxis die geringsten Erträge für den Vermietenden, ist je-

doch auch mit sehr geringem Aufwand verbunden. Des Weiteren kommt es bei der Dach-

pacht zu einem wirtschaftlichen Paradoxon. Obwohl eine PV-Anlage auf dem Dach eine 

Immobilie normalerweise aufwertet, ist die Situation hier anders. Um die PV-Anlage er-

richten, instandhalten und verwalten zu können, muss der Anlagenbetreiber vollumfäng-

lich über die Dachfläche verfügen können. Um dies zu gewährleisten, wird eine Änderung 

im Grundbuch der Eigentümerin bzw. des Eigentümers der Immobilie vorgenommen und 

ein Niesbrauch vereinbart. Sowohl die Offenlegung des Grundbuches als auch der einge-

tragene Niesbrauch wirken für einen potenziellen Verkauf und für zukünftige Interes-

sierte wertmindernd, da eine neue Eigentümerin bzw. ein neuer Eigentümer nicht voll-

umfänglich über das Gebäude verfügen kann.  

 

2.5. Mieterstromähnliche Modelle 

Die bisher vorgestellten Modelle fallen alle trotz ihrer unterschiedlichen Ausgestaltungs-

möglichkeiten unter die Förderung nach EEG und dem Mieterstromzuschlag. Zusätzlich 

zu diesen Varianten existieren weitere Alternativen, die allerdings nicht im Sinne des Mie-

terstromgesetzes förderfähig sind.  

 

2.5.1. Gebäudestrom (Gemeinschaftliche Gebäudeversorgung – gGV) 

Mit dem Solarpaket 1 (in Kraft seit dem 16.05.2024) wurde der sogenannte Gebäu-

destrom als Ergänzung ins Portfolio der Energieversorgung in Mehrfamilienhäusern ein-

geführt. Er hat das Ziel, die Energielieferung innerhalb eines Gebäudes zu vereinfachen 

und zu entbürokratisieren. Die gesetzlichen Regelungen finden sich in § 42b EnWG. Die 

Grundvoraussetzungen für den Gebäudestrom unterscheiden sich nicht gravierend von 

den Voraussetzungen für Mieterstromanlagen, es gibt jedoch auch wichtige Unterschiede 

(BMWK 2024; BSW 2024): Sowohl Produktion und Verbrauch des PV-Stroms müssen im 

gleichen Gebäude (inkl. Nebenanlagen) stattfinden und die öffentlichen Netze dürfen 

nicht belastet werden. Im Gegensatz zum Mieterstrom muss der Strombezug jedoch 15-

Minuten-genau gemessen werden, was im Idealfall über Smart Meter bilanziert wird. 

Überschüsse aus der Stromproduktion werden, wie beim Mieterstrom, in das öffentliche 
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Netz eingespeist und nach dem EEG vergütet. Eine gesonderte Vergütung (wie z. B. der 

Mieterstromzuschlag) gibt es nicht. Es entfallen zudem die für große Stromversorger gel-

tenden Informationspflichten für Werbung, Verträge, Rechnungen und Stromkennzeich-

nung. Anders als beim Mieterstrom ist außerdem der Verkauf des PV-Stroms aber nicht 

an die Lieferantenpflichten nach §§ 40 ff. EnWG gekoppelt, das heißt der Vermietende 

oder Betreiber der PV-Anlage muss sich lediglich um die Bereitstellung und den Verkauf 

des lokal produzierten Stroms kümmern, eine Verpflichtung zur Reststrombesorgung 

wie beim Mieterstrom fällt weg. Konkret bedeutet das, dass ein bestehender Stromver-

trag nicht gekündigt oder angepasst werden muss, die Mietenden senken lediglich ihren 

Verbrauch aus dem bestehenden Stromliefervertrag. Sollte sich der Mietende jedoch für 

einen Wechsel zu einem anderen Stromanbieter entscheiden, so bleibt die Vertragsfrei-

heit bzgl. der Freiheit der Lieferantenwahl für den Reststrom erhalten. 

Die erhöhte mediale Resonanz und wahrgenommene Attraktivität der gGV kann auf den 

Wegfall der Verpflichtung zur Reststromlieferung zurückgeführt werden, was das Modell 

insbesondere für private und nicht gewerblich wirtschaftende Vermietende oder Neuein-

steigende am Markt erleichtert. Die Wirtschaftlichkeit ist jedoch nicht automatisch höher 

als bei Mieterstrommodellen und sollte individuell unter Berücksichtigung der jeweiligen 

Gegebenheiten betrachtet werden (Kapitel 4). Insbesondere die Komplexität der anfängli-

chen Meldeprozesse bleibt erhalten. Vor allem für bereits am Markt etablierte Mieter-

strom-Akteure bedeutet die gGV keine nennenswerte Erleichterung hinsichtlich des büro-

kratischen Aufwands zu Beginn und dem laufenden Betrieb des Projekts. Des Weiteren 

bedeutet die 15-Minuten-genaue Abrechnung eine verpflichtende Verwendung von Smart 

Metern, die zum jetzigen Stand nicht uneingeschränkt von jedem Messstellenbetreiber 

zur Verfügung gestellt werden können (siehe Experteninterviews, Kapitel 5). 

 

2.5.2. Volleinspeisung 

Die Volleinspeisung von Solarstrom bezeichnet das Konzept, bei dem der gesamte durch 

eine PV-Anlage erzeugte Strom vollständig in das öffentliche Stromnetz eingespeist wird 

und stellt die einfachste Form der Vermarktung lokal erzeugter Energie dar (BNetzA 

2025h). Die Betreiber erhalten eine Einspeisevergütung, die in der Regel durch staatliche 
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Fördermechanismen, wie das EEG in Deutschland, geregelt wird. Im Falle der Volleinspei-

sung erfolgt kein Eigenverbrauch des erzeugten Stroms durch den Anlagenbetreiber. 

Stattdessen wird der benötigte Strom bei Bedarf aus dem öffentlichen Netz zu den übli-

chen Marktpreisen bezogen, die häufig höher ausfallen als die Einspeisevergütung. Die 

Volleinspeisung stellt somit eine Form der wirtschaftlichen Nutzung von PV-Anlagen dar, 

bei der der erzeugte Strom primär zur Einspeisung ins Netz dient, während der Betreiber 

selbst vom öffentlichen Stromnetz abhängig bleibt. Dieses Modell war in der Vergangen-

heit weit verbreitet, bevor der Eigenverbrauch und die dezentrale Nutzung von Solar-

strom verstärkt in den Vordergrund rückten (Abschnitt 3.2). Durch das Gesetz zur Ände-

rung des Energiewirtschaftsrechts zur Vermeidung von temporären Erzeugungsüber-

schüssen oder umgangssprachlich „Solarspitzengesetz“ im Februar 2025, wurde die 

Volleinspeisung unattraktiver: Wenn eine neu installierte Solaranlage bis 100 kWp nicht 

mit einem intelligenten Messsystem (iMSys) ausgestattet ist, wird die Einspeiseleistung 

auf 60 % herabgesetzt (Bundestag 2025). Die iMSys sind im Moment noch nicht in einem 

Maße verbreitet, dass sie für alle neue Anlagen ausreichen würden, um die Drosselung zu 

vermeiden. Darüber hinaus wurde im Solarspitzengesetz beschlossen, dass keine Einspei-

severgütung gezahlt wird, wenn die Börsenstrompreise während hoher Erzeugungsspit-

zen negativ sind. Dadurch, dass der Strom in diesen Zeiten nicht anderweitig verbraucht 

werden kann, wird er unentgeltlich ins Netz eingespeist. Diese Einschränkung soll einen 

höheren Eigenverbrauch durch intelligente Verbrauchsverteilung und die Nutzung von 

Stromspeichern belohnen und dadurch Erzeugungsspitzen vermeiden.  

 

2.6. Messkonzepte 

Damit die Gebäudebewohnenden vom Ertrag der PV-Anlage profitieren können, ist ein 

sogenanntes Messkonzept erforderlich, welches die Messung und Abrechnung des gelie-

ferten Stroms für die abnehmenden Wohneinheiten regelt. Ein Messkonzept muss eine 

Reihe von Anforderungen erfüllen, wie beispielsweise eichrechtliche Vorgaben für die 

Zähler, eine transparente und datenschutzkonforme Dokumentation des Stromver-

brauchs oder die Einhaltung des Messstellenbetriebsgesetzes (MsbG). In aller Regel ver-

fügt jede Wohnung über einen individuellen Stromzähler, über den der Stromverbrauch 
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mit dem Versorger abgerechnet wird. Durch Umbauten an der zentralen Stromversor-

gung und Verteilung müssen diese für ein Messkonzept umgerüstet werden. 

Aktuell sind größtenteils das physische Summenzählermodell und das virtuelle Sum-

menzählermodell verbreitet, die im Folgenden kurz erläutert werden. Ein inzwischen we-

niger oft verwendetes Modell der physischen Erfassung der Stromflüsse besteht aus dem 

Zweischienen-Modell. Bei dieser Methode zur Umsetzung von Mieterstromprojekten wird 

der erzeugte Strom über zwei verschiedene Stromschienen entweder an die teilnehmen-

den Mietenden verteilt und ins Netz eingespeist oder der Netzstrom wird über eine zweite 

Schiene an die nicht teilnehmenden Mietenden weitergeleitet (VSWG 2019). Das System 

benötigt eine doppelte Messtechnik, sorgt allerdings auch für eine einfache und zuord-

nungssichere Messung von Verbrauch und Erzeugung. Das Verfahren führt zudem zu er-

höhten Kosten. Aufgrund dieser Nachteile gilt das Zweischienen-Modell heute als veraltet 

und wird selten empfohlen (VSWG 2019). 

 

2.6.1. Physisches Summenzählermodell 

Im physischen Summenzählermodell erfasst ein zentraler Summenzähler den Gesamt-

verbrauch (bzw. das Saldo) für das gesamte Gebäude. Es gibt keine individuellen Ver-

brauchszähler, und die Berechnung erfolgt rein analog. Das Modell war lange Zeit am 

weitesten verbreitet (VSWG 2019). Das Messkonzept muss mit dem zuständigen Netzbe-

treiber abgestimmt sein, entspricht in der Regel aber einem standardisierten BDEW-

Messkonzept für Kundenanlagen. Die Gesamtrechnung des Mieterstromanbieters wird 

anteilig auf Mietende umgelegt. Ein Liefervertrag deckt PV- und Netzstrom gemeinsam 

(Vollversorgung). Typischerweise ist ein Mischpreis je kWh für die Mietenden festgelegt, 

der aus dem Anteil Solar- und Reststrom kalkuliert wird (metergrid 2024). Eine zeitvari-

able Abrechnung (z. B. Doppeltarif für PV-Strom vs. Netzbezug) ist ebenfalls möglich und 

kann zu positiven Steuerungsanreizen führen (siehe Abschnitt 4.1).  
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2.6.2. Virtuelles Summenzählermodell 

Durch die digitale Bündelung mehrerer Wohnungs- und PV-Zähler zu einem virtuellen 

Summenzähler mithilfe von Smart-Meter-Gateways und spezialisierter Software entfällt 

die Notwendigkeit eines physischen Hauptzählers (Solarize 2023). Diese sogenannte Lo-

kationsbündelung erlaubt eine rechnerische Zusammenfassung der Verbrauchsdaten 

und bildet die Grundlage für eine zentrale, digitale Abrechnung. Ein Smart-Meter-Gate-

way ist das digitale Herzstück moderner Stromzählerinfrastruktur. Es verbindet den intel-

ligenten Stromzähler (Smart Meter) mit externen IT-Systemen – zum Beispiel dem Netz-

betreiber, dem Stromversorger oder dem Energiedienstleister – über eine sichere Daten-

verbindung (BNetzA 2025g). Die wichtigsten Funktionen sind: sichere Datenübertragung, 

Fernkommunikation, Energiemanagement sowie die Grundlage für dynamische Tarife 

und die intelligente Steuerung von z. B. Wallboxen und Wärmepumpen. Eine Übersicht 

über die technischen Anschlussbedingungen (TAB), die Ausarbeitung der Hauptstrom-

pläne des Messsystems und die Messpunkte des Zählersystems kann bei Abrechnungs-

spezialisten eingesehen werden (Hager 2024). 

Rechtlich ist dieses Modell seit 2023 dem klassischen physischen Zählermodell gleichge-

stellt, vorausgesetzt, alle beteiligten Zähler sind iMSys oder registrierende Leistungsmes-

sung (RLM) mit viertelstundengenauer Erfassung (Solarize 2023). Damit sind auch die 

Förderkonditionen des EEG (z. B. 100 kW-Grenze, 90 %-Preisdeckel) anwendbar, sofern 

Mieterstromzuschläge genutzt werden. Für die Stromversorgung im Grundmodell (vgl. 

Abschnitt 2.1) ist ein Gesamtliefervertrag für alle Strommengen gemeinsam erforderlich. 

Virtuelle Summenzähler ermöglichen außerdem die Gebäudestrommodelle, bei denen 

der PV-Strom separat geliefert werden kann – in dem Fall sind getrennte Verträge für 

PV- und Netzstrom möglich (einen mit dem Vermietenden für PV-Strom, einen mit ihrem 

Versorger für Reststrom). Viertelstündliche Messwerte erlauben zudem eine differenzierte 

Abrechnung, z. B. mit Sondertarifen für tatsächlichen PV-Verbrauch und Normaltarifen 

für Reststrom. 

Jeder Mietende verfügt über einen eigenen Smart Meter, der den Verbrauch in Echtzeit 

erfasst und digital überträgt. Die Abrechnung erfolgt automatisiert über ein zentrales 



25 

System, das auf Echtzeitdaten basiert. Die Struktur kombiniert individuelle Verbrauchs-

messung mit einer zentralisierten, digitalen Abrechnung – eine Lösung, die besonders für 

präzise Verbrauchszuteilung, digitale Steuerung und flexible Nutzung geeignet ist. 

Der zunehmende Einsatz von iMSys im Mieterstromsegment steht im direkten Zusam-

menhang mit dem technologischen Wandel und der gesetzlichen Weiterentwicklung, ins-

besondere im Messstellenbetriebsgesetz. Während in der Vergangenheit vorwiegend 

klassische Summenzähler zum Einsatz kamen, zeigte eine Umfrage des VKU eine klare 

Verschiebung: Für damals geplante Projekte planten bereits knapp die Hälfte der befrag-

ten Unternehmen den Einsatz von iMSys, während nur noch 32 % an traditionellen Sum-

menzählermodellen festhielten (VKU 2018). Diese Entwicklung wird durch rechtliche Un-

sicherheiten sowie neue regulatorische Anforderungen zusätzlich begünstigt. Um dem 

gerecht zu werden, sind standardisierte iMSys gefragt, die als überregionale Blaupause 

dienen und unabhängig vom jeweiligen Netzbetreiber zuverlässig umsetzbar sind. Trotz 

des hohen technischen und administrativen Aufwands, der umfassende digitale Infra-

struktur und Fachkompetenz erfordert, wird dieses Modell durch staatliche Förderpro-

gramme attraktiv unterstützt. 
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3. Potenzialanalyse 

Um das Potenzial für den Gebäude- und Mieterstrom zu analysieren, wird zu Beginn die-

ses Abschnitts das technische Ausbaupotenzial von PV-Anlagen auf MFH auf Grundlage 

der aktualisierten Zensus-Daten zum Gebäudebestand im Jahr 2022 quantifiziert (Ab-

schnitt 3.1). Anschließend werden die Ergebnisse der Potenzialberechnung den Plänen 

und Herausforderungen des Ausbaus der Solarenergie in Deutschland gegenüberge-

stellt, um die Bedeutung und potenzielle Hürden einer breiten Anwendung von Mieter-

strommodellen zu bestimmen (Abschnitt 3.2).  

 

3.1. Ausbaupotenziale bei Mehrfamilienhäusern  

Während der PV-Ausbau insgesamt gut vorankommt, ist der Ausbau von PV-Anlagen auf 

MFH noch gering. Im Mai 2025 sind bei der Bundesnetzagentur lediglich 5.434 Mieter-

stromanlagen registriert2, verglichen mit über 3 Mio. gemeldeten PV-Anlagen (BNetzA 

2025c). Diese Studie analysiert die Potenziale des PV-Ausbaus in diesem Segment und 

den potenziellen Beitrag des Mieterstroms auf dem Pfad zur Erreichung der gesteckten 

Ausbauziele. Hierfür wird zunächst die Anzahl der relevanten Gebäude ab 3 Wohneinhei-

ten ermittelt (Abschnitt 3.2.1). Anschließend werden anhand relevanter Studien entnom-

mener Faktoren und Berechnungen die durchschnittliche Dachfläche einzelner MFH so-

wie die potenziell installierbare Leistung und der zu erwartende Ertrag der PV-Aufdach-

anlagen bestimmt und mithilfe der zuvor gewonnenen Erkenntnisse auf den aktuellen 

Gebäudebestand hochgerechnet (Abschnitt 3.2.2).  

 

3.1.1. Identifizierung des zu berücksichtigenden Gebäudebestands 

Gebäude- und Mieterstrom zielt auf Gebäude ab, in denen nicht nur die Eigentümerinnen 

und Eigentümer leben, sondern auch weitere Parteien, die sich eine gemeinschaftlich ge-

nutzte, regenerative Energiequelle teilen. In EZFH ist das selten der Fall (z. B. durch Un-

termietende oder Einliegerwohnungen), sodass die Nutzung, der Entscheidungs- und 

 
2 Anlagenbetreiber müssen der Bundesnetzagentur seit dem 1.1.2023 nicht mehr mitteilen, ob sie den Mieterstromzuschlag in An-
spruch nehmen, sodass die Einträge im Marktstammdatenregister (MaStR) nicht mehr vollständig sind. 
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Kaufprozess fast ausschließlich in einer Hand liegen und der erzeugte Strom direkt von 

der Eigentümerin bzw. dem Eigentümer verbraucht und nicht an Dritte weitergegeben 

werden muss. Daher fällt diese Gebäudeform nicht unter den Anwendungsbereich von 

Mieterstrommodellen, weshalb in der Potenzialanalyse nur Gebäude mit mindestens drei 

Wohneinheiten berücksichtigt werden. 

Von den insgesamt knapp 20 Mio. Gebäuden in Deutschland im Jahr 2022 (Destatis 

2022) fallen 3,6 Mio. Gebäude (18 %) und gut 24 Mio. Wohnungen (56 %) in den MFH-Be-

reich (alternativ auch Mehrparteiengebäude oder Geschosswohnungsbau genannt, siehe 

Tabelle 4).  

Tabelle 4: Wohngebäude und Wohnungen in Deutschland in absoluten und relativen Zahlen 

 Gebäude Wohnungen 

 
Anzahl Anteil Anzahl Anteil 

1 - 2 Wohnung(en) (EZFH)    16.327.510 82 %      19.071.374  44 % 

3 - 6 Wohnungen     2.402.605  12 %       9.694.349  22 % 

7 - 12 Wohnungen      967.282  5 %       8.460.218  20 % 

13 und mehr Wohnungen      259.870  1 %       5.880.644  14 % 

>= 3 Wohnungen (MFH) 3.629.757 18 % 24.035.211 56 % 

Summe    19.957.267  100 %      43.106.585  100 % 

Quelle: Destatis 2022 

 

Um aus dem Gebäudebestand das technische Potenzial für PV-Aufdachanlagen auf MFH 

abzuleiten, bedarf es insbesondere Annahmen darüber, wie viele Dächer grundsätzlich 

für die Installation einer PV-Anlage geeignet sind. Im Rahmen dieser Studie wird auf 

Grundlage der Potenzialberechnung von Agora Energiewende (2023) ein Faktor von 0,85 

zur Bestimmung des PV-geeigneten Gebäudebestands abgeleitet. Dieser Faktor basiert 

auf dem in Agora Energiewende (2023) abgeleiteten mittleren Anteil von 10 bis 20 % an 

Dächern, welche aus statischen Gründen für PV-Anlagen nicht geeignet sind. 

Nach Anwendung des Korrekturfaktors verbleiben 3,1 Mio. Gebäude und 20,4 Mio. Woh-

nungen (Tabelle 5). Obwohl der Terminus Mieterstrom vermeintlich nur auf Mietende ver-

weist, sind alle Bewohnenden eines Gebäudes gemeint, die sich den erneuerbaren Strom 
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teilen. Die Ergebnisse der Potenzialberechnung werden im Folgenden aber mit und ohne 

Berücksichtigung der Gebäude mit Wohneigentümergemeinschaften (WEGs) ausgewie-

sen.3 Der Grund für die Differenzierung liegt in der unsicheren Erfolgsquote aufgrund des 

höheren Abstimmungsbedarfs zwischen den Wohneigentümern.  

 

Tabelle 5: Potenzialanalyse: Ergebnisse – Anzahl geeigneter Gebäude und Wohnungen  

 
Gebäude Wohnungen 

Mieterstrompotenzial inklusive WEGs   

3 - 6 Wohnungen 2.042.214 8.240.197 

7 - 12 Wohnungen 822.190 7.191.185 

13 und mehr Wohnungen 220.890 4.998.547 

Summe 3.085.293 20.429.929 

Mieterstrompotenzial ohne WEGs   

3 - 6 Wohnungen 1.442.001 5.096.309 

7 - 12 Wohnungen 556.192 5.797.902 

13 und mehr Wohnungen 143.758 4.594.535 

Summe 2.141.951 15.488.746 

Quelle: Eigene Berechnung, basierend auf Agora Energiewende 2023; Destatis 2022 

 

Das hier abgeschätzte Potenzial liegt damit deutlich höher als das aus der Studie im Auf-

trag des Bundeswirtschaftsministeriums aus dem Jahr 2017 (Prognos/BH&W 2017). 

Diese Studie ermittelte ein Potenzial von 370.000 Gebäuden mit 3,8 Mio. Wohnungen. 

Hauptgrund hierfür war, dass die Studie das Potenzial konservativ auf Grundlage der da-

mals vorliegenden Markt- und Rahmenbedingungen kalkuliert hat. So wurden beispiels-

weise lediglich Gebäude mit mindestens 7 verschiedenen Wohnungen betrachtet, da Mie-

terstrommodelle in Gebäuden mit wenigen Wohnungen als nicht wirtschaftlich angese-

hen wurden. Zudem wurden ältere Gebäude, sanierungsbedürftige Dächer (Baujahr 

1979-1986) sowie ältere Hausbesitzende (>80 Jahre) ausgeschlossen. Diese restriktiven 

 
3 Da die Aufteilung der WEGs auf Gebäudekategorien im Zensus 2022 nicht ausgewiesen wird, werden die relativen Anteile aus dem 
Zensus 2011 verwendet und für 2022 fortgeschrieben. 



29 

Annahmen erscheinen heute nicht mehr angemessen, zumal hier eine Gesamtbetrach-

tung zur Bestimmung des technischen Potenzials von PV-Dachanlagen erfolgt, um den 

potenziellen Beitrag von PV-Anlagen auf MFH zur Erreichung der gesteckten Ausbauziele 

und zur Deckung des tendenziell steigenden Strombedarfs im Rahmen der Wärmewende 

zu bemessen.   

  

3.1.2. Berechnung des Photovoltaik-Potenzials 

Ausgehend vom ermittelten Gebäudebestand wird nun das Potenzial für PV-Dachanlagen 

berechnet. Dabei wird sich auf Dachflächen auf Wohngebäuden aufgrund von mangeln-

den Daten beschränkt, auch wenn Nebengebäude wie Garagenanlagen im Quartier 

ebenfalls geeignete Installationsorte für PV-Anlagen darstellen und seit dem EEG 2023 

alle Gebäude und damit auch Nichtwohngebäude für Mieterstrom genutzt werden kön-

nen (§ 21 Abs. 3 EEG). Die Dachfläche auf Mehrfamilienhäusern wird mithilfe von Berech-

nungen des FIW (2018) abgeleitet. Die Studie bemisst die gesamte Dachfläche von MFH 

in Deutschland auf etwa 950 Mio. Quadratmeter (qm) in 2018. Unter Hinzunahme der Er-

hebung des Gebäudebestands des Statistischen Bundesamtes für das Jahr 2018 ergibt 

sich für Gebäude mit drei oder mehr Wohneinheiten eine durchschnittliche Dachgröße 

von 297,5 qm (Destatis 2022). Dieser Durchschnittswert wird mit der ermittelten Anzahl 

von 3,1 Mio. MFH verrechnet, um die gesamte Dachfläche für das PV-Potenzial auf MFH 

zu berechnen.  

Da der Datensatz von Agora Energiewende (2023) nicht zwischen Ein-, Zwei- und Mehrfa-

milienhäusern unterscheidet, werden als Grundlage dieser Potenzialrechnung die abge-

leiteten Faktoren und Durchschnittswerte für ein durchschnittliches Wohngebäude mit 

einer Dachfläche ab 130 qm abgeleitet. Ab dieser Dachfläche ist davon auszugehen, dass 

der Großteil an EZFH aus der Betrachtung entfernt wird. Eine Auswertung aller Wohnge-

bäude mit einer Dachfläche ab 130 qm ergibt zudem eine durchschnittliche Dachfläche 

in diesem Segment von 281,3 qm und daher eine ähnliche Größenordnung wie die zuvor 

abgeleitete durchschnittliche Dachfläche von MFH von 297,5 qm (Tabelle 6).4  

 
4 Zudem wird durch den Ausschluss kleinerer Dachflächen auch sichergestellt, dass die Agora (2023) zugrundeliegende Annahme, 
dass Dächer unterhalb von 50 qm nicht für PV-Anlagen geeignet sind und daher in der folgenden Berechnung außen vor bleiben. 
Ohnehin dürfte nur ein sehr geringer Anteil der MFH über Dächer unterhalb von 50 qm verfügen und auch in dieser Größenordnung 
wird mittlerweile die Installation von PV-Anlagen angeboten (vgl. Kapitel 5). 
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Durch den Ausschluss aller kleineren Dachflächen lassen sich auf Basis des Datensatzes 

der Agora Energiewende (2023) Durchschnittswerte für Wohngebäude mit einer Dach-

größe ab 130 qm berechnen. Ausgehend von der zugrundeliegenden Gebäudestruktur 

ergibt sich daraus eine durchschnittliche maximal zu installierende Leistung von 18,5 

kWp und einem durchschnittlichen Ertrag der installierten Solaranlagen von 15,4 MWh 

pro MFH. 

Unter den Annahmen zur potenziellen Eignung von Hausdächern sowie zur abgeleiteten 

maximalen Modulfläche und installierten Leistung pro Gebäude ergibt sich – auf Basis 

des zuvor ermittelten Bestands von 3,09 Mio. MFH – ein Gesamtpotenzial von bis zu 60,4 

GW. Dies entspricht einer jährlichen Erzeugung von bis zu 50,2 TWh. Abzüglich der Wohn-

gebäude inklusive WEG sinkt das Potenzial um 30,6 % auf 41,9 GW. In diesem Fall könn-

ten jährlich bis zu 34,8 TWh Strom erzeugt werden (Abbildung 3). 

Verschiedene Faktoren können die technische Umsetzbarkeit und die Rentabilität einer 

PV-Anlage auf MFH im Rahmen des Mieterstromangebots beeinflussen und daher das 

Potenzial deutlich reduzieren. Unter anderem kann ein geringerer Ertrag im Fall einer 

nördlichen Ausrichtung der geeigneten Dachfläche zum Ausbleiben von Investitionen in 

PV-Anlagen führen.5 Falls daher der Zubau im Falle einer nördlichen Dachausrichtung 

oftmals ausbleibt, reduziert sich das Gesamtpotenzial auf MFH entsprechend.  

 
5 Mit einer Südausrichtung kann bei einer PV-Anlage, je nach Standort, von bis zu über 1.000 Volllaststunden im Jahr und demnach 
einem hohen Ertrag ausgegangen werden. Bei einer nördlichen Ausrichtung der Dachanlagen kann dieser Wert auf bis zu 500 bis 600 
Stunden im Jahr absinken. Dies zeigt, dass sich der potenzielle Ertrag der PV-Anlagen und daher die Einnahmen durch das Angebot 
des Mieterstroms nahezu halbieren können – bei gleichen Investitions- und Betriebskosten. Dabei ist zu beachten, dass die potenzielle 
Erzeugung bei einer südlichen Ausrichtung am höchsten ist, dadurch aber auch die größten Einspeisungen in das Stromnetz zur Mit-
tagszeit erfolgen. Zu dieser Zeit ergeben sich entsprechende Kannibalisierungseffekte, sodass die umfangreiche Einspeisung von PV-
Anlagen zum selben Zeitpunkt die Strompreise senkt und damit auch die zu erwartenden Erlöse der Einspeisung, wenn diese nicht 
durch die EEG-Förderung oder vertraglich festgesetzt sind. Alternative Ausrichtungen verändern die Erzeugung und daher potenzielle 
Einspeisung im Tagesverlauf und könnten daher bei einer direkten Einspeisung tendenziell höhere Erlöse erzielen (vgl. Abschnitt 
3.2.2). 
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Tabelle 6: Abgeleitete Durchschnittswerte für ein Wohngebäude (>130 qm Dachfläche) 

 Alle Wohngebäude mit ei-
ner Dachfläche ab 130 qm 

Wohngebäude mit einer 
Dachfläche ab 130 qm, 
ohne Dächer mit Nordaus-
richtung 

Gesamte Dachfläche in qm 297,5 310,2 
Für Solarmodule geeignete Dach-
fläche in qm 

168,6 177,1 

Installierbare Nennleistung in 
kWp 

18,5 18,2 

Volllaststunden  830 927 
jährliche Stromerzeugung in kWh 15.374 16.863 

Quelle: Eigene Berechnung, basierend auf Agora Energiewende 2023; Destatis 2022; FIW 2018 

 

Um derartige Einschränkungen zu berücksichtigen, wird im Folgenden eine Variation des 

Ausbaupotenzials auf MFH ohne Berücksichtigung der Dächer mit nördlicher Ausrichtung 

berechnet. Ausgehend von der Gebäudestruktur nach Agora Energiewende (2023) redu-

ziert sich die Anzahl der betrachteten Gebäude dadurch um 26,9 %. Unter Ausschluss al-

ler Dächer mit einer nördlichen Ausrichtung ergeben sich in der Auswertung des restli-

chen Gebäudebestands zudem veränderte Durchschnittswerte pro MFH, die in Tabelle 6 

aufgeführt sind.6 Da die durchschnittliche Dachgröße in dem Segment der Wohngebäude 

ab 130 qm Dachfläche ohne Berücksichtigung von Norddächern größer ausfällt und sich 

im Schnitt eine höhere Anzahl an Volllaststunden ergibt, liegt der Ertrag pro MFH deut-

lich höher, obwohl sich das Potenzial durch die geringere Anzahl an Gebäuden signifikant 

reduziert.  

Ausgehend von diesen Annahmen ergibt sich ein Potenzial von 43,4 GW Erzeugungska-

pazität und 40,2 TWh jährlicher Erzeugung. Durch den Abzug von Dächern mit Nordaus-

richtung reduziert sich das gesamte technische Potenzial somit um 28,2 %. Werden zu-

dem die Gebäude mit WEG abgezogen, liegt das Potenzial bei 30,1 GW und 27,9 TWh pro 

Jahr (Abbildung 3). 

 
6 Ausgeschlossen werden neben Dächern mit ausschließlich nördlicher Ausrichtung auch nord-westlich oder nord-östliche Ausrichtun-
gen. 
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Abbildung 3: Potenzialanalyse: Ergebnisse – Technisches PV-Potenzial auf MFH. Quellen: Eigene Berech-
nung, basierend auf Agora Energiewende 2023; Destatis 2022; FIW 2018 

 

Ob die abgeleiteten Potenziale realisiert werden können, hängt maßgeblich von den zu-

künftigen Rahmenbedingungen ab. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Rentabilität 

von PV-Anlagen in innerstädtischen Lagen vielerorts beeinträchtigt wird, dort ist bisher 

nur ein geringer Ausbau zu verzeichnen (KfW 2024). Dies ergibt sich beispielsweise im 

Falle von Gebäuden mit mehreren Stockwerken, geringen Dachflächen und zusätzlicher 

Verschattung. Auch weitere Aspekte, wie eine geringe Teilnahme innerhalb der MFH, der 

zu erwartende Stromertrag am Standort und weitere Faktoren können die Rentabilität 

einschränken und entsprechend das berechnete Ausbaupotenzial reduzieren (vgl. Kapitel 

4).  

 

3.2. Einbindung von Gebäude- und Mieterstrom in den PV-Ausbau 

Zur Einordnung der Potenzialanalyse werden die Ergebnisse im Zusammenhang mit den 

bestehenden Ausbauzielen für PV-Anlagen diskutiert. Anschließend erfolgt eine Einord-

nung des Aufdach-PV-Ausbaus auf MFH mit Blick auf die Einbindung in die deutsche 

Stromversorgung unter Berücksichtigung einer steigenden Elektrifizierung im Haus-

haltssektor.  
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3.2.1. Bedeutung im Rahmen des Solarausbaus  

Der Ausbau der Solarenergie nahm in den 2000er-Jahren in Folge der Einführung des 

EEG und der einhergehenden hohen Einspeisevergütung für Solaranlagen Fahrt auf (Ar-

beitsgruppe Erneuerbare Energien - Statistik [AGEE Stat] 2025; Fraunhofer ISE 2025a). 

Auch bedingt durch die deutliche Absenkung und Dynamisierung der Fördersätze im 

Rahmen der EEG-Novelle 2013 ging der jährliche PV-Ausbau in den Jahren ab 2013 deut-

lich zurück (vgl. Kapitel 2).  

 

Abbildung 4: PV-Ausbau seit 2000 und Ausbauziele im Rahmen des EEG 2023 bis 2030. Quellen: BNetzA 
2025a; Bundesregierung 2024 

 

Abbildung 4 zeigt den jährlichen Zubau der vergangenen Jahre sowie die spezifischen 

Ausbauziele der kommenden Jahre nach der Novellierung des EEG in 2023. Nach dem 

Einbruch Anfang der 2010er-Jahre ist der jährliche Ausbau zuletzt wieder deutlich ange-

stiegen. Ursächlich hierfür sind niedrigere Weltmarktpreise für PV-Module, gestiegene 

Strompreise sowie Maßnahmen zur Vereinfachung und Beschleunigung der Genehmi-

gungsverfahren für Aufdach- und Freiflächenanlagen (DIW 2025). Zudem wurde eine Un-

terscheidung zwischen Voll- und Überschusseinspeiseanlagen eingeführt und die Vergü-

tungssätze der unterschiedlichen PV-Anlagen für Voll- und Teileinspeiser getrennt. Für 

Volleinspeiser, also PV-Anlagen, die ihren gesamten Strom ins Stromnetz leiten, gab es 

erhöhte Fördersätze im Vergleich zu den PV-Anlagen, die lediglich den überschüssigen 

Strom ans Netz liefern, der nicht selbst im Gebäude verbraucht wird. 
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Im Rahmen der EEG-Novelle 2023 wurden die PV-Ausbauziele deutlich angehoben: Bis 

2030 soll eine Gesamtkapazität von 215 GW erreicht werden (Bundesregierung 2024). 

Der geplante Zubau leitet sich aus dem Ziel ab, bis 2030 80 % des Bruttostromver-

brauchs über erneuerbare Energien zu decken. Laut Umweltbundesamt lag der Anteil in 

2024 bei 54,4 % (AGEE Stat, 2025). Erschwert wird das Erreichen des 80 %-Ziels durch 

einen erwarteten Anstieg des deutschen Strombedarfs im Zuge der Elektrifizierung ver-

schiedener Prozesse in allen Sektoren, beispielsweise im Zuge der Elektromobilität und 

der verstärkten Nutzung elektrischer Wärmepumpen im Gebäudesektor sowie durch die 

Elektrifizierung industrieller Prozesse (vgl. Abschnitt 3.2.2). Um diesen Zuwachs zu be-

rücksichtigen, gehen die Ausbauziele von einem Anstieg des Bruttostromverbrauchs bis 

2030 auf 750 TWh aus. Allerdings war in den vergangenen Jahren ein leicht sinkender 

Stromverbrauch zu beobachten (AGEB 2024). 

Mit dem EEG 2023 wurde auch ein Zielpfad ab dem Jahr 2023 angehoben, woraus sich 

für die Jahre 2023 bis 2025 mit 9, 13 und 19 GW steigende Ausbauziele und ab dem Jahr 

2026 Ausbauzahlen von 22 GW pro Jahr ableiten, um den erwarteten Anstieg der Strom-

bedarfe abzubilden (Bundesregierung 2024). Wie Abbildung 4 zeigt, wurden die Ziele in 

den Jahren 2023 und 2024 mit 14,6 und 16,2 GW übertroffen. Um ab 2026 die gesteck-

ten Ziele von 22 GW pro Jahr zu erreichen, muss der PV-Ausbau zukünftig weiter be-

schleunigt werden. 

Im Rahmen der neuen Ausbauziele des EEG 2023 wurde zudem festgelegt, dass der wei-

tere Ausbau hälftig über Freiflächen- und Dachanlagen erfolgen soll (Bundesregierung 

2024). Dies soll über Ausschreibungen für Freiflächenanlagen und größere Aufdachanla-

gen gesteuert werden. Ausgehend vom kumulierten PV-Ausbauziel von 215 GW bis 2030 

und dem bestehenden Bestand von 55 GW an Aufdachanlagen und einer perspektivisch 

hälftigen Aufteilung auf Aufdach- und Freiflächenanlagen, ergibt sich für 2030 ein Ziel-

wert für Aufdachanlagen von 113,5 GW. Das berechnete Mieterstrompotenzial von bis zu 

60,4 GWp beträgt dabei bis zu 53,2 % dieses Zielwerts für Aufdachanlagen und bis zu 

28,1 % des insgesamt bis 2030 geplanten PV-Bestands (vgl. Abschnitt 3.1.2). 

Beim bisherigen Ausbau stechen speziell kleinere Aufdachanlagen mit einer Kapazität bis 

zu 20 kWp hervor (Abbildung 5). Mit Blick auf die Anzahl der installierten Anlagen zeigt 

sich, dass es sich bei zwei Dritteln um Aufdachanlagen mit einer Nennleistung von unter 
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10 kWp handelt, weitere knapp 20 % fallen in die Kategorie zwischen 10 kWp und 20 

kWp, sodass insgesamt 85,1 % auf Anlagen mit einer Leistung bis 20 kWp entfallen 

(Fraunhofer ISE 2024a). Derartige kleinere Anlagen von bis zu 10 oder 20 kWp sind vor 

allem bei EZFH zu beobachten. Mit Blick auf die insgesamt installierte Kapazität zeigt sich 

ein deutlich ausgeglicheneres Bild zwischen den installierten Größenklassen: Der hohe 

Anteil von 85,1 % der Dachanlagen <20 kWp an der Gesamtzahl der verbauten PV-Anla-

gen macht lediglich 30,1 % der insgesamt installierten PV-Kapazität aus. Der stärkere Zu-

bau von Freiflächenanlagen in den vergangenen Jahren ist deutlich erkennbar: 32,6 % 

der installierten PV-Kapazität entfallen auf Freiflächenanlagen, wovon der Großteil aus 

Freiflächenanlagen mit einer Kapazität von über 1.000 kWp besteht (Fraunhofer ISE 

2024a). 

 
Abbildung 5: Installierte Kapazität an PV-Anlagen in Deutschland nach Größenklassen. Quelle: Fraunhofer 
ISE 2025b 

 

Aufdachanlagen auf MFH sind dabei grundsätzlich, abhängig von der Dachgröße, in einer 

großen Bandbreite zu erwarten (vgl. Abschnitt 3.1.2). Diese Anlagen sind zum überwie-

genden Teil der Größenkategorie 30-100 kWp zuzuordnen, könnten in einigen Fällen 

aber auch größer ausfallen (vgl. Kapitel 5). Im Segment 30-100 kWp bzw. 30-500 kWp be-

stehen bisher bereits Kapazitäten von 10,6 GW bzw. 21,3 GW (vgl. Abschnitt 3.1.2). Dieser 

Bereich (30-500 kWp) macht aktuell 21,6 % der Kapazität bei Aufdachanlagen und 6,1 % 
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der gesamten PV-Kapazität aus. Dies beinhaltet neben Wohngebäuden auch gewerbliche 

und öffentlich genutzte Gebäude. Anteilig am Zubau der vergangenen Jahre lag der An-

teil sogar nur bei gut 10 % der neu installierten Kapazität. Der Großteil des Zubaus ent-

fiel auch in den letzten Jahren mit knapp 40 % auf kleinere Dachanlagen (<20 kWp), zu-

meist auf EZFH, sowie große Freiflächenanlagen (>1.000 kWp) mit 30-40 % (Fraunhofer 

ISE 2024a). Daher ist davon auszugehen, dass MFH bislang nur einen begrenzten Anteil 

der bisher installierten 21,6 GW in diesem Segment ausmachen (Fraunhofer ISE 2025b). 

Ausgehend von der Anzahl an Anlagen waren im Frühjahr 2024 insgesamt 226.294 Auf-

dachanlagen mit einer Nennleistung von 30-500 kWp angemeldet (Fraunhofer ISE 

2024a). Die Anzahl der gemeldeten Gebäude mit Mieterstrom-Angebot lag allerdings wie 

beschrieben nur bei rund 5.000 (BNetzA 2025c). Unter Berücksichtigung dieser bisher 

geringen Anzahl an Mieterstromanlagen ist davon auszugehen, dass der Großteil des PV-

Potenzials auf MFH bisher nicht gehoben wurde. Der Anteil der Anlagen mit Mieterstrom-

Modellen anteilig am Bestand ist bisher entsprechend sehr gering. Daher können auch 

diese Gebäude perspektivisch stärker zur Zielerreichung beitragen und bieten die Mög-

lichkeit für eine bedarfsnahe Deckung der potenziell steigenden Stromverbräuche in 

Wohngebieten durch eine Zunahme der Elektromobilität und elektrifizierten Wärmever-

sorgung. 

 

3.2.2. Einbindung in die deutsche Stromversorgung 

Aufgrund der steigenden Elektrifizierung wird grundsätzlich von einem deutlichen An-

stieg des deutschen Strombedarfs ausgegangen. Dies ergibt sich insbesondere durch die 

erwartete Zunahme der Elektromobilität, der Elektrifizierung industrieller Prozesse sowie 

der Wärmeversorgung in Gebäuden über elektrische Wärmepumpen. Dabei fällt der er-

wartete Anstieg des Strombedarfs bis Ende der laufenden Dekade noch moderat aus und 

liegt in den meisten Szenarien im Jahr 2030 unterhalb der in den vergangenen Jahren 

von der Bundesregierung angenommenen 750 TWh (BMWK 2022). Auch der aktuelle Mo-

nitoringbericht zur Energiewende, den das Bundeswirtschaftsministerium in Auftrag ge-

geben hat, sieht einen geringeren Anstieg. Die grundsätzlich steigende Tendenz bereits 

bis 2030 wird hingegen bestätigt und auf Grundlage bestehender Szenarien von einem 

Zuwachs des Bruttostromverbrauchs auf ca. 580 bis 700 TWh in 2030 ausgegangen (EWI 
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und BET, 2025).7 Ausgehend von dem Verbrauch in 2023 entspricht dies einem Anstieg 

von 11 bis 34% bzw. 2 bis 75%. 8 Erst nach 2030 ist im Falle einer umfangreichen Elektri-

fizierung in allen Sektoren mit einem deutlich stärkeren Anstieg zu rechnen.9 Daher ist in 

aktuellen Szenarien ein deutlich stärkerer Anstieg nach 2045 um mindestens etwa 40% 

und bis zu über 100% zu erkennen (EWI und BET, 2025). 

 

Abbildung 6: Stromverbrauch – Erwartete Entwicklung im Verkehrs- und Gebäudesektor bis 2045. Quellen: 
SCI4climate.NRW 2023; Prognos et al. 2024; FZ Jülich 2023; AGEB 2024; Fraunhofer ISI 2024; Thelen et al. 
2024; Luderer et al. 2025 

 

Abbildung 6 zeigt die erwartete Entwicklung in den haushaltsnahen Sektoren Gebäude 

und Verkehr in ausgewählten Szenarien. In den Szenarien steigt der Stromverbrauch im 

Verkehr bis 2030 durchschnittlich bereits um das Vierfache und bis 2045 wird ein An-

stieg um das Sechs- bis Dreizehnfache erwartet. Allerdings ergibt sich dieser starke rela-

tive Anstieg aus dem bisherigen geringen Strombedarf im Verkehrssektor von etwa 15 

TWh in 2023. Wie stark dieser Anstieg tatsächlich ausfällt, wird entscheidend vom Erfolg 

der Elektromobilität in Deutschland abhängen. 

 
7 Die Bandbreite aller untersuchten Szenarien fällt mit etwa 530 bis 910 TWh sogar noch deutlich größer aus (EWI und BET, 2025). 
8 Auch aufgrund hoher Energiepreise und weiterer Verbrauchsrückgänge im Zuge der Energie- und Coronakrise 2020-2023, liegt die 
relativ erwartete Steigerung im Vergleich zum Basisjahr 2023 deutlich höher als zum Vorkrisenjahr 2019. Im Vergleich zu 2019 liegt 
der berechnete Anstieg bei 1-22% bis 2030 statt 11 bis 34 Prozent. 
9 Allerdings werden aufgrund des ausbleibenden Anstiegs der vergangenen Jahre – krisenbedingt sank der deutsche Stromverbrauch 
von 2019 bis 2023 um gut 9 % – bereits erste Zweifel an einer schnellen Umsetzung in allen Sektoren laut, wodurch sich die Erwar-
tungen des zukünftigen Anstiegs reduzieren könnten (AGEB 2024; BCG et al. 2024). 
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Im Gebäudesektor (Haushalte sowie Gewerbe, Handel und Dienstleistungen) wird ein An-

stieg des Stromverbrauchs von bis zu 8 % in 2030 und 47 % in 2045 im Vergleich zu 

2023 erwartet. Allerdings sehen einige Szenarien auch einen Rückgang um bis zu 7 % in 

2030 und 27 % in 2045, der sich aus einer deutlichen Steigerung der Energieeffizienz auf-

grund der besseren Dämmung der Gebäude als auch durch geringere Verbräuche von 

Haushaltsgeräten sowie Wärmepumpen ergibt. In allen Szenarien wird ein deutlicher An-

stieg der Verbreitung von Wärmepumpen angenommen und dadurch ein größerer 

Strombedarf zum Heizen in Wohngebäuden. Daher sehen die betrachteten Szenarien im 

Durchschnitt einen Anstieg um 2 % bis 2030 auf etwa 255 TWh – unterhalb des Ver-

brauchs in 2019 von 268 TWh – und um 20 % bis 2045 auf 292 TWh. 

Insgesamt wird von einem steigenden Strombedarf in Deutschland ausgegangen und in 

vielen Fällen auch im Haushaltssektor, der auch in MFH durch den Ausbau von Aufdach-

PV zumindest zum Teil gedeckt werden kann. Der steigende Strombedarf trifft auf eine 

zunehmend volatile Einspeisung durch erneuerbare Energien wie Wind- und Solarener-

gie, was erhebliche Herausforderungen für den Netzbetrieb darstellt, um die Stabilität 

und Zuverlässigkeit der Stromversorgung zu gewährleisten. Speziell die Solarenergie 

weist deutliche Erzeugungsspitzen in den Mittagsstunden von Frühjahr bis Herbst auf. 

Dementsprechend erfolgt die Stromerzeugung nur in begrenzten Zeitfenstern und muss 

zu dieser Zeit genutzt oder gespeichert werden. Durch ein hohes Stromangebot in sonni-

gen Monaten zur Mittagszeit und entsprechend geringe Einspeisung in Wintermonaten 

ergeben sich auch Effekte auf die Strompreisbildung. Durch das gleichzeitige hohe Ange-

bot an Solarstrom mit günstigen Grenzkosten sanken über die letzten Jahre auch die 

durchschnittlich an der Strombörse erzielbaren Erlöse.10 Entsprechend steigen diese 

Kannibalisierungseffekte potenziell im Zuge des weiteren PV-Ausbaus. 

Der Großteil der bestehenden Aufdach-PV-Anlagen erhalten aktuell eine feste Einspeise-

vergütung, unabhängig vom Zeitpunkt und aktuellen Strompreis. Daher erfolgt vermehrt 

eine starke Einspeisung in sonnigen Mittagsstunden, wodurch umfangreich günstiger er-

neuerbarer Strom zur Verfügung steht. Dies führt zu deutlichen Preisschwankungen an 

 
10 Am Day-Ahead-Markt wird Strom für den Folgetag auf Grundlage der Grenzkosten angeboten und es erfolgt eine Preisbildung nach 
dem Merit-Order-Prinzip. Aufgrund der geringen Grenzkosten senken erneuerbare Energien den Preis und werden vorrangig gekauft. 
In der Merit-Order erfolgt eine Einsatzreihenfolge nach den Grenzkosten der einzelnen Anbieter. Ausgehend von der zum jeweiligen 
Zeitpunkt bestehenden Nachfrage, werden zuerst die Kraftwerke genutzt, die die günstigsten Grenzkosten aufweisen. Preissetzend 
sind daher die Betriebskosten der letzten zur Deckung der Nachfrage benötigten Megawattstunde. 
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der Strombörse im Jahres- und Tagesverlauf als auch zu neuen Herausforderungen für 

den Betrieb der Verteil- und in Teilen auch Übertragungsnetze, da vorübergehend große 

Einspeisungen aus dezentralen PV-Anlagen aufgenommen werden müssen. Unter ande-

rem ergeben sich vor allem an sonnigen Nachmittagen in den Sommermonaten negative 

Börsenstrompreise, aufgrund der hohen Einspeisung aus PV-Anlagen. 

Auch bei einer steigenden Anzahl von PV-Anlagen auf MFH und gleichzeitiger Einspei-

sung sind Überlastungen der Netze nicht auszuschließen, falls die Einspeisung von über-

schüssigem Strom in die Netze nicht systemdienlich erfolgt. Allerdings können durch ei-

nen gezielten Ausbau auf MFH städtische Regionen erschlossen werden, in denen bisher 

nur ein geringer Bestand an PV-Anlagen zu verzeichnen und daher eine geringere Belas-

tung durch die starke Einspeisung zu Zeiten von Erzeugungsspitzen in den Sommermo-

naten zu erwarten ist (KfW 2024).11 Zudem müssen die Anschlüsse von Seiten der Netz-

betreiber weiterhin darauf ausgelegt sein, die Haushalte auch in Stunden mit geringer 

oder ausbleibender Eigenerzeugung über die PV-Anlagen absichern zu können. Neben 

dem weiterhin bestehenden Bedarf eines Netzanschlusses mit ausreichender Leistung, 

um die Versorgung auch an kalten Winterabenden sicherzustellen sowie die potenzielle 

Belastung des Betriebs der regionalen Verteilnetze im Falle der gleichzeitigen lokalen 

Einspeisung vieler Solaranlagen, besteht mit Blick auf die Netzentgelte ein weiterer po-

tenzieller Effekt eines steigenden PV-Ausbaus im Haushaltssektor über die stärkere Ein-

bindung von MFH: Da auf den verbrauchten Mieterstrom keine Netzentgelte entfallen, 

würden entsprechend die Kosten für andere Verbrauchende steigen, um die Absicherung 

der Versorgung und den Netzausbau zu finanzieren.12  

Erste Anpassungen im Solarspitzengesetz setzen bereits wichtige Anreize, um die Ein-

speisung zu den Zeiten der stärksten Erzeugungsspitzen zu senken (vgl. Abschnitt 2.1). 

Unter anderem entfällt die Vergütung in Stunden mit negativen Börsenstrompreisen. Die 

erweiterte Möglichkeit der ferngesteuerten Abschaltung schafft für die Netzbetreiber zu-

künftig eine wichtige Möglichkeit, Überlastungen in den Verteilungsnetzen im Ernstfall 

entgegenzuwirken. Bisher verfügt nur etwa die Hälfte der installierten PV-Anlagen über 

die technische Ausstattung für eine derartige ferngesteuerte Abschaltung (BNetzA 

 
11 In oftmals eng bebauten städtischen Regionen ist allerdings mit einer höheren Verschattung und geringen Dachflächen zu rechnen, 
wodurch der Ertrag einzelner Anlagen beeinträchtigt werden kann (KfW 2024). 
12 Dabei fällt auch bei einer hohen Selbstversorgungsquote über die eigene Stromerzeugung weiterhin der Leistungspreis an. Aller-
dings sinkt die Zahlung über den Arbeitspreis in Abhängigkeit vom tatsächlich bezogenen Netzstrom. 
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2025d).13 Diese Regelungen senken die potenzielle Belastung der Netze und sorgen per-

spektivisch für die nötige Regelbarkeit der Einspeisung von PV-Anlagen, können aber 

auch die Rentabilität einzelner PV-Anlagen und damit zukünftige Investitionsentschei-

dungen beeinflussen (Kapitel 4). Ohnehin ist bei einer Einschränkung oder Abschaffung 

der festen Einspeisevergütung für PV-Anlagen von einer geringeren Rentabilität auszuge-

hen, wodurch vor allem Anlagenbetreibende mit geringeren Eigenverbrauchsquoten be-

troffen wären.14 Andererseits sorgt eine stärkere Abhängigkeit von schwankenden 

Strompreisen am Day-Ahead-Markt für notwendige Anreize, um die PV-Anlagen und an-

geschlossenen Batteriespeicher netzdienlicher zu betreiben.  

Abbildung 7 zeigt beispielhaft die Möglichkeit einer netzdienlicheren Nutzung von Heim-

speichern. Bisher erfolgt tendenziell ein Laden des Speichers am Morgen und Vormittag, 

sobald der erzeugte Strom nicht direkt im Haushalt verbraucht werden kann. Eine stär-

kere Orientierung an Zeiten mit der höchsten Einspeisung von Solaranlagen und entspre-

chend niedrigen Preisen am Day-Ahead-Markt würde die Einspeisung zur Mittagszeit re-

duzieren und für eine Entlastung der Netze sorgen (Fraunhofer ISE 2025a).  

 

Abbildung 7: Typischen Nutzung von Batteriespeichern in Haushalten im Tagesverlauf. Quelle: Fraunhofer 
ISE 2025a, S. 69; Beispielhafte Abbildung einer typischen Nutzung von Batteriespeichern in Haushalten 
mit PV-Anlage (links) und netzdienlicher Nutzung des Speichers (rechts) 

 

Und auch Alternativen zur südlichen Ausrichtung der PV-Anlagen werden tendenziell at-

traktiver, da der Zeitpunkt der Erzeugung im Tagesverlauf von der Ausrichtung der Anla-

gen abhängt und ein Anreiz bestehen kann, von den Uhrzeiten mit den bisher größten 

 
13 Auch aufgrund der bisher vielfach fehlenden Möglichkeit zur ferngesteuerten Abregelung, lag der Anteil abgeregelter Solarenergie 
mit 706 GWh 2023 bei nur etwa einem Prozent der gesamten PV-Erzeugung, verdoppelte sich 2024 allerdings bereits auf 1.400 GWh 
(BNetzA 2025d; Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien - Statistik [AGEE Stat] 2025)  
14 Das Bundeswirtschaftsministerium kündigte bereits an die Förderung für kleinere Aufdachanlagen zu überdenken und kündigt im 
aktuellen 10-Punkte Plan auf eine Überarbeitung der Förderersysteme an (BMWE, 2025). 
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Einspeisungen an Solarenergie abzuweichen, um den Verkaufserlös zu erhöhen. Zudem 

existieren alternative Vermarktungsmodelle über Aggregatoren, die verschiedene Miet-

häuser und deren Stromerzeugung über Solaranlagen als virtuelle Batterie anbieten und 

somit effizienter in das Stromsystem einbringen. Derartige Modelle werden durch eine 

smarte Messung und Steuerung ermöglicht und könnten außerhalb der Festvergütung 

über das EEG, beispielsweise im Rahmen der Direktvermarktung, die Rentabilität der An-

lagen erhöhen. Entsprechend spielt die Anreizsetzung im Rahmen der Förderung eine 

wichtige Rolle für eine effiziente Einbindung eines stärkeren PV-Ausbaus auf MFH und 

des eingespeisten Überschussstroms. Daher bietet es sich an, die starren Vergütungs-

sätze stärker zu flexibilisieren oder statt der Einspeisung die Investitionskosten für neue 

PV-Anlage zu fördern (Rausch/von Ditfurth 2025).  

Hinsichtlich des Verbrauchs des eingespeisten Überschussstroms kann die Stärkung dy-

namischer Stromtarife sowie Netzentgelte netzdienliche Anpassungen der Verbrauchen-

den außerhalb der MFH mit eigener Solarstromversorgung anreizen. Falls aufgrund der 

vorhandenen iMSys zwei Tarife im Rahmen der Mieterstromversorgung angeboten wer-

den, jeweils für den Strom aus der eigenen PV-Anlage und den zugekauften Strom aus 

dem Netz, kann dies ebenso flexiblere Verbräuche bei den Mietenden anreizen (vgl. Ab-

schnitt 2.6), sodass der Verbrauch in Zeiten des günstigeren Stroms aus der eigenen PV-

Anlage tendenziell höher ausfällt und ein größtmöglicher Anteil des selbst erzeugten 

Stroms vor Ort verbraucht wird. Im Rahmen des Gebäudestroms (gGV) kann durch die 

Separierung der Strompreise in gleicher Weise ein netzdienlicher Verbrauch angeregt 

werden. Dies wird verstärkt, wenn der restliche Strombezug zudem im Rahmen eines dy-

namischen Stromtarifs erfolgt. 

Hinsichtlich der Kosteneffizienz der Stromerzeugung bietet sich zudem ein zentralerer 

Ausbau der PV an. Die Erzeugung aus großflächigen Anlagen kann gezielt an die Strom-

versorgung angeschlossen werden und weist deutlich geringere Stromgestehungskos-

ten15 auf (Fraunhofer ISE 2024b). Entsprechend ist auch von einem senkenden Effekt auf 

die Systemkosten der Stromversorgung bei einer stärkeren Fokussierung auf größere 

PV-Anlagen, zumeist Freiflächenanlagen, auszugehen (BCG et al. 2024). Im Vergleich 

 
15 Stromgestehungskosten beschreiben die gesamten Kosten einer erzeugten MWh über die Lebensdauer einer Erzeugungsanlage, 
inklusive Errichtung, Betrieb und weiterer variabler Kosten. 
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dazu weist der weitere Ausbau von Aufdach-PV-Anlagen, auch im Geschosswohnungs-

bau, mit Blick auf die Kosteneffizienz gewisse Nachteile auf. Allerdings ermöglicht der PV-

Ausbau auf MFH die verbrauchsnahe Erzeugung in Gebieten mit einem bisher geringen 

Ausbaustand (KfW 2024). Der Zubau großer PV-Dachanlagen auf MFH weist auch gerin-

gere spezifische Investitionskosten auf als der Ausbau kleinerer PV-Anlagen auf EFH und 

ermöglicht eine einfachere Steuerung bzw. Aggregation, u. a. für alternative Vermark-

tungsmodelle im Rahmen der Netzeinspeisung. Zudem können bereits versiegelte Flä-

chen zur regenerativen Stromerzeugung genutzt sowie private Investitionen in den PV-

Ausbau angereizt und Partizipationsmöglichkeiten an der Energiewende geschaffen wer-

den. 

Der weitere PV-Ausbau insgesamt und auch ein stärkerer Zubau im Geschosswohnungs-

bau erfordert daher insgesamt eine Reihe von Maßnahmen, um eine effiziente Einbin-

dung in die Stromversorgung zu ermöglichen. Neben den zuvor beschriebenen gesetzli-

chen Anpassungen zur Regelbarkeit von PV-Anlagen benötigt es insbesondere eine Be-

schleunigung des Smart-Meter-Roll-outs, einer stärkeren Verbreitung dynamischer 

Stromtarife, eine Anpassung der starren Vergütungssätze sowie regionale Komponenten 

im Strompreis, die Überlastungen im regionalen Stromnetz abbilden und so gezielte 

netzdienliche Verbrauchs- und Einspeiseanpassungen anreizen (Hirth et al. 2023; 

Hirth/Eicke 2023).  
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4. Wirtschaftlichkeitsanalyse  

Dieses Kapitel führt Wirtschaftlichkeitsberechnungen für Gebäude- und Mieterstrompro-

jekte mit dem Ziel durch, die finanziellen Chancen und Risiken für Anlagenbetreibende 

aufzuzeigen und in ein nachvollziehbares Schema zu bringen. Dabei werden alle relevan-

ten Kosten und zu erwartenden Cashflows detailliert erfasst und mit Rendite-Kennziffern 

bewertet. Zu Beginn werden die zugrunde liegenden Parameter identifiziert, erläutert 

und variiert (Abschnitt 4.1). Im Anschluss werden die Ergebnisse der Berechnung und ein-

zelner Variationen aufbereitet und diskutiert (Abschnitt 4.2). 

Die Analyse erfolgt ohne Berücksichtigung von Steuern, da PV-Anlagen mit einer Leis-

tung von bis zu 30 kWp bei Einfamilienhäusern bzw. bis zu 15 kWp je Wohneinheit bei 

Mehrfamilienhäusern von der Einkommensteuer auf sowohl die Einspeisevergütung als 

auch den Eigenverbrauch ausgenommen sind (Photovoltaik.org 2025). Investitionsförde-

rungen außerhalb der Einspeisevergütung im Rahmen des EEG sowie Finanzierungskos-

ten fließen ebenfalls nicht in die Betrachtung mit ein; deren Relevanz wird aber disku-

tiert.16  

 

4.1. Verwendete Parameter und Annahmen  

Die Wirtschaftlichkeitsanalyse wird für ein beispielhaftes typisiertes Gebäude vorgenom-

men, welches sich in zentraler Lage im urbanen Raum in Deutschland befindet. Es gelten 

die Rahmenbedingungen vom Juli 2025. Das Gebäude hat eine durchschnittliche Dach-

größe von 300 Quadratmetern (Abschnitt 3.1). In Anlehnung an die durchschnittliche An-

zahl von 6,7 Wohnungen in MFH (Destatis 2023) wird eine relativ geringe Anzahl von 

8 Wohnungen angenommen. Als Betrachtungszeitraum werden 20 Jahre angesetzt, was 

dem Zeitraum der Mieterstromförderung und Einspeisevergütung für Mieterstrom-Anla-

gen entspricht (BNetzA 2025b). Zudem liegt der Zeitraum in der typischen Spanne von 

10 bis 25 Jahren für Wirtschaftlichkeitsanalysen im Gebäudebereich. Darüber haben PV-

Module im Regelfall eine Lebensdauer von 25 bis 30 Jahren, die von den meisten Solar-

anlagenherstellern mit einer Garantie von 20 bis 25 Jahren abgesichert ist (UBA 2021).  

 
16 Über die KfW werden Förderkredite angeboten, die bei einer Laufzeit von 10 Jahren bei einer guten Bonität einen effektiven Jahres-
zins ab 3,64 % ermöglichen (KfW 2025).  
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Die verwendeten Variablen werden über den Betrachtungszeitraum konstant gehalten. 

Dies ist in der realen Welt nicht immer der Fall und sorgt für unternehmerische Pla-

nungsunsicherheit, beispielsweise durch die kurze 2-jährige Maximaldauer von Mieter-

stromverträgen. Hinzu kommen unsichere Annahmen über Stromertrag, Strompreisent-

wicklung, den Anteil des selbst genutzten Stroms oder die laufenden Betriebskosten. Um 

die getroffenen Annahmen zu überprüfen sowie Risiken und etwaige Optimierungspoten-

ziale abzubilden, werden alle zentralen Variablen im Rahmen aktuell technisch mögli-

cher und marktüblich verwendeter Spannweiten in einer Sensitivitätsanalyse variiert.  

Die Analyse beginnt mit der Beschreibung der Annahmen für die betrachteten Ein- und 

Ausgabepositionen. Zu den wichtigsten Einnahmen- und Kostenpositionen gehören ne-

ben der installierten Leistung und Produktion der PV-Anlage, die Anzahl der strombezie-

henden Parteien, die Installations- und Betriebskosten und der angesetzte Mieterstrom-

preis. Tabelle 7 zeigt die Variablen und die angenommen Werte für die berechneten Vari-

anten in einer Übersicht.  

Tabelle 7: Wirtschaftlichkeitsanalyse: Übersicht der verwendeten Parameter und Annahmen 

  Untere Variante Basisvariante Obere Variante 
PV-Anlagengröße (kWp)17 20 30 40 
Volllaststunden 800 900 1.000 
Anzahl Wohneinheiten (Teilnahmequote) 4 (50 %) 6 (75 %) 8 (100 %) 
Stromverbrauch pro Wohneinheit (kWh) 1.500 2.500 5.000 
Strompreis (ct/kWh) 35,0 40,0 45,0 
Unterschied Preis Netz-/PV-Strom (ct/kWh) 5,0 2,5 0,0 
Grundgebühr (Leistungspreis) p. a. 100 € 150 € 200 € 
Investitionskosten PV-Anlage pro kWp 1.000 € 1.500 € 2.000 € 
Investitionskosten Batterie pro kWh 500 € 650 € 850 € 
Investitionskostenkosten Messtechnik 0 € 7.500 € 15.000 € 
Batterie (Verhältnis Nennleistung PV-An-
lage: Speicherkapazität) 0 0,5 1 

Anmerkung: Grundlage ist ein typisiertes Durchschnittsgebäude mit acht Wohneinheiten. 
 

4.1.1. PV-Anlage und Batteriespeicher  

Die Größe der PV-Anlage ist eine der ersten Fragen, die man sich im Entscheidungspro-

zess einer Mieterstromanlage stellt. Ausgangspunkt der Betrachtung ist dabei die Dach-

 
17 Zur Vereinfachung der Rechnung ist die Kapazität direkt als Wechselstromleistung des Wechselrichters angegeben. 
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größe und deren nutzbare Fläche, die dem zu erwartenden Stromverbrauch der beteilig-

ten Wohnungen gegenübergestellt wird. Grundsätzliches Ziel ist eine möglichst hohe Ei-

genverbrauchsquote. Auf der anderen Seite gehen mit einer größeren Anlage neben hö-

heren Installationskosten auch gegebenenfalls höhere regulatorische Auflagen, eine auf-

wendigere Messtechnik oder geringere PV-Fördersätze einher.  

Auf der angenommenen Dachfläche von 300 Quadratmetern kann aktuell eine PV-An-

lage mit einer maximalen Leistung von 47,6 kWp installiert werden (HTW Berlin 2021). 

Aufgrund der geringeren EEG-Fördersätze und der Notwendigkeit einer Wandlermessung 

ab 30 kWp, wird im Basisszenario der Wirtschaftlichkeitsanalyse eine PV-Anlage mit einer 

Leistung von 30 kWp angesetzt. Bei über 40 kWp gelten andere Regularien für die Ein-

speisevergütung. Zudem kann es sich aufgrund der Struktur und Ausrichtung anbieten, 

nur einen Teil des Daches für die PV-Anlage zu nutzen, bspw. bei Satteldächern. Als Vari-

anten werden 20 kWp und 40 kWp betrachtet. Dadurch wird die Bandbreite verschiede-

ner Faustregeln zur Wahl geeigneter PV-Anlagengrößen weitgehend abgebildet (HTW 

Berlin 2025a; enter 2025). 

Der erwartbare jährliche Stromertrag (kWh) im Verhältnis zur Nennleistung der PV-Anla-

gen wird in Volllaststunden angegeben.18 Für PV-Anlagen in Deutschland liegen diese 

laut Fraunhofer ISE bei durchschnittlich 928 pro Jahr (Fraunhofer ISE 2025a). Um die An-

nahmen für ein typisiertes Gebäude und eine große Anzahl an Vergleichsgebäuden an-

wendbar zu machen, werden Volllaststunden mit 800, 900 und 1.000 betrachtet (ver-

gleiche Zahlen aus Agora Energiewende 2023; European Commision 2025; HTW Berlin 

2021). Diese Varianten sollen auch mit abdecken, dass PV-Modelle über die Zeit weniger 

Erträge erwirtschaften. Der jährliche Leistungsverlust (Degradation) beträgt 0,5 % und 

Hersteller bieten daher in der Regel zeitlich gestaffelte Garantien an (UBA, 2021). Markt-

üblich ist, dass nach 10 Jahren ein Wirkungsgrad von 90 % garantiert wird und nach 20 

Jahren einer von 80 % (Photovoltaik 2025).  

Durch die Nutzung von Batteriespeichern kann die Menge des selbst verbrauchten 

Stroms erhöht werden, was zu höheren Erträgen für Vermietende und damit auch zu ge-

ringeren Kosten für Mietende führen kann. Zudem wird die Abhängigkeit vom Stromnetz 

 
18 Volllaststunden geben die theoretische Anzahl der Stunden im Jahr an, in denen die Erzeugungsanlage mit maximaler Leistung 
arbeitet, um die jährlich erzeugte Strommenge zu erzeugen. 
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und den Strompreisen verringert. Neben den dafür anzusetzenden Kosten ist dabei zu 

berücksichtigen, dass jede Batterienutzung auch mit Stromverlusten einhergeht (UBA 

2021).19 Zudem ist die Lebensdauer für Batteriespeicher mit rund 15 Jahren deutlich 

niedriger, was zu notwendigen Ersatzinvestitionen im Betrachtungszeitraum führt.  

Als Faustregel zum Größenverhältnis wird oftmals von einem Verhältnis 1:1 ausgegan-

gen. Laut Empfehlungen der HTW Berlin sollte zudem das Verhältnis von 1,5 kWh nutzba-

rer Speicherkapazität je 1 kW PV-Leistung und je 1.000 kWh Stromverbrauch pro Jahr 

nicht überschreiten (HTW Berlin 2025a). Zur Einhaltung dieser Obergrenzen und Berück-

sichtigung der über die Laufzeit zunehmenden Leistungsverluste wird im Basisszenario 

eine Speicherkapazität im Verhältnis 1:2 zur installierten PV-Leistung angenommen. Da-

mit liegt die Speicherkapazität bei 15 kWh. Um eine zusätzliche Bandbreite abzubilden, 

werden auch das Größenverhältnis 1:1 und eine Variante ohne Batteriespeicher betrach-

tet.  

 

4.1.2. Teilnahmequote 

Die Teilnahmequote der Haushalte bei Gebäude- und Mieterstromprojekten entscheidet 

zusammen mit dem Stromverbrauch darüber, wie viel produzierter Strom der Anlage im 

Gebäude verkauft werden kann. In der Praxis ist die Frage der Beteiligung der Haushalte 

im Gebäude schwer zu kalkulieren, da in Deutschland Vertrags- und Lieferantenwahlfrei-

heit bei Stromtarifen gilt. Entsprechend steht es jedem Mietenden frei, sich zu Beginn als 

auch jeweils nach Ablauf der Mindestvertragslaufzeit (i. d. R. 2 Jahre) für einen neuen 

Energielieferanten zu entscheiden. Das führt dazu, dass bei neuen Projekten die Bewoh-

nenden früh miteinbezogen und informiert werden müssen und ihnen attraktive Ange-

bote gemacht werden sollten (siehe Interviews mit Expertinnen und Experten). Die Ana-

lyse betrachtet drei unterschiedlich hohe Teilnahmequoten. Im Basisszenario wird eine 

Teilnahmequote von 75 % (6 von 8) angenommen. Zudem werden Varianten mit 50 % (4 

von 8) und 100 % (8 von 8) berechnet.  

 
19 Die Umwandlungswirkungsgrade von Heimspeichersystemen unterscheiden sich zum Teil deutlich, vor allem in Zeiten eines gerin-
gen Verbrauchs. Die Leitungsabgabe dürfte in MFH aber tendenziell höher ausfallen als in EFH. Bei einer höheren Leistungsabgabe 
erreichen moderne Systeme allerdings Wirkungsgrade von bis zu 98 Prozent (HTW Berlin 2025a). 
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4.1.3. Stromverbrauch 

Die Höhe der Stromverbräuche der einzelnen Privathaushalte sind äußerst unterschied-

lich, abhängig der Anzahl Haushaltspersonen, dem Verbraucherverhalten und der Aus-

stattung mit Haushaltsgeräten. Im Durchschnitt liegt der jährliche Verbrauch für einen 

deutschen Zweipersonenhaushalt mit elektrischer Warmwasserbereitung bei 2.500 kWh. 

Auch eine dreiköpfige Familie ohne Warmwasserbereitung liegt in einem MFH bei 2.400 

kWh. Der Verbrauch eines Single-Haushalts oder eines Haushalts mit geringer Nutzung 

oder niedrigem Elektrifizierungsgrad liegt hingegen bei 1.200 bis 1.900 kWh pro Jahr 

(Stromspiegel 2025). Daher werden die Werte 1.500 kWh und 2.500 kWh für die untere 

und mittlere Variante angesetzt. Für die obere Variante wird für einen Haushalt mit ei-

nem jährlichen Verbrauch von 5.000 kWh ein relativ hoher Wert angesetzt, um mögliche 

zukünftige Mehrbedarfe durch größere Mietparteien sowie einen höheren Elektrifizie-

rungsgrad durch Wärmepumpen oder Elektromobilität (Wallboxen) abzubilden 

(Fraunhofer ISE 2020; KBA 2022). Hierbei ist anzumerken, dass ein Betreiber der PV-An-

lage, der zugleich Vermietender ist, den erzeugten Strom auch als Allgemein- oder Be-

triebsstrom und damit für die betriebene Wärmepumpenheizung nutzen darf. Die hierbei 

anfallenden Stromkosten darf der Vermietende im Rahmen der Betriebskostenabrech-

nung zu einem Preis ansetzen, den er bei einem Stromversorger gezahlt hätte (§ 1 Abs. 1 

Satz 2 BetrKV). 

 

4.1.4. Autarkiegrad und Direktverbrauch 

Eine PV-Anlage mit 30 kWp Leistung erzeugt bei 900 Volllaststunden damit jährlich etwa 

27.000 kWh Strom. In Abhängigkeit der Anzahl der Teilnehmenden und deren Stromver-

brauch sowie der Größe des Batteriespeichers resultieren hieraus unterschiedliche Autar-

kiegrade. Um die Autarkiequote (Direktverbrauch der PV-Anlage plus Entnahmen aus 

dem Batteriespeicher) zu ermitteln, wird der Jahresbedarf der Mietenden mit der erwart-

baren Versorgung über die PV-Anlage und den Batteriespeicher abgeglichen und der Dif-

ferenzbezug an Netzstrom errechnet. Die Autarkiequote liegt im Basisszenario bei 63,3 % 
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und wurde anhand des Rechners der HTW Berlin ermittelt (Tabelle 8)20. Der nicht ver-

brauchte Strom wird ins Netz eingespeist und durch die Einspeisevergütung finanziell 

entlohnt.  

Tabelle 8: Wirtschaftlichkeitsanalyse: Annahmen zur Autarkie und den Direktverbräuchen  

    Untere Variante Basisvariante Obere Variante 

PV-Anlagengröße 

  20 30 40 
Direktverbrauch 32,9% 35,9% 37,8% 
Speicherverbrauch 18,9% 27,4% 34,2% 
Autarkiegrad 51,8% 63,3% 72,0% 

Teilnehmende 

  4 6 8 
Direktverbrauch 38,5% 35,9% 33,8% 
Speicherverbrauch 37,0% 27,4% 21,0% 
Autarkiegrad 75,5% 63,3% 54,8% 

Stromverbrauch 

  1.500 2.500 5.000 
Direktverbrauch 39,0% 35,9% 30,5% 
Speicherverbrauch 39,5% 27,4% 14,8% 
Autarkiegrad 78,5% 63,3% 45,3% 

Batteriegröße 

  0 15 30 
Direktverbrauch 35,9% 35,9% 35,9% 
Speicherverbrauch 0,0% 27,4% 40,4% 
Autarkiegrad 35,9% 63,3% 76,3% 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des Unabhängigkeitsrechners der HTW Berlin für ein typisiertes 
Durchschnittsgebäude mit acht Wohneinheiten. 

 

Im Basisszenario können durch die PV-Anlage 35,9 % des selbst erzeugten Stroms direkt 

verbraucht und 27,4 % in den Batteriespeicher gespeichert und später genutzt werden.21 

Die restliche Strommenge muss vom Netz bezogen werden. Der überschüssige PV-Strom, 

der weder direkt verbraucht noch in der Batterie gespeichert werden kann, wird ins Netz 

eingespeist. Für alle teilnehmen Wohnungen im Gebäude ergibt sich eine jährliche Ver-

brauchsmenge von 9.495 kWh, die durch Direktverbrauch und Nutzung des Speichers ge-

deckt wird. Zusätzlich werden 17.505 kWh ins Netz eingespeist. Der Netzstrombezug be-

trägt 5.505 kWh pro Jahr. Tabelle 8 zeigt, wie sich die Autarkiegrade in Abhängigkeit von 

 
20 Der Unabhängigkeitsrechner der HTW Berlin basiert auf Simulationen für EFH. Studien zeigen allerdings, dass die Autarkiegrade 
durch PV-Speichersysteme bei MFH mindestens in gleicher Höhe und zum Teil höher ausfallen. Daher können die genutzten Quoten 
auf MFH übertragen und tendenziell als untere Grenzen betrachtet werden (Weniger et al. 2015). 
21 Der Unabhängigkeitsrechner basiert auf Simulationsergebnissen unterschiedlicher PV-Batteriesysteme. Daher werden über die hier 
genutzte Quote für die Deckung des Stromverbrauchs über den Batteriespeicher auch entstehende Umwandlungsverluste berück-
sichtigt (HTW Berlin 2025b). 
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der PV-Anlagengröße, der Batteriegröße, der Teilnahmequote und dem Stromverbrauch 

verändern.22 

 

4.1.5. Strompreis 

Der aktuelle Strompreis und seine zukünftige Entwicklung sind für Gebäude- und Mieter- 

stromprojekte aus mehreren Gründen relevant. Da beim Mieterstrom mit EEG-Förderung 

der Vermietende die Mietenden vollständig mit Strom versorgen muss, muss dieser Rest-

strom bei Bedarf von einem Energieversorger dazugekauft und an die Mietenden weiter-

geliefert werden. Aber auch beim Gebäudestrom, wo keine Vollversorgerpflicht besteht, 

ist das allgemeine Strompreisniveau hinsichtlich der Preissetzung des produzierten PV-

Stroms von Bedeutung (nächster Abschnitt 4.1.6). Der Grundversorgertarif lag im Jahr 

2024 bei durchschnittlich 44,9 ct/kWh (BNetzA 2024b), woraus sich ein rechtlich maxi-

maler Mieterstrompreis von 40,4 ct/kWh ergibt. Analysen des Bundesverbands der Ener-

gie und Wasserwirtschaft haben einen durchschnittlichen Strompreis, inklusive Arbeits-

preis und Grundgebühr, für Haushalte im Juli 2025 von 39,7 ct/kWh ermittelt (BDEW 

2024). Im Basisszenario der Wirtschaftlichkeitsanalyse werden daher 40 ct/kWh ange-

setzt. Als Varianten werden 35 ct/kWh und 45 ct/kWh betrachtet.  

Die Grundgebühr für einen Stromanbieter (alternativ Grundpreis oder Leistungspreis) va-

riiert nach Anbieter (z. B. Stadtwerke, Ökostrom-Anbieter), Tarifart (z. B. Grundversor-

gung) und Region (Netzentgelte unterscheiden sich je nach Netzgebiet). Um die typische 

Spanne für die jährliche Grundgebühr abzudecken, werden Grundgebühren in Höhe von 

100, 150 und 200 € betrachtet. Der zu zahlende Arbeitspreis wird im Folgenden in Ab-

hängigkeit des Stromverbrauchs und der jeweiligen Grundgebühr abgeleitet. Da die zu-

vor genannten Strompreise die Grundgebühren anteilig enthalten, sind die Arbeitspreise 

je nach Verbrauch niedriger. Beispielsweise verringert sich im Basisszenario der Strom-

preis von 40 ct/kWh bei einem Stromverbrauch von 2.500 kWh/a und einer Grundge-

bühr von 150 € auf 34,0 ct/kWh. 

 
22 Die berechneten Anteile der PV-Anlage und des Batteriespeichers zur Deckung des Stromverbrauchs variieren entsprechend der 
Variationsmöglichkeiten des Unabhängigkeitsrechners der HTW Berlin. Diese beinhalten mögliche Veränderungen des Verbrauchs 
sowie der Kapazität von PV-Anlage und Batteriespeicher. Mögliche Einflüsse einer Variation der Volllaststunden auf diese Anteile wer-
den daher in dieser Rechnung nicht berücksichtigt. 
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4.1.6. Mieterstrompreis 

Bei der Preissetzung für den PV-Strom ist eine zentrale Variable sowohl die Rentabilität 

der Projekte als auch die Attraktivität für die Haushalte, sich am Projekt im Gebäude sich 

zu beteiligen. Beim Mieterstrom darf der Preis für die Endkundin oder den Endkunden 

höchstens 90 % des örtlichen Grundversorgungstarifs betragen, damit der Strom als 

Mieterstrom förderfähig ist. Viele Anbieter bieten einen Mischtarif an, in dem den Nutzen-

den PV-Strom und Netzstrom zum gleichen Preis angeboten werden. Der einheitliche 

Stromtarif muss sowohl die in der Regel geringeren Stromgestehungskosten der PV-An-

lage als auch die Kosten der Reststrombelieferung darstellen. Der Anlagenbetreiber er-

zielt dabei in der Praxis mit jeder kWh PV-Strom Gewinne, während er bei der Reststrom-

belieferung den Unsicherheiten der Preisentwicklung ausgesetzt ist (siehe Experteninter-

views). Durch die Lieferantenpflicht beim Mieterstrom bestehen also sowohl Chancen als 

auch Risiken, Gewinne oder Verluste zu machen, je nachdem wie gut er die Last- und Ver-

brauchsprofile prognostiziert und dementsprechend Strom eingekauft hat. So muss die 

Marge des PV-Stroms die Beschaffung des Reststroms finanzieren, und beinhaltet das 

unternehmerische Risiko, den Mieterstrompreis zu günstig anzubieten oder den Rest-

strom zu teuer einzukaufen.  

Andere Anbieter operieren in einem Zwei-Tarife-System, in dem es wiederum drei Varian-

ten gibt. Voraussetzung hierfür ist jedoch eine entsprechende intelligente Messtechnik 

(Abschnitt 2.6). Entweder wird der Reststrom in der gleichen Höhe an die Mietenden wei-

tergeleitet, das heißt, der Reststrom bietet kein Risiko für den Anlagenbetreiber, und 

Mietende bekommen den gleichen Einkaufspreis. Alternativ dazu kann der Anlagenbe-

treiber einen geringen Aufschlag auf die Weitergabe des Netzstroms vornehmen, da er 

durch die hohen Abnahmemengen einen potenziell besseren Tarif bekommt als die Miet-

parteien und die zusätzliche Marge den Preis nicht teurer werden lässt als der private 

Einkauf der Mietenden. In der dritten Variante liefert der Vermietende oder Anlagenbe-

treiber den Reststrom noch günstiger als in seinem Einkauf. Um einen besonders attrak-

tiven Preis anzubieten, muss er jedoch das finanzielle Risiko durch seine Einnahmen aus 

dem PV-Stromverkauf ausgleichen.  
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Über existierende Mieterstrompreise liegen keine amtlichen Statistiken vor. Die Mieter-

stromtarife liegen in der Regel um 10 % bis 20 % unter dem örtlichen Grundversor-

gungstarif (siehe Experteninterviews), je nach lokaler Erzeugungsleistungen und extern 

notwendigen Strombeschaffungskosten, um das Angebot für die Haushalte wirtschaft-

lich attraktiv zu machen und eine breite Akzeptanz bei den Mietenden zu fördern. 

Die Berechnungen sind an das Zwei-Tarife-System für Mieterstromverträge angelehnt, 

wo der Anlagenbetreiber den Reststrom beschafft und die Preise hierfür direkt abrech-

nen kann. Im Basisszenario (mit einem Strom- bzw. Arbeitspreis von 40 bzw. 34 ct/kWh) 

wird der Mieterstrom 2,5 ct/kWh günstiger als der Strompreis angeboten. Hierzu wird 

eine untere Variante berechnet, bei der der Mieterstrompreis 5 ct/kWh unter dem Strom-

preisniveau liegt. Bei der oberen Variante wird der Netzstrom im Rahmen des Zwei-Ta-

rife-Modells zum gleichen Preis angeboten, sodass mit Ausnahme der Grundgebühr kein 

zusätzlicher Gewinn oder Verlust entsteht. Ohne Grundgebühr entspricht die obere Vari-

ante damit dem Gebäudestrommodell.  

 

4.1.7. Investitionskosten PV-Anlage und Batteriespeicher 

Für die Investitionskosten der PV-Anlage inklusive Montage werden 1.000 bis 2.000 € pro 

kWp veranschlagt (Fraunhofer ISE 2024b). Die Kosten entsprechen – bezogen auf die 

Technik – Bruttowerten, da für die Lieferung und Installation von PV-Anlagen und Strom-

speichern seit Anfang 2023 ein Nullsteuersatz (d. h. 0 % Umsatzsteuer) gilt, wenn diese 

auf oder in der Nähe von Wohngebäuden installiert werden (Photovoltaik, 2025). Im Ba-

sisszenario belaufen sich die Gesamtausgaben mit 1.500 € pro kWp damit auf 45.000 €. 

Das entspricht Investitionskosten pro erzeugter kWh in Höhe von 8,33 Cent, die damit 

über der Einspeisevergütung von 6,88 ct/kWh für Teileinspeisung für Anlagen bis 40 kW 

(BNetzA 2025b) liegen. Daher trägt die Einspeisung nicht zum Gewinn der Anlage bei, 

und es wird ein höherer Eigenverbrauch bzw. ein höherer Anteil selbst verbrauchten 

Stroms incentiviert.  

Für die Investitionskosten des Batteriespeichers inklusive Montage werden 500 bis 800 € 

pro kWh angesetzt (Fraunhofer ISI, 2024b), was für die angenommene Batteriegröße von 

30 kWh und 650 €/kWh im Basisszenario zu Investitionskosten von 19.500 € führt. Mit 
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der oberen Variante soll auch implizit berücksichtigt werden, dass durch die geringere 

Lebensdauer von Batteriespeichern Ersatzinvestitionen innerhalb des Betrachtungszeit-

raums von 20 Jahren erforderlich sein werden.  

 

4.1.8. Investitionskosten Messtechnik 

Gebäude- und Mieterstrommodelle erfordern eine spezielle Messtechnik, um den erzeug-

ten Strom von der erzeugten und verbrauchten Menge zu trennen und korrekt abrech-

nen zu können. Für die Messtechnik, Wandlerzähler und die erforderlichen Umbauten für 

physische Summenzähler sind nach den Experteninterviews Investitionen von bis zu 

15.000 € erforderlich. Aufgrund der hohen Kosten werden diese daher eher in Neubau-

ten realisiert, wo man von Anfang an die erforderliche Technik verbauen kann und Keller 

sowie Zählerschränke direkt mitgeplant werden können. Die Messtechnik kann jedoch 

mit virtuellen Summenzählern in Verbindung mit IMSys kostengünstig beschafft und be-

trieben werden. Voraussetzung hierfür ist aber die Verfügbarkeit von Smart Metern. De-

ren Rollout kam in Deutschland in den letzten Jahren nur langsam voran und steht wei-

terhin vor verschiedenen Herausforderungen, u. a. dadurch, dass enorme Modernisie-

rungsbedarfe der öffentlichen Kommunikationsnetze, unzureichende Informationsange-

bote und begrenzte Montagekapazitäten bestehen (Bergsträßer 2024). Zudem gelten für 

die technische Umsetzung, Freigabe- und Meldeprozesse für Smart Metering bundesweit 

keine einheitlichen Standards, was für aufwendige Wechselprozesse sorgt (BfDI 2025; 

BDEW 2025). Ein erfolgreiches Mieterstromprojekt in Netzgebiet A kann nicht deckungs-

gleich in Netzgebiet B repliziert werden. Einheitliche Messkonzepte und Wechselprozesse, 

die unabhängig von einzelnen Netzbetreibern sind, werden von verschiedenen Anbietern 

der Branche in einem offenen Brief an die Bundesregierung gefordert (Einhundert Ener-

gie 2024). Die aktuelle Situation erfordert daher Expertinnen und Experten, die auf ihrem 

Fachgebiet stets auf dem aktuellen Stand bleiben und ihr Wissen als Dienstleistung an 

Vermietende weitergeben können (siehe Experteninterviews in Kapitel 5). Die Wirtschaft-
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lichkeitsanalyse betrachtet daher drei Varianten, eine untere Variante, in der keine Inves-

titionskosten für die Messtechnik anfallen, eine mittlere Variante (Basisvariante) mit 

7.500 € Kosten und eine obere Variante mit 15.000 €.23  

Weitere Investitionskosten für eventuell notwendige Umbauten in Kellern, für Zähler-

schränke, Kabelleitungen sowie sonstige Kosten werden nicht betrachtet. Je nach Moder-

nisierungsgrad des Gebäudes können diese Kosten mehrere Tausend Euro erreichen und 

auch fünfstellig werden. Zudem enthalten die Berechnungen keine sonstigen Transakti-

ons- und Wechselkosten, die durch Informationsbeschaffung, Organisation oder den Ver-

tragswechsel entstehen.  

 

4.1.9. Laufende Einnahmen 

Gebäude- und Mieterstromprojekte erzielen laufende Einnahmen, die sich im Wesentli-

chen aus fünf Komponenten zusammensetzen:  

• Die wichtigste Einnahmequelle ist der Verkauf des PV-Stroms, das Produkt aus dem 

Verbrauch und dem Mieterstrompreis. Die PV-Anlage im Basisszenario erzielt Einnah-

men in Höhe von 2.991 € pro Jahr.  

• Die zweite Komponente stellt die Einnahmen aus der Einspeisevergütung pro einge-

speister kWh in das öffentliche Stromnetz dar. Im Fall der 30-kWp-PV-Anlage liegt die 

Überschusseinspeisevergütung bei Inbetriebnahme im Juli 2025 bei 6,88 ct/kWh 

(BNetzA 2025b). Auf die Produktion der Anlage hochgerechnet ergeben sich 1.204 € 

p. a.  

• Die dritte Komponente ist der Mieterstromzuschlag für jede direkt von den Mietenden 

vor Ort verbrauchte kWh in Höhe von 2,41 ct/kWh, die beim Gebäudestrom entfällt. 

Dadurch erhöhen sich die Einnahmen um weitere 231 €.  

• Die vierte Komponente ist eine fixe Grundgebühr (Grundpreis), die je nach Anbieter 

schwankt und bei 150 € p. a. pro WE angesetzt wird.  

• Die letzte Komponente ist der Erlös aus dem Weiterverkauf des Netzstroms für die 

Phasen, in denen der PV-Strom nicht ausreicht, um den Strombedarf zu decken. Bei 

 
23 Die Angabe von Kosten für die Anschaffung und Installation der benötigten Messtechnik von bis zu 15.000 € entstammt den Aussa-
gen aus den Experteninterviews (vgl. Kapitel 5). 
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einem PV-Strompreis von 31,5 ct/kWh und einem Netzstrombezug von 2.500 kWh 

entstehen hieraus jährliche Einnahmen in Höhe von 1.734 €.  

Insgesamt betragen die laufenden Einnahmen im Basisszenario 7.060 €.  

 

4.1.10. Laufende Ausgaben 

Auf der Ausgabenseite sind bei Gebäude- und Mieterstromprojekten die folgenden drei 

Positionen zu berücksichtigen:  

• Erstens, die Betriebskosten für die Reinigung, Wartung, Inspektion der Anlage, die auf 

20 € pro Jahr und installierter Leistung in kWh angesetzt wird (UBA 2021). Für die PV-

Anlage im Basisszenario entstehen dadurch Ausgaben von 600 €.  

• Die zweite Ausgabenposition ist der Einkauf des Netzstroms zum Weiterverkauf an die 

Nutzenden. Im Basisszenario liegt der Strompreis (Arbeitspreis) bei 34 ct/kWh und 

der erforderliche Bezug von Netzstrom bei 2.500 (kWh), woraus jährliche Kosten in 

Höhe von 1.872 € resultieren.  

• Abschließend ist eine Grundgebühr zu zahlen, die sich auf jährlich 150 € beläuft. Ins-

gesamt betragen die laufenden Einnahmen im Basisszenario 2.622 €.  

Sollte das Mieterstromprojekt in Kooperation mit Mieterstromanbietern oder Abrech-

nungsspezialisten erfolgen, ergeben sich nach Angaben aus den Experteninterviews wei-

tere Einmalinvestitionen in geringer vierstelliger Höhe. Kosten für zukünftige intelligente 

Messsysteme oder zusätzliche Abrechnungs- und Messgebühren können in einem gemä-

ßigten Umfang an die Mietenden weitergeben werden, sodass die Projektrentabilität 

dadurch nicht beeinträchtigt wird, aber die Attraktivität für die Mietenden geschmälert 

wird. 

 

4.2. Ergebnisse 

Die betrachteten Ein- und Ausgabepositionen werden nun im Folgenden für die Basisvari-

anten der Gebäude- und Mieterstromprojekte zusammen mit ihren Auswirkungen auf die 

Wirtschaftlichkeit dargestellt. Die Gesamtkosten für die PV-Anlage inkl. Batteriespeicher 

und Messtechnik sind bei beiden Projekten gleich hoch und liegen bei 62.250 € (Tabelle 
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9). Unterschiede bestehen jedoch bei den laufenden Einnahmen und Ausgaben. Beim Ge-

bäudestrom entfällt der Mieterstromzuschlag und der Betreiber fungiert nicht als Voll-

versorger, sodass er im Gegensatz zum Mieterstrom keine Einnahmen aus dem Weiter-

verkauf des Netzstroms einschließlich Grundgebühr generiert. Entsprechend sinkt die 

Summe der laufenden Einnahmen von 7.060 € auf 4.195 €. Auch die Ausgaben verrin-

gern sich von 2.633 € auf 600 €, da keine Kosten für den Netzstrom einschließlich 

Grundgebühr entstehen.24 Der jährliche Einnahmeüberschuss sinkt von 4.438 € auf 

3.595 € und entsprechend nach 20 Jahren von 88.768 € auf 71.905 €.  

Die Unterschiede bei den Einnahmen führen dazu, dass das Gebäudestrommodell hin-

sichtlich der Rendite gegenüber den Mieterstrommodellen nachteilig ist. So amortisieren 

sich die Investitionskosten beim Mieterstrom nach 14,0 Jahren und beim Gebäudestrom 

nach 17,3 Jahren. Die (Netto-)Anfangsrendite, die den jährlichen Überschuss ins Verhält-

nis zu den Investitionskosten setzt, ist mit 7,1 % beim Mieterstrom höher als beim Ge-

bäudestrom mit 5,8 %. Zudem ist die interne Verzinsung (interner Zinsfuß) in Höhe von 

3,6 % beim Mieterstrom gegenüber 1,4 % beim Gebäudestrom höher. Der interne Zinsfuß 

stellt die wichtigste Kennziffer in diesem Kontext dar, weil sie die Investition mit ihren 

Cashflows über die gesamte Laufzeit betrachtet und einen Vergleich mit alternativen In-

vestments ermöglicht. 

Im Folgenden wird dargestellt, welchen Einfluss die vorgestellten marktüblichen Spann-

weiten der zentralen Einflussgrößen auf die interne Verzinsung der Projekte über einen 

Zeitraum von 20 Jahren haben. Die Rentabilität ist bei Mieterstrommodellen aufgrund 

des Weiterverkaufs des Netzstroms und des Mieterstromzuschlags höher. Bei einer An-

passung aller Variablen für ein – aus Sicht des Anlagenbetreibers – sehr optimistisches 

sowie sehr pessimistisches Szenario, ergibt sich eine Bandbreite der möglichen Rendite 

von -6,5 bis zu +18,5 % für den Mieterstromanbieter und -7,6 bis zu +14,9 % für den Ge-

bäudestromanbieter. 

 
24 Entsprechend wird im Falle des Gebäudestroms auch davon ausgegangen, dass der Gebäudestromanbieter keine Grundgebühr 
verlangt. Diese Annahme begründet sich darauf, dass der Anbieter selbst keine Grundgebühr an den lokalen Stromversorger zahlt 
und berücksichtigt, dass seine Kundinnen und Kunden für die Abdeckung ihres Verbrauchs selbst bereits eine entsprechende Gebühr 
an den lokalen Stromversorger entrichten. Grundsätzlich symbolisiert die fehlende Grundgebühr im Gebäudestromtarif aber nur den 
notwendigen Preisunterschied zum Mieterstromtarif, um für die Kundinnen und Kunden attraktiv zu sein, der alternativ auch über 
eine deutliche Differenz beim Arbeitspreis abgebildet werden könnte. 
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Tabelle 9: Wirtschaftlichkeitsanalyse: Ergebnisübersicht (Basisvariante) 

  
Basisvariante 

Mieterstrom Gebäudestrom 
Investitionskosten 

Gesamtkosten PV-Anlage 45.000,00 € 45.000,00 € 
Gesamtkosten Batteriespeicher 9.750,00 € 9.750,00 € 
Gesamtkosten Messtechnik 7.500,00 € 7.500,00 € 
Summe 62.250,00 € 62.250,00 € 

Laufende Einnahmen p. a. 
Einnahmen aus Verkauf PV-Strom 2.990,93 € 2.990,93 € 
Einnahmen aus Einspeisevergütung 1.204,34 € 1.204,34 € 
Einnahmen aus Mieterstromzuschlag 230,73 € 0,00 € 
Grundgebühr (Grundpreis) für Mieterstrom 900,00 € 0,00 € 
Erlös aus Weiterverkauf Netzstrom  1.734,08 € 0,00 € 

Laufende Ausgaben p. a. 
Betriebskosten 600,00 € 600,00 € 
Einkauf Netzstrom zum Weiterverkauf  1.871,70 € 0,00 € 
Grundgebühr (Grundpreis) 150,00 € 0,00 € 

Überschuss p. a. 
Summe laufende Einnahmen 7.060,07 € 4.195,27 € 
Summe laufende Ausgaben 2.621,70 € 600,00 € 
Überschuss 4.438,37 € 3.595,27 € 

Gewinn- und Verlustrechnung 
Einnahmenüberschuss nach 20 Jahren (€) 88.767,45 € 71.905,38 € 
Reinertrag nach 20 Jahren (€) 26.517,45 € 9.655,38 € 

Renditekennziffern 
Amortisationsdauer (Jahre) 14,0 17,3 
Anfangsrendite (Objektrendite) 7,1% 5,8% 
Interne Verzinsung (interner Zinsfuß, IZF) 3,6% 1,4% 

Anmerkung: Für ein typisiertes Durchschnittsgebäude mit acht Wohneinheiten; Annahmen zur Basisvari-
ante siehe Tabelle 7. *Keine Grundgebühr, da keine Vollversorgerpflicht besteht. Der PV-Anlagenbetrei-
bende kann aber bei der Tarifierung einen Grundpreis ansetzen. 

 

Abbildung 8 zeigt die berechneten Renditespannen für die einzelnen Parameter. Im Ein-

zelnen zeigt sich, dass die Projekte am rentabelsten sind, wenn sich möglichst viele Be-

wohnende beteiligen, viel Strom im Gebäude verbraucht wird und die Installationskosten 

gering sind. So steigt die Rendite beim Mieterstrom von 3,6 % auf 6,6 %, wenn sich der 

Stromverbrauch der beteiligten Haushalte von jeweils 15.000 auf 30.000 kWh verdop-

pelt. Dies führt zwar dazu, dass der Autarkiegrad von 63,3 % auf 45,3 % zurückgeht, sich 
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aber die Einnahmen aus dem Direktverkauf als auch durch den Weiterverkauf des Netz-

stroms erhöhen. Umgekehrt sinkt die Rendite auf 1,4 %, wenn nur noch 9.000 kWh ver-

braucht werden.  

Eng verknüpft mit dem Stromverbrauch pro Haushalt ist die Anzahl beteiligter Haus-

halte. Partizipieren wie in der oberen Variante alle Haushalte am Mieterstromprojekt, er-

höht sich der zu deckende Strombedarf auf 20.000 kWh p. a., wovon 54,8 % durch Direkt-

verbrauch und Batteriespeicher an die Mietenden verkauft werden können, sodass der 

interne Zinsfuß auf 5,1 % steigt. 

Durch eine größere PV-Anlage (40 kWp statt 30 kWp) sinkt die jährliche Rendite beim 

Mieterstrom auf 2,7 %, obwohl der jährliche Überschuss höher ist (4.438 € vs. 5.243 €) 

und der Autarkiegrad steigt (63,3 % vs. 72,0 %). Hier wirken sich die höheren Anfangsin-

vestitionskosten (62.250 € vs. 80.500 €) sowie die große Menge an im Netz eingespeis-

ten Strom negativ auf die Gesamtrendite aus. So werden von den bei einer großen An-

lage jährlich 36.000 kWh produzierten Strom rund 25.200 kWh mit einer relativ geringen 

Vergütung ins öffentliche Netz eingespeist. Dies verdeutlicht, wie relevant eine genaue 

Prognose der Verbrauchsprofile der teilnehmenden Mietenden ist, um eine passende 

Größe der PV-Anlage zu wählen. Denn durch eine kleinere PV-Anlage (20 kWp statt 30 

kWp) ist es möglich, die jährliche Rendite auf 4,9 % zu steigern. Hingegen ließe sich bei 

mehr Teilnehmenden und einem höheren Elektrifizierungsgrad (z. B. durch E-Mobilität 

oder Wärmepumpe) eine höhere Rendite mit einer größeren PV-Anlage realisieren. 
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Abbildung 8: Wirtschaftlichkeitsanalyse: Ergebnisse – Renditespannen der Sensitivitätsanalyse. Quelle: Ei-
gene Darstellung; Anmerkung: Für ein typisiertes Durchschnittsgebäude mit acht Wohneinheiten; Annah-
men zur Basisvariante siehe Tabelle 7. 
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Auch die Dimensionierung des Batteriespeichers hat einen Einfluss auf die Rentabilität 

des Projekts. In der Basisvariante wurde das Verhältnis von PV-Leistung zu Batteriekapa-

zität mit 2:1 angesetzt. In der unteren Variante ohne Batterie, sinkt die Rendite auf 2,0 %, 

insbesondere da der Autarkiegrad deutlich geringer ist (35,9 % vs. 63,3 %) und damit 

deutlich mehr Netzstrom an die Mietenden weiterverkauft werden muss. In der oberen 

Variante wird eine größere Batteriekapazität im Verhältnis 1:1 zur PV-Leistung angesetzt 

(30 kWh), was die Rendite leicht auf 3,4 % absenkt. Die Anschaffung größerer Batterie-

speicher führt zu einer Minderung der Wirtschaftlichkeit des PV-Systems, da die Erhö-

hung des realisierbaren Eigenverbrauchs die zusätzlichen Anschaffungskosten nicht 

amortisieren kann. 

Da die Stromgestehungskosten Erneuerbarer Energien vor allem von den Investitions-

kosten bestimmt werden, spielen auch die Anschaffungskosten eine entscheidende Rolle. 

Bei einem günstigen Komplettpreis für die PV-Anlage von 1.000 pro kWp steigt die Ren-

dite von 3,6 % auf 6,9 %. Ein höherer Preis von 2.000 pro kWp senkt die Rendite auf 

1,4 %. Der Preis der Batterie spielt dabei eine geringere Rolle, und die Variation des Prei-

ses von 500 bis 800 € pro kWh führt zu Renditen von 3,3 % bis 4,1 %. Dies liegt auch an 

der geringeren Kapazität der Batterien im Verhältnis 2:1 zur PV-Leistung sowie an der ge-

ringeren angenommenen Spannweite der Anschaffungspreise. 

Die Sensitivitätsanalyse im Falle des Gebäudestroms zeigt eine analoge Auswirkung der 

einzelnen Variablen. Zentrale Parameter wie der Stromverbrauch, die Anschaffungskos-

ten für die PV-Anlage und die Dimensionierung des Batteriespeichers führen zu negati-

ven Renditen von bis zu -1,3 %. 

Zudem sind in beiden Modellen die aktuellen EEG-Vergütungssätze für die Einspeisung 

ins Netz hinterlegt. Dabei zeigt sich ein großer Einfluss, falls diese Vergütung entfällt und 

ausschließlich durch den Verkauf an die Mietenden Erlöse erzielt werden können. Beim 

Mieterstrommodell sinkt die Rendite auf 0,4 %. Im Falle des Gebäudestroms wird die 

Rendite sogar negativ und liegt bei -2,4 %. Dies zeigt, dass die Modelle unter den ange-

nommenen Rahmenbedingungen auf einen zusätzlichen Erlös durch den Verkauf des 

Überschussstroms angewiesen sind. Die Ergebnisse zeigen allerdings auch, dass diese 

entfallenden Erlöse bei einem deutlich höheren Stromverbrauch im Vergleich zu der ge-

ringen Anzahl von nur acht Mietparteien im beschriebenen Beispiel aufgefangen werden 
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könnten. Daher könnte ein Wegfall der Einspeisevergütung bei kleineren Aufdachanla-

gen, der aktuell diskutiert wird, vor allem kleinere MFH betreffen. Da dort entsprechend 

kleinere Anlagen genutzt werden, und daher im Rahmen der angekündigten Überarbei-

tung der Fördersysteme gerade in diesem Segment Förderungen gekürzt oder gestri-

chen werden könnten und die Transaktionskosten im Verhältnis zu großen Anlagen deut-

lich stärker ins Gewicht fallen, falls der Überschussstrom zukünftig selbstständig ver-

marktet werden muss.25   

Zusammenfassend zeigt die Sensitivitätsanalyse, dass die Beteiligung der Hausbewoh-

nenden bei Gebäude- und Mieterstromprojekten den zentralen Erfolgsfaktor darstellt, da 

diese maßgeblich über die Einnahmen die Wirtschaftlichkeit und damit über die Reali-

sierbarkeit des Projekts entscheidet. Die Projekte lohnen sich daher tendenziell eher in 

Gebäuden mit mehreren Wohneinheiten, bei den entsprechend die Abhängigkeit von ein-

zelnen (Miet-)Parteien geringer ist und die Projektbeteiligung besser kalkuliert werden 

kann. Darüber hinaus ist die richtige Dimensionierung der PV-Anlage und deren Kosten 

wichtig. Auch die Relevanz des Einsatzes von Stromspeichern ist hoch. Die Preissetzung 

für den Mieterstromtarif ist weniger eine direkt wirkende zentrale Variable für die Renta-

bilität der Projekte, sondern beeinflusst vielmehr indirekt die Attraktivität für die Mieten-

den und damit eine Erhöhung der Teilnehmerquote. Faktoren wie die Volllaststunden, 

der Strompreis, der Preisunterschied zwischen Netzstrom und Mieterstrom haben einen 

vergleichsweise geringen Einfluss auf die Rentabilität der Projekte und stellen daher kei-

nen gravierenden Unsicherheitsfaktor dar. Bei kleineren MFH mit einem geringen Strom-

verbrauch spielt die Möglichkeit von zusätzlichen Erlösen durch den Verkauf des Über-

schussstroms, ob über die EEG-Vergütung oder andere Möglichkeiten der Vermarktung, 

hingegen eine wichtige Rolle. 

  

 
25 Dies ergäbe sich auch aus der Überlegung die Kosteneffizienz der Energiewende zu erhöhen und daher stärker auf größere Anlagen 
zu setzen, die im Schnitt geringere Gesamtkosten aufweisen (vgl. Abschnitt 3.2.2). 
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5. Experteninterviews 

Im Rahmen der Studie wurden insgesamt sechs leitfadengestützte Experteninterviews 

mit Mieterstromanbietern, Energieversorgern und Softwareanbietern durchgeführt (Ta-

belle 10). Ziel der Interviews war es, herauszufinden, welche Herausforderungen bei der 

Umsetzung von Gebäude- und Mieterstromprojekten bestehen und welche Lösungsan-

sätze von den in der Regel sehr jungen Unternehmen angeboten werden, um Gebäude- 

und Mieterstromprojekte wirtschaftlich attraktiv realisieren und anbieten zu können. Da-

bei sollte auch auf die Wachstumschancen des Marktes und auf Möglichkeiten für verbes-

serte regulatorische und rechtliche Rahmenbedingung eingegangen werden.  

Tabelle 10: Übersicht der Experteninterviews 

Interviewtag Gesprächs-
partner/in 

Position Unternehmen Stakeholder-
gruppe 

11.04.2024 Anna Gruner Senior Marketing 
& Partner Mana-
gerin 

Solarize Energy  
Solutions GmbH 

Softwareanbieter 

16.05.2024 Mante Bartu-
seviciute 

Projektmanagerin Polarstern GmbH Energieversorger 

19.07.2024 Julian Schulz Mitgründer &  
Geschäftsführer 

Metergrid GmbH Mieterstromanbie-
ter 

26.09.2024 Andy Eber-
hardt 

Mitgründer &  
Geschäftsführer 

Pionierkraft GmbH Mieterstromanbie-
ter 

06.11.2024 Peter Ugolini-
Schmidt 

Leiter Politik EWS Elektrizitäts-
werke Schönau eG 

Energieversorger 

22.11.2024 Ulrich Schus-
ter 

Mitgründer & Co-
CTO 

Decarbon1ze GmbH Energieversorger 

Quelle: Eigene Darstellung. Die Interviews wurden von Christopher Breddermann durchgeführt und 
transkribiert.  

 

Die zentralen Ergebnisse der Experteninterviews werden im Folgenden dargestellt. Im 

Anhang findet sich eine Transkription der Interviews mit den wichtigsten Aussagen. Die 

sechs Interviews mit Expertinnen und Experten aus der Branche zeigen die vielfältigen 

Potenziale, aber auch die erheblichen Herausforderungen bei der Umsetzung neuer Ver-

sorgungsmodelle in Deutschland. Die Gesprächspartnerinnen und -partner adressieren 

dabei technische, regulatorische und wirtschaftliche Fragestellungen.  
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Insgesamt könnten technische Innovationen wie virtuelle Netze, intelligente Messsys-

teme und die Digitalisierung der Marktkommunikation aus Sicht der Interviewpartnerin-

nen und -partner große Chancen zur Verbesserung und Vereinfachung bieten. Diese 

seien aber nur durch eine ganzheitliche regulatorische und prozessuale Reform wir-

kungsvoll umsetzbar. Die aktuelle Situation sei von komplexen, teils manuellen Abläufen, 

fragmentierten Zuständigkeiten und großen regionalen regulatorischen Unterschieden 

geprägt und würde die Skalierung von Gebäude- und Mieterstromprojekten bislang deut-

lich bremsen.  

Messstellenbetrieb: Standardisierung und Digitalisierung erforderlich 

Das erste zentrale Ergebnis ist die in allen Interviews deutliche gewordene große Kom-

plexität und Fragmentierung des Messstellenbetriebs sowie der damit verbundenen Pro-

zesse. Diese sei nicht durch die Hardware selbst begründet, sondern vor allem durch inef-

fiziente, personalintensive und wenig automatisierte Abläufe. Dr. Ulrich Schuster von De-

carbon1ze erläutert, dass die „Hauptkosten des Messstellenbetriebs nicht in der Hard-

ware, sondern in den aufwendigen und teils ineffizienten Prozessen begründet“ lägen. 

Dies betreffe insbesondere die komplizierte Koordination zwischen den 866 Verteilnetzen 

in Deutschland, die noch keinen einheitlichen Standard für den Austausch von Messda-

ten und Abrechnungen besitzen. Gerade in größeren Verteilnetzgebieten mit vielen Haus-

anschlüssen – wie beispielsweise in Berlin – benötige es daher effizientere digitale Ab-

läufe. Da diese vielfach noch fehlen würden, seien langwierige, teilweise manuelle Klä-

rungsprozesse die Folge, die die Netz- und Messstellenbetreiber erheblich belasten wür-

den.  

Anna Gruner von Solarize meint: „Mieterstrom funktioniert nur, wenn wir die Prozesse 

digitalisieren und so den Aufwand deutlich senken – nur dann wird es für Vermieter wirt-

schaftlich attraktiv.“ Mante Bartuseviciute von Polarstern ergänzt: „Die Automatisierung 

der Bilanzierung und Laststeuerung ist der Schlüssel, um Mieterstromprojekte skalierbar 

zu machen und gleichzeitig den CO₂-Ausstoß messbar zu reduzieren.“ Peter Ugolini-

Schmidt von den Elektrizitätswerken Schönau fügt hierzu: „Das größte Problem ist nicht 

die Technik, sondern der massive Personalmangel und die veralteten Prozesse, die drin-

gend automatisiert werden müssen.“ 
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Laut Dr. Ulrich Schuster von Decarbon1ze, die als virtueller Netzbetreiber auftreten, 

könnte durch den Betrieb eines virtuellen Stromnetzes als Abstraktionsschicht eine ein-

heitliche Schnittstelle geschaffen werden, die komplexe Untermessstellen aggregiert und 

die gesamte Verrechnung übernähme. Die Aggregation auf Bilanzkreise würde so von der 

physischen Netzinfrastruktur entkoppelt, wodurch die aufwendige Stammdatensynchro-

nisation zwischen Netz- und Messstellenbetreibern entfalle. Dies sei ein entscheidender 

Schritt, um Gebäude- und Mieterstromprojekte wirtschaftlicher und skalierbarer zu ma-

chen. 

Auch die regulatorischen Rahmenbedingungen werden von allen Interviewpartnerinnen 

und -partnern als Hemmnis beschrieben. Das Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) und die 

damit verbundene Infrastruktur werden als zu komplex und fragmentiert kritisiert. Die 

technische Regelsetzung sei auf mehrere Behörden verteilt – Bundesnetzagentur, Bun-

desamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) und Physikalisch-Technische Bun-

desanstalt (PTB) – wodurch keine einheitliche Systemarchitektur entstehe. Das führe zu 

einer Smart-Metering-Infrastruktur, die zwar theoretisch viel leisten vermag, in der Praxis 

aber erst nach vielen Jahren verfügbar ist. Zudem wurden die Preisobergrenzen für Mess-

stellenbetriebskosten zuletzt angehoben, was die Kosten für Stromkunden und Prosu-

mer erhöhe, ohne dass die Prozesse effizienter würden. Die mangelnde Standardisierung 

und uneinheitliche Umsetzung würden bei der Vergabe von Marktlokations-IDs teilweise 

zu Verzögerungen von bis zu sechs Monaten führen, was physisch angeschlossene PV-An-

lagen praktisch blockieren würde.  

Julian Schulz, Mitgründer von metergrid sagt: „Die Akzeptanz von Mieterstrom hängt 

stark von der Vereinfachung der rechtlichen Rahmenbedingungen ab – viele kleine Ver-

mieter schrecken vor der Komplexität zurück.“ Zusätzlich dazu meint Andreas Eberhardt, 

Mitgründer von Pionierkraft: „Die bestehenden bürokratischen Hürden und fehlende 

Standardisierung beim Messstellenbetrieb sind für private Vermieter oft eine zu große 

Barriere.“ 

Smart-Meter-Rollout: Weiterhin schleppend 

Neben technischen und regulatorischen Hürden beim Messstellenbetrieb stelle die bisher 

nicht flächendeckende Installation intelligenter Messsysteme (Smart Meter) eine weitere 

große Herausforderung dar. Im Interview wurde mehrfach auf die hohen Investitionen 
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von 10.000 bis 15.000 € für Wandlerzähler und notwendige Umbauten bei klassischen 

Messstellen (physischen Summenzählern) hingewiesen. Hier bieten virtuelle Summen-

zähler, die auf viertelstündlichen Messdaten aus iMSys basieren, einen wichtigen Hebel 

zur Kostenreduktion. Decarbon1ze betont, dass „ein virtuelles Summenzählermodell Mie-

terstromprojekte wirtschaftlicher machen könnte – doch fehlende Standardisierung und 

regulatorische Hürden bremsen die Umsetzung“. Allerdings sei die flächendeckende Ver-

fügbarkeit von Smart Metern noch nicht gegeben, und viele Netzbetreiber hätten die nö-

tigen Prozesse noch nicht in ihre IT-Systeme integriert, was die Nutzung dieser Technolo-

gie erschwere. 

Die Bedeutung der Smart Meter für die Wirtschaftlichkeit wird auch aus Sicht anderer Ge-

sprächspartnerinnen und -partner bestätigt. Beispielsweise weist metergrid darauf hin, 

dass Mieterstromprojekte erst ab einer Größe von etwa acht bis zehn Wohneinheiten 

wirtschaftlich interessant werden, da Standardlastprofile (SLP) für kleinere Anlagen die 

tatsächlichen Energieflüsse nicht ausreichend abbilden würden. Mit Smart Metern könn-

ten dagegen viertelstündliche Verbrauchswerte bilanziert werden, was eine präzisere und 

dynamische Abrechnung erlaube. Dies bedeutet für die Lieferanten jedoch auch ein er-

höhtes Prognoserisiko, da sie künftig nicht mehr nur Gesamtstrommengen, sondern 

echte Viertelstundenprofile prognostizieren müssten. 

Gebäudestrom und Energiegemeinschaften 

Alle Interviewpartnerinnen und -partner gehen darauf ein, dass Gebäudestrommodelle 

gegenüber klassischen Mieterstromangeboten mehrere Vorteile bieten. So entfalle beim 

Gebäudestrom die Lieferantenpflicht, was das Einkaufsrisiko für Vermietende deutlich re-

duziere. Die Strommengen könnten viertelstündlich dynamisch den einzelnen Wohnun-

gen zugeordnet werden, was eine bedarfsgerechte Verteilung erlaube, etwa wenn sich 

der Verbrauch oder die Produktion ändert. Die Mietenden könnten zudem ihren Rest-

stromanbieter frei wählen. In der Praxis blieben allerdings nach Aussagen der Inter-

viewpartnerinnen und -partner Netzentgelte für den Reststrom bestehen, da jede Woh-

nung weiterhin an das öffentliche Netz angeschlossen ist, was die Wirtschaftlichkeit und 

Attraktivität für die Mietenden schmälere. Die flächendeckende technische Umsetzung 

von Gebäudestrommodellen scheitere bislang an den komplexen und uneinheitlichen 
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Prozessen zwischen Netz- und Messstellenbetreibern, die manuelle Datenaustauschpro-

zesse erfordern würden. Ohnehin bemängeln die Interviewpartnerinnen und -partnern 

die Zusammenarbeit von Netzbetreibern und wettbewerblichen Messstellenbetreibern, 

die aus ihrer Sicht einer Konkurrenzsituation zwischen beiden Seiten vor allem bei der 

Abrechnung der Grundgebühr geschuldet sei. Auch hier würden laut Aussage von Decar-

bon1ze regulatorische Vereinfachungen helfen, um die Abstimmungen und Abläufe zu 

erleichtern. 

In Bezug auf den Bestand und größere Wohnungsanlagen weisen die Interviewpartnerin-

nen und -partner darauf hin, dass physische Trennungen durch mehrere Hausanschlüsse 

und fehlende Netzdurchgänge häufig die Nutzung von PV-Strom zwischen Gebäuden ver-

hindern würden. Immobilienunternehmen würden daher teilweise eigene Kupferleitun-

gen legen, um Netzentgelte zu umgehen. Denn auch bei einer Nutzung des öffentlichen 

Netzes über sehr kurze Strecken – beispielsweise zwischen Nachbarhäusern – würden 

die Netzentgelte in gleicher Höhe anfallen, wie beim restlichen Strombezug der Gebäude. 

In Österreich würden solche Probleme durch Energiegemeinschaften gelöst, bei denen 

Netzentgelte regional stärker nach Netzebenen separiert werden. In Deutschland sei ein 

Vorstoß für die Unterstützung eines derartigen Modells hingegen vor den Bundestags-

wahlen 2025 gescheitert. 
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6. Zusammenfassung und Handlungsempfehlungen 

Der Photovoltaik-Ausbau erreicht mit 16,2 Gigawatt neuer Anlagenkapazität im Jahr 

2024 und einem Bestand von insgesamt 99,3 GW neue Höchststände. Der Ausbau erfolgt 

allerdings zumeist durch kleinere Aufdachanlagen auf Einfamilienhäusern sowie auf gro-

ßen Freiflächenanlagen. Auf Mehrfamilienhäusern entstehen hingegen kaum PV-Anla-

gen, sodass viele Potenziale ungenutzt bleiben. Ein stärkerer Ausbau auf MFH kann einen 

wichtigen Beitrag zum gesetzten Ziel von 215 GW PV-Gesamtkapazität bis zum Jahr 2030 

darstellen, da dafür ein weiter beschleunigter jährlicher Ausbau von 22 GW geplant ist.  

Vor diesem Hintergrund beschäftigte sich die Studie ausführlich mit Gebäude- und Mie-

terstrommodellen, mit denen in der Regel Strom auf dem Dach eines Mehrfamilienhau-

ses mit einer PV-Anlage erzeugt und direkt ohne Umweg über das öffentliche Stromnetz 

an die Bewohnenden im Haus geliefert wird. Die durchgeführte Potenzialanalyse der Stu-

die zeigt, dass auf den geeigneten Hausdächern ein PV-Potenzial von bis zu 60,4 GW be-

steht, die zur Stromversorgung von 3,1 Mio. MFH-Gebäuden (ab 3 Wohneinheiten) bzw. 

20,1 Mio. Wohnungen beitragen könnten. Mieterstrom ermöglicht dabei eine verbrauchs-

nahe Erzeugung zur Deckung der vielfach steigenden Strombedarfe in städtischen Gebie-

ten. Die Nutzung dieser Potenziale kann die erforderliche Elektrifizierung der Wärmever-

sorgung durch Wärmepumpen und der Mobilität durch Elektro-Fahrzeuge unterstützen.  

Für eine effiziente Einbindung des ermittelten PV-Potenzials in die allgemeine Stromver-

sorgung fehlen jedoch bislang die technischen und regulatorischen Voraussetzungen. 

Um netzdienliche Verbrauchs- und Einspeiseanpassungen anzureizen, ist neben dem un-

verzichtbaren Smart-Meter-Rollout die Anpassung zur Regelbarkeit von PV-Anlagen – 

teilweise abgedeckt durch das Solarspitzengesetz Anfang 2025 – sowie eine stärkere Ver-

breitung dynamischer Stromtarife erforderlich. Zudem sollte eine Reform der starren Ein-

speisevergütungssätze sowie die Einführung regionaler Komponenten im Strompreis – 

die Überlastungen im regionalen Stromnetz abbilden – geprüft werden.  

Die Studie zeigt, dass Gebäude- und Mieterstromprojekte nur unter bestimmten Voraus-

setzungen wirtschaftlich tragfähig umgesetzt werden können. Grundsätzlich basiert die 

Wirtschaftlichkeit darauf, dass Vermietende durch die Vermarktung von lokal erzeugtem 

Solarstrom Einnahmen generieren können, während die Haushalte im Gebäude von 
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günstigeren Stromtarifen profitieren. Im Vergleich zu klassischen PV-Dachanlagen, die 

ausschließlich der Einspeisung dienen, sind Gebäude- und Mieterstromprojekte jedoch 

deutlich komplexer und erfordern zusätzliche administrative und technische Aufwände, 

die die Wirtschaftlichkeit beeinflussen. 

Die Studie berechnet exemplarisch die Rentabilität für Gebäude- und Mieterstrompro-

jekte eines typischen Mehrfamilienhauses mit acht Wohneinheiten. In der Basisvariante, 

bei der 75 % der Mietenden am Mieterstrommodell teilnehmen und Standardkosten für 

PV-Module sowie Marktpreise für Strom berücksichtigt werden, wird eine interne Verzin-

sung (IRR) von 3,6 % erzielt. Unter idealen Bedingungen – beispielsweise bei vollständi-

ger Mieterbeteiligung, hohen Stromverbräuchen im Gebäude und niedrigeren Investiti-

onskosten – ist eine Rendite von bis zu 18,5 % möglich. Im ungünstigsten Fall, etwa bei 

geringer Teilnahme und beispielsweise suboptimalen technischen Voraussetzungen, fällt 

die Rentabilität deutlich ab und liegt teils unterhalb der wirtschaftlichen Schwelle. Die 

Renditen beim Mieterstrom liegen in den betrachteten Varianten zwischen 1,1 bis 

3,6 Prozentpunkte höher als beim Gebäudestrom, da der Weiterverkauf von Netzstrom 

profitabel gestaltet werden kann und Mieterstromzuschlag gewährt wird. Als zentrale 

Faktoren für die Rentabilität erweisen sich die Anschaffungs- und Installationskosten für 

die PV-Anlage, die Verfügbarkeit und Dimensionierung des Batteriespeichers sowie der 

Stromverbrauch im betrachteten Gebäude. Auch der Erlös durch die Einspeisung von 

Überschussstrom kann eine entscheidende Rolle spielen. Daher benötigt es bei einigen 

kleineren Projekten, auch bei einem möglichen Ende der Förderung von PV-Aufdachanla-

gen, einer Möglichkeit zur einfachen Vermarktung, um die Projekte rentabel zu gestalten. 

Der Hochlauf von Gebäude- und Mieterstrommodellen steht vor einer Reihe technischer, 

wirtschaftlicher und regulatorischer Herausforderungen, die unter anderem durch Exper-

tengespräche mit Mieterstromanbietern und weiteren in diesem Bereich tätigen Akteu-

ren identifiziert werden konnten: 

• Ein erheblicher Kostenfaktor entsteht durch die hohen Anforderungen an Messtech-

nik, Abrechnung und Kundenbetreuung sowie durch die Freigabe- und Meldeprozesse 

für das Smart Metering. Besonders bei Bestandsgebäuden können zusätzliche Um-

baukosten für Zählerplätze und Leitungsführung die Rentabilität deutlich mindern. 
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• Ein zentraler Unsicherheitsfaktor ist die Beteiligung der Haushalte im Gebäude, die 

aktiv an einem Gebäude- oder Mieterstrommodell teilnehmen. Da der Wechsel in ei-

nen Gebäude- oder Mieterstromtarif freiwillig ist und individuelle Stromverträge be-

stehen bleiben, ist die Beteiligung häufig geringer als wirtschaftlich erforderlich. Ho-

her Kommunikationsaufwand, unzureichendes Verständnis der Modelle sowie Wech-

selbarrieren auf Mieterseite reduzieren das Ertragspotenzial. 

• Die gesetzlich festgelegte maximale Vertragslaufzeit von zwei Jahren für Stromver-

träge – eine Maßnahme des Verbraucherschutzes – beeinträchtigt die Planungssi-

cherheit für Investoren. 

• Auch das Gewerbesteuerprivileg wird von den Marktakteuren weiter als Hemmnis 

wahrgenommen, auch wenn der Umsatzanteil aus Energiedienstleistungen für Mie-

terstrom mit dem Solarpaket 1 im Jahr 2024 auf 20 % angehoben wurde. 

Trotz dieser Herausforderungen bietet Gebäude- und Mieterstrom bei geeigneten Rah-

menbedingungen ein wirtschaftlich interessantes Potenzial, insbesondere wenn Skalen-

effekte durch größere Gebäude oder Portfolios genutzt werden können. Um solche Pro-

jekte zukünftig attraktiver zu machen und damit deren flächendeckende Verbreitung zu 

forcieren, sind eine Reihe gezielter regulatorischer Anpassungen erforderlich. Auf Basis 

der in der Studie gewonnenen Erkenntnisse betrifft dies folgende Aspekte: 

• Die Wechselprozesse bei den Netz- und Messstellenbetreibern müssen standardisiert, 

vereinheitlicht und digitalisiert werden, um diese zu erleichtern und zu beschleuni-

gen. Zudem sollten einheitliche, standardisierte Messkonzepte etabliert werden, die 

den administrativen und technischen Aufwand reduzieren und damit die Wirtschaft-

lichkeit durch die Skalierung von Gebäude- und Mieterstromprojekten verbessern.  

• Wenn Gebäude- und Mieterstrom angeboten wird, dann sollte der PV-Strom gegen-

über Netzstrom bevorzugt werden, um die Beteiligungsquoten zu erhöhen. Dies 

könnte zum Beispiel durch Widerspruchslösungen (Opt-Out) erfolgen, bei denen sich 

die Haushalte im Gebäude automatisch am Projekt beteiligen – es sei denn, sie wider-

sprechen aktiv. Solche Modelle könnten die Teilnahmequote deutlich steigern, müss-

ten aber hinsichtlich der Kompatibilität mit dem EU-Recht geprüft werden. 

• Es sollte geprüft werden, ob die aktuell parallelen Regelungsansätze von Gebäude- 

und Mieterstrom mit geringeren bürokratischen Anforderungen zusammengelegt 
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und weiterentwickelt werden können, um die hohe Komplexität zu verringern und die 

Vorteile beider Modelle zusammenbringen zu können.   
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VBh    Vollbenutzungsstunden 

VNB    Verteilnetzbetreiber 

WE    Wohneinheit 

WEG    Wohnungseigentümergemeinschaften 
  



72 

Interview mit Solarize 

Vorstellung der Person und des Unternehmens  

Anna Gruner ist bei Solarize für Marketing und Partnerschaften verantwortlich. In dieser Rolle pflegt sie 
unter anderem das Partner-Ökosystem, das die Software-as-a-service (SaaS)-Abrechnungssoftware von So-
larize ergänzt und erweitert. Solarize vereinfacht die Energieabrechnung für Mehrparteien-Immobilien mit 
einer innovativen Softwarelösung. Die digitale Plattform automatisiert die effiziente Lieferung, Bilanzierung 
und Abrechnung von nachhaltig erzeugtem Solarstrom an beliebig viele Verbraucher – inklusive Rest-
stromabrechnung. So können Gebäude- und Mieterstrom wirtschaftlich attraktiv angeboten werden. Das 
Start-up wurde 2020 gegründet, hat bis 2024 21 Beschäftigte und 78 MWp in Projekten umgesetzt.  

Zentrale Aussagen des Interviews 

„Standardisierte Wechselprozesse bei den Netz- und Messstellenbetreibern und einheitliche Netzanschlussbedingen 
werden die Marktdurchdringung von Mieterstromlösungen erheblich erleichtern.“ 

- Anna Gruner 
 

Thema Aussage 
Marktsegment „Stadtwerke und Energieversorger treten vermehrt in den Mieterstrommarkt 

ein, um Marktanteile zu sichern und attraktive Kundensegmente zu erschlie-
ßen.“ 

Regulatorik „Die Durchführung eines Mieterstromprojekts wird durch regulatorische Vor-
gaben begleitet – von der Planung bis zur Abrechnung.“ 

Verträge „Die Standardisierung der Wechselprozesse ermöglicht eine höhere Partizi-
pation bei Mietern und reduzierte Aufwände und Risiken für Vermieter.“ 

Gewerbesteuerprivileg „Die Erhöhung des maximalen Umsatzanteils aus dem Energiebereich auf 
20 % durch das Gewerbesteuerprivileg erleichtert PV-Projekte für kleine Im-
mobilienunternehmen.“ 

 

Was ist die Zielgruppe von Solarize? 

Solarize richtet sich u. a. an die Immobilienwirtschaft, insbesondere an Eigentümerinnen bzw. Eigentümer 
von Wohn- oder Gewerbeimmobilien, die ungenutzte Dachflächen für PV erschließen möchten. Ein weiteres 
Kundensegment sind spezialisierte Contracting-Unternehmen, die entsprechende Dachflächen von Immo-
biliengesellschaften pachten, um den dort erzeugten Strom lokal zu vermarkten. Auch Stadtwerke und 
Energieversorger treten vermehrt in diesen Markt ein, um Marktanteile zu sichern und attraktive Kunden-
segmente zu erschließen. Für WEGs braucht es innovative Lösungen, da diese Segmente meist kleinteilig 
und abstimmungsintensiv sind. Hier sind entsprechende Lösungsangebote noch im Aufbau.  

Wie funktionieren die Mieterstromprojekte mit der Solarize-Software? 

Das Herzstück des Solarize-Angebots ist die cloudbasierte SaaS, die PV-Anlagenbetreibern eine automati-
sierte Vermarktung des erzeugten Stroms ermöglicht. Solarize bietet umfassende Unterstützung für Neu-
einsteiger, einschließlich Beratung und Schulungen zur Nutzung der Plattform. Die Software ermöglicht die 
Umsetzung sowohl physischer als auch virtueller Summenzähler-Messkonzepte und verfügt über Stan-
dardschnittstellen zu zahlreichen wettbewerblichen und grundzuständigen Messstellenbetreibern. Erstere 
sind insbesondere hinsichtlich der Smart-Meter-Verfügbarkeit häufig besser aufgestellt. Technische ideale 
Voraussetzungen umfassen iMSys im Wohnbereich und registrierende Lastgangzähler (RLM-Zähler) im Ge-
werbebereich. 
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Im Solarpaket 1 gab es eine Änderung zum Gewerbesteuerprivileg bei Immobilienunternehmen hin-
sichtlich der Einnahmen aus dem Energiebereich. Ist diese Änderung hilfreich?  

Die Erhöhung des maximalen Umsatzanteils aus dem Energiebereich auf 20 % durch das Gewerbesteuer-
privileg erleichtert PV-Projekte für Immobilienunternehmen. Dennoch wird diese Grenze selten ausgereizt, 
da Immobilien-Unternehmen meist Energietöchter gründen, um steuerrechtliche Risiken zu vermeiden. 
Dennoch ist diese Anpassung für kleine Unternehmen oder Vermieter interessant, die nicht genügend Ka-
pazitäten haben, eine eigene Tochterfirma zu gründen.  

Weshalb ist es für Vermieter schwierig, ein Mieterstromprojekt allein durchzuführen?  

Die Durchführung eines Mieterstromprojekts setzt technisches Vorwissen voraus. Dazu zählen die Planung 
des Geschäftsmodells, Finanzplanung, Beschaffung, Installation und Inbetriebnahme der PV-Anlage, Ent-
wicklung von Messkonzepten, Meldepflichten, Vermarktung und Abrechnung des PV-Stroms als Mieter-
strom oder gGV. Bei vielen dieser Schritte ist die Unterstützung von Experten empfehlenswert. Solarize bie-
tet flexible Leistungen an, die den Kunden unterschiedliche Geschäftsmodelle ermöglichen. Nach einer um-
fassenden Projektbegleitung und dem Onboarding-Prozess ermöglicht die Software den Kunden, den Be-
trieb eigenständig zu übernehmen. 

Können Mieterstromprojekte einfach skaliert werden oder gibt es viele händische Prozesse?  

Die genauen Investitionskosten, die Dauer der Planungsphasen und die Amortisationszeit für PV-Projekte 
variieren je nach Projekt und sind häufig abhängig von den individuellen Anforderungen und Tarifzonen 
der knapp 900 verschiedenen Netzbetreiber in Deutschland. Eine Vereinfachung regulatorischer Prozesse 
bei den Netz- und Messstellenbetreibern, die Förderung digitaler Standards sowie einheitliche Netzan-
schlussbedingungen könnten die Marktdurchdringung von Mieterstromlösungen weiter beschleunigen. 

Welche Forderungen haben Sie an die Politik? 

Regulatorisch hat sich bereits viel getan: Darunter das Recht zur Umsetzung von Mieterstrom-Messkonzep-
ten mit virtuellen Summenzählern (EnWG § 20 1.(d)), der Smart-Meter-Roll-Out (§ 29 MsbG) und die Ein-
führung des Liegenschaftsmodells (§ 6 MsbG). Insbesondere auch die seit dem 6. Juni 2025 geltenden 
standardisierten Wechselprozesse für Mieterstrom (UTILMD Anwendungshandbuch (AHB) Strom 2.1) kön-
nen ein echter Hebel für die Marktdurchdringung sein.  

Das jüngste EuGH-Urteil (BNetzA 2024a) zur Regulierung der Kundenanlage sorgt allerdings für Verunsi-
cherung in der Branche. Ein im Sinne von Kundenanlagenbetreibern angepasster Rechtsrahmen auf natio-
naler Ebene ist dringend notwendig. 
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Interview mit Polarstern 

Vorstellung der Person und des Unternehmens 
Mante Bartuseviciute ist Projektmanagerin für Mieterstrom bei Polarstern. Polarstern ist ein Energieversor-
ger, der zu 100 % Ökostrom- und Ökogas liefert und darüber hinaus dezentrale Energielösungen, wie Mie-
terstromversorgung in Wohngebäuden und Gewerbe sowie  
Ladeinfrastruktur anbietet. Polarstern wurde 2011 gegründet und hat 2024 ca. 80 Mitarbeitende. Die Ziel-
gruppe von Polarstern sind Immobilien ab 20-25 Einheiten sowie im Falle von Solarlösungen Gewerbe ab 
100.000 kWh. Polarstern hat bis 2024 über 350 Mieterstromprojekte realisiert. Die Mehrheit dieser Pro-
jekte entfällt auf Neubauten, doch darunter sind auch einige Bestandsgebäude. Daneben bietet Polarstern 
die Nutzung von Power-Purchase-Agreements (PPAs) für die Gewerbeversorgung an. 

Zentrale Aussagen des Interviews 

„Eine kontinuierlich hohe Teilnahmequote ist entscheidend für erfolgreiche Mieterstromprojekte.“ 

- Mante Bartuseviciute  

Thema Aussage 
Kommunikation mit 
der Zielgruppe 

„Die Ansprache der Bewohnenden ist eine Herausforderung, da sie in der Regel 
komplett über die Hausverwaltung abgewickelt wird und das eine enge Koopera-
tion voraussetzt. Eine professionelle und verlässliche Hausverwaltung ist hier von 
großer Relevanz für eine erfolgreiche Mieterstromumsetzung.“ 

Gebäudetyp „Es gibt einen riesigen Unterschied zwischen Neubau und Bestand. Im Neubau 
ist der Einbau der Zähler mit keinen teuren Umbaumaßnahmen verbunden. Im 
Bestand ist der Wechsel seitens der Bewohnenden schwieriger, auch müssen sie 
zusätzlich von einem Zählertausch überzeugt werden, auch wenn dieser vom 
Mieterstromdienstleister übernommen wird.“ 

Wohneigentumsge-
meinschaften 

„Bei WEGs gibt es einen höheren Abstimmungsbedarf als bei alleinigen Eigentü-
mern, hier braucht es klare Verantwortlichkeiten und Zusicherungen.“ 

Vertragsfreiheit „Die Vertragsfreiheit bedeutet für die Investitions- und Planungssicherheit einer 
Mieterstromanlage ein höheres Risiko.“ 

Mieterstrompreis „In der Praxis ist der günstigere Mieterstrompreis für viele Bewohnende nicht der 
alleinige Aspekt, auch die Transaktionskosten, der Zeitaufwand und das Ver-
ständnis des Angebots beeinflussen den Wechsel.“ 

 

Wie verläuft die Kommunikation zu Projektbeginn mit den Bewohnenden? Gibt es Einschränkungen 
zum Beispiel wegen Datenschutzbestimmungen? 

Die Kommunikation zu Projektbeginn mit den Bewohnenden unterscheidet sich nach Art des Gebäudes – 
ob es sich um einen Neubau oder um ein Bestandsobjekt handelt. Im Neubau wird Mieterstrom bereits in 
der Planungsphase berücksichtigt. Bauherren oder Projektentwickler binden uns frühzeitig ein, um die 
technische Integration in das Energiekonzept sicherzustellen. Zur Ansprache der Wohneinheiten und künf-
tigen Mietenden arbeiten wir eng mit der Hausverwaltung oder den Immobilienverantwortlichen zusam-
men. So können wir die Bewohnenden von Beginn an bei Interesse mit Strom versorgen. Durch die Option 
der Drittbelieferung bleibt ihnen dabei die freie Wahl des Stromversorgers erhalten. 

Bei Bestandsgebäuden verläuft der Prozess anders als im Neubau: Der Gebäudeeigentümer oder Immobili-
enverwalter tritt an uns heran, um Mieterstrom umzusetzen. Entscheiden sich der oder die Eigentümer für 
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Mieterstrom, sprechen wir in enger Abstimmung mit der Hausverwaltung die Haushalte an. Erst wenn Mie-
tende aktiv die Teilnahme wünschen, können wir Stromzähler austauschen und die Belieferung mit unse-
rem Mieterstrom-Tarif starten. 

Diese Vorgehensweise stellt die Einhaltung der Datenschutzbestimmungen sicher. Gleichzeitig bringt sie 
organisatorische Herausforderungen mit sich, da mehrere Abstimmungs- und Freigabeprozesse notwendig 
sind. Eine gut strukturierte und verlässliche Zusammenarbeit mit der Hausverwaltung ist daher entschei-
dend für einen reibungslosen Ablauf. 

Gibt es weitere Unterschiede bei Bestandsgebäuden im Gegensatz zu Neubauten? 

Ja, in Neubauprojekten wird Mieterstrom bereits in der Planungsphase berücksichtigt, sodass alle techni-
schen und vertraglichen Rahmenbedingungen frühzeitig geschaffen werden können. Da es noch keine be-
stehenden Stromverträge gibt, werden alle Bewohnenden direkt über die Mieterstromlösung spätestens 
bei Einzug informiert. Zudem ist der Zählereinbau von Anfang an eingeplant und erfordert keine nachträg-
lichen baulichen Maßnahmen. 

Bei Bestandsgebäuden gestaltet sich die Einführung von Mieterstrom komplexer. Hier müssen zunächst die 
Mietenden und Eigentümerinnen bzw. Eigentümer erreicht und über die Möglichkeit eines Wechsels infor-
miert werden. Da viele Bewohnende bereits laufende Stromverträge haben, ist die Wechselbereitschaft oft 
niedriger, schließlich besteht keine Notwendigkeit zum Abschluss eines neues Stromvertrags. Die Kommu-
nikation des Mieterstromangebots muss daher präsenter und nicht auf einen einmaligen Kontakt begrenzt 
sein. 

Ist Mieterstrom für WEG geeignet?  

In einer WEG ist der Abstimmungsaufwand höher als bei einem Immobilienunternehmen. Das liegt einfach 
an der Vielzahl der Beteiligten und der Beschlussprozesse. Trotzdem ist Mieterstrom für WEGs grundsätz-
lich möglich. Entscheidend für die Umsetzung ist, dass die WEG einen Beschluss zum Bau einer PV-Anlage 
fasst und eine Einwilligung für eine ausreichend hohe Beteiligungsquote (Teilnahmequote) am Mieter-
strommodell erreicht wird.  

Wie wichtig ist die Vertragsbindung der Mietenden an den PV-Stromtarif? 

Im Mieterstromangebot von Polarstern versorgen wir Bewohnende mit einem Mischtarif aus dem Solar-
strom der lokalen PV-Anlage sowie Ökostrom aus dem öffentlichen Stromnetz. Solarstromprojekte haben 
rein technisch eine Lebensdauer von mindestens 20 Jahren, Mieterstromtarife sind hingegen gesetzlich auf 
eine maximale Vertragslaufzeit von 2 Jahren begrenzt. Diese grundsätzliche Vertragsfreiheit bei Stromver-
trägen ist vor dem Hintergrund des Verbraucherschutzes wichtig. Eine kontinuierlich hohe Durchdrin-
gungsquote (Teilnahmequote) ist jedoch entscheidend für erfolgreiche Mieterstromprojekte. Das unterstüt-
zen attraktive Tarife sowie gezielte Informations- und Marketingmaßnahmen. Eine einfache, verständliche 
Kommunikation über die Vorteile des Mieterstromangebots ist essenziell für die Akzeptanz und Beteiligung 
der Mietenden. Zusätzlich können seitens der Immobilienbesitzenden die Kostenvorteile ausgebaut wer-
den, indem der lokale Solarstrom auch zur Wärmeversorgung und für Ladelösungen vor Ort genutzt wird 
und hier die Energiekosten zusätzlich senkt.  

Wie hoch ist der Strompreis, den man bei Mieterstrom anbieten kann? 

Der Mieterstromtarif basiert auf lokalen Erzeugungsleistungen und extern notwendigen Strombeschaf-
fungskosten. Bei jeder PV-Anlage wird dazu berechnet, wie viel Strom selbst erzeugt und direkt verbraucht 
werden kann sowie wie viel zusätzlicher Strom aus dem Netz bezogen werden muss. Je größer der Selbst-
verbrauch von Solarstrom ist, desto geringer kann der Gesamtpreis für Mieterstrom ausfallen. Schließlich 
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ist lokal erzeugter Solarstrom günstiger als Netzstrom, auch weil gewisse Netzentgelte und Umlagen dafür 
entfallen. Gesetzlich ist festgelegt, dass der Mieterstromtarif mindestens 10 % unter dem lokalen Grund-
versorgertarif liegen muss.  

Wie wichtig ist die Größe der PV-Anlage und dem Verhältnis aus Einnahmen aus Direktverbrauch im Ge-
gensatz zur Einspeisevergütung? 

Entscheidend für die Wirtschaftlichkeit ist weniger die absolute Anlagengröße als vielmehr das Verhältnis 
zwischen der Anzahl der Wohneinheiten und der installierten PV-Leistung. Erfahrungsgemäß sind 1-2 kWp 
pro Wohneinheit ideal, um den Eigenverbrauch wirtschaftlich zu gestalten. Eine PV-Anlage im Mieterstrom 
erhält nach § 21 Absatz 3 EEG eine Mieterstromvergütung für direkt verbrauchten Strom. Ob eine Vollein-
speisung oder ein möglichst hoher Direktverbrauch für eine PV-Anlage wirtschaftlich sinnvoll ist, ist indivi-
duell zu entscheiden. Zuletzt waren mit Blick auf die sinkende Einspeisevergütung und die Stromkostenvor-
teile im Mieterstrom Projekte mit hohem Direktverbrauch besonders attraktiv. Mit dem Solarspitzengesetz 
ist der Direktverbrauch noch attraktiver geworden. Kommt eine Bundes- oder Landesförderung für Neubau 
oder Sanierung in Betracht, müssen zusätzlich die Fördervoraussetzungen für PV-Leistung geprüft werden. 
Das reibungslose Ineinandergreifen der verschiedenen Schnittstellen im Zuge der Mieterstromversorgung 
ist weiterhin das A und O erfolgreicher Projekte. Auch deshalb bieten wir inzwischen bei Bedarf alles aus 
einer Hand: von der Portfolio-Analyse und Projektierung über den Anlagenbetrieb bis hin zur optimierten 
Energieversorgung inklusive Submetering, Energiemanagement und Abrechnung.  

Welche Messkonzepte werden bei Mieterstromprojekten verwendet? 

Mieterstromprojekte erfordern ein gesondertes Messkonzept, das mit dem örtlichen Netzbetreiber abge-
stimmt werden muss. Der physische Zweirichtungs-Summenzähler wird im Moment hauptsächlich verwen-
det, wobei der virtuelle Summenzähler an Bedeutung gewinnt. Vor allem im Bestandsbau lässt sich damit 
die Zählerinfrastruktur flexibler gestalten. Der physische Messplatz für den Summenzähler kann entfallen, 
da Netzbezug und Einspeisung aus den 15-minütigen Messwerten der vorhandenen Zähler berechnet wer-
den.  

Viele Projekte orientieren sich in der Umsetzung von Messkonzepten an VBEW-Standards (Verband der Bay-
erischen Energie- und Wasserwirtschaft), jedoch variiert die Umsetzung je nach Netzgebiet. In der Praxis 
müssen Zählersetzung, Einbautermine, Wechsel des Summenzählers und Messstellenbetrieb individuell 
mit dem örtlichen Netzbetreiber abgestimmt werden. Die Genehmigungsprozesse von PV-Anlagen durch 
die Netzbetreiber sind unterschiedlich. Das EEG regelt inzwischen den Zeitrahmen für die Netzverträglich-
keitsprüfung, was die Anmeldeprozesse beschleunigt. Trotz dieses gesetzlichen Fortschritts erschweren 
unterschiedliche Anforderungen seitens der Netzbetreiber und manuelle Prozesse eine schnelle Umset-
zung und Skalierung von Mieterstrom. Das Solarpaket 1 hat sich dieser Hürde angenommen und eine au-
tomatische Erlaubnis für den Anschluss für Anlagen bis 100 kWp erteilt, wenn man nach 8 Wochen keine 
Rückmeldung vom Netzbetreiber erhalten hat. Dieser Schritt verkürzt die Genehmigungsphase.  

Was sind die wichtigsten Forderungen an die Politik? 

Besonders durch die PV-Pflichten in immer mehr Bundesländern und Gemeinden steigt die Nachfrage nach 
Mieterstrom. Auch das Solarpaket 1 (in Kraft seit 16.05.2024) und das Solarspitzengesetz (in Kraft seit 
14.02.2025) setzen wichtige Impulse. Damit dies in der Praxis greift, müssen Verbesserungen in der Umset-
zung selbst geschaffen werden. Dazu gehören etablierte, bundesweite Standards bei Messkonzepten, die 
eben unabhängig von einzelnen Netzbetreibern sind. Auch der Wechsel zwischen Mieterstrom- und Dritt-
stromversorgung muss erleichtert werden, genauso wie Anmeldung und Inbetriebnahme von PV-Anlagen, 
die sich teilweise viel zu lange hinziehen und die Wirtschaftlichkeit der Projekte beeinträchtigen. Es bedarf 
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also prozessualer Erleichterungen an diversen Stellen. Aktuell neigt die Politik leider eher zur einer Überre-
gulierung, was die Umsetzung erschwert und Immobilienbesitzende verunsichert.   
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Interview mit metergrid 

Vorstellung der Person und des Unternehmens  

Julian Schulz, studierter Betriebswirt, ist der Mitgründer und Geschäftsführer der metergrid GmbH. Das 
2020 in Stuttgart gegründete Start-up hat 2024 knapp 50 Beschäftigte und über 1.000 Projekte in Umset-
zung gebracht. metergrid entwickelt SaaS-Produkte für dezentrale Energiesysteme und bietet eine auto-
matisierte Cloud-Lösung sowie eine benutzerfreundliche Software für die profitable Realisierung, Verwal-
tung und Abrechnung von Mieterstromprojekten an. Metergrid deckt alle Schritte von Wirtschaftlichkeits-
berechnungen über behördliche Abstimmungen bis hin zu Abrechnungs- und Hardwarelösungen ab. 

Zentrale Aussagen des Interviews 

„Gestiegene Energiepreise, sinkende PV-Kosten und regulatorische Erleichterungen machen Mieterstromprojekte 
heute profitabler als je zuvor. Innerhalb von drei Jahren hat sich die Nachfrage vervielfacht – ein starkes Signal für die 

wachsende Bedeutung dieses Marktes!“ 

- Julian Schulz 

Thema Aussage 
Marktentwicklung „Der öffentliche Diskurs über die Wirtschaftlichkeit von Mieter- 

stromprojekten ist essenziell – es handelt sich um einen Massenmarkt mit im-
mensem Potenzial. Mieterstromprojekte schaffen eine Win-win-Situation: güns-
tigeren PV-Strom für Mieter und attraktive Renditen für Vermieter.“ 

Zielgruppe „Kleine Gebäude profitieren von der persönlichen Bindung zwischen Vermie-
tern und Mietern, was hohe Teilnahmequoten und wirtschaftlichen Erfolg er-
möglicht.“ 

Einspeisevergütung „Die Volleinspeisung wird finanziell besser gestellt als die Überschusseinspei-
sung, obwohl eine Volleinspeisung alle Vorteile einer dezentralen Energiever-
sorgung ignoriert.“ 

Netzbetreiber „Die größte Hürde für Mieterstromprojekte ist die uneinheitliche Herangehens-
weise der Netzbetreiber. Gesetzliche Standardisierungen könnten die Umset-
zung erheblich beschleunigen.“ 

 

Was ist die Zielgruppe und das Marktsegment von metergrid? 

Die Zielgruppe umfasst vor allem private Vermieter, kleinere Real-Estate-Unternehmen sowie Wohnungs-
baugenossenschaften. Der Fokus liegt auf Wohngebäuden mit 3 bis 100 Parteien, wobei der Durchschnitt 
bei 14 Einheiten liegt. Vor allem das Segment der Gebäude mit wenigen Wohnungen wurde bisher kaum 
abgedeckt und in früheren Potenzialstudien als nicht wirtschaftlich eingeschätzt. In diesem Segment sind 
bislang nur wenige Anbieter aktiv, doch wir haben gezeigt, dass durch effiziente Abrechnung und Ener-
giemanagement eine Maximierung der Rendite der Gebäude möglich ist, Mieter gleichzeitig günstigeren 
PV-Strom beziehen können und Vermieter Gewinne erzielen können. 

Die Rahmenbedingungen haben sich durch gestiegene Energiepreise, sinkende PV-Kosten und regulatori-
sche Erleichterungen verbessert, was zu einer höheren Profitabilität der Projekte als in der Vergangenheit 
führt. Dennoch bleibt ein „No-Brainer“-Angebot notwendig, das umfassende Dienstleistungen wie Abrech-
nung, Messstellenbetrieb und Smart Metering einschließt, um den Einstieg für Vermieter zu erleichtern. 

Sind Mieterstromprojekte wirtschaftlich rentabel? 
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Die wirtschaftliche Umsetzung von Mieterstromprojekten erfordert eine präzise Planung und nachhaltige 
Kundenbeziehungen. Da Messtechnik und Software langfristig genutzt werden, entsteht eine Bindung zwi-
schen Anbietern und Vermietern. Die Einnahmequellen für Vermieter umfassen PV-Strom, Einspeisevergü-
tungen, Mieterstromzulagen und Grundpreise. Zu den Hauptausgaben zählen die Abschreibung von Anla-
gen, die Kosten für Messtechnik, die Abrechnung über Anbieter wie metergrid sowie die Netzbezugskosten 
für Mieter. Dank der zunehmenden Verfügbarkeit günstiger Solarmodule aus China und regulatorischer 
Änderungen, wie der Abschaffung der Vollversorgerpflicht im Solarpaket 1, sind Mieterstromprojekte wirt-
schaftlich attraktiver geworden. 

Wäre eine Opt-Out-Regelung eine attraktive Alternative, um die Teilnahmequote zu erhöhen? 

Die Teilnahmequote bei Mieterstromprojekten ist stark von der Größe der Gebäude abhängig. Eine Opt-
out-Lösung – bei der Mietende gegen Mieterstrom widersprechen können, aber sich nicht aktiv um den 
Neuvertrag kümmern müssten – für Stromverträge könnte die Teilnahmequote steigern, birgt jedoch das 
Risiko, dass Mieter aufgrund mangelnder Aufklärung ablehnen. Die persönliche Bindung zwischen Vermie-
tern und Mietern ist bei kleineren Projekten ein Vorteil, da hier die Akzeptanz höher ausfällt. Auf der ande-
ren Seite kann dies bei großen Projekten schwierig sein und eine schnelle Skalierung hindern, weshalb 
klare und standardisierte Kommunikationsstrategien sowie ökonomische Anreize wie eine Strom- 
kosteneinsparung von 10 % entscheidend sind. In der Schweiz z. B. gibt es eine Teilnahmepflicht. Nach Ab-
wägung der Vor- und Nachteile würden wir eine Opt-Out-Regelung bevorzugen.  

Ist die gemeinschaftliche Gebäudeversorgung ein Fortschritt? 

Die Abschaffung der Vollversorgerpflicht durch das Solarpaket 1 bietet neue Möglichkeiten zur individuel-
len Gestaltung von Mieterstromprojekten. Sie erlaubt eine freie Preissetzung, sofern der Mieterstromzu-
schlag nicht in Anspruch genommen wird, was flexiblere Geschäftsmodelle ermöglicht. Allerdings bringt 
die Umsetzung der gGV sowohl Vorteile als auch Herausforderungen mit sich. Während die gGV im Gewer-
bebereich sinnvoll ist, um das Risiko von Reststromeinkäufen aufzuteilen, erweisen sich die höheren Mess-
kosten bei kleinen Gebäuden als nachteilig. Zudem birgt die gGV technische Herausforderungen für Netz-
betreiber, deren IT-Systeme nicht auf zwei Verträge pro Marktlokation ausgelegt sind. Obwohl Anbieter wie 
metergrid die Abrechnung solcher Modelle übernehmen könnten, ist die Akzeptanz durch Netzbetreiber 
bislang gering. 

Wie sieht die Marktentwicklung beim Mieterstrom aus? 

Die Marktentwicklung zeigt ein stark wachsendes Interesse mit einer Verzehnfachung der Kundenanfragen 
innerhalb von drei Jahren. Trotz steigender Nachfrage bleibt der Markt noch in einem frühen Entwicklungs-
stadium. Um das Potenzial des Mieterstroms voll auszuschöpfen, sind weitere regulatorische Erleichterun-
gen, eine Vereinfachung des Smart-Meter-Rollouts sowie eine stärkere öffentliche Kommunikation über die 
Rentabilität dieser Projekte erforderlich. Insgesamt zeigt sich, dass durch transparente Preisgestaltung, 
effiziente Kommunikation und regulatorische Erleichterungen ein erhebliches Potenzial für die Skalierung 
von Mieterstromprojekten besteht. 

Gibt es bei den regulatorischen Rahmenbedingungen noch Verbesserungsbedarf? 

Der größte Teil der Rendite stammt aus dem Verkauf des PV-Stroms an die Mieter. Ein Teil kommt immer 
noch aus der Einspeisevergütung. Leider wird die Volleinspeisung finanziell besser gestellt als die Über-
schusseinspeisung, obwohl eine Volleinspeisung alle Vorteile einer dezentralen Energieversorgung igno-
riert.  
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Ein großes Hindernis ist die Vielzahl der Netzbetreiber, die oft unzureichend auf neue Konzepte wie Mieter-
strom vorbereitet sind und regionale Unterschiede bzgl. der technischen und administrativen Anforderun-
gen haben. Vorabgenehmigungen standardisierter Messkonzepte könnten die Umsetzung beschleunigen, 
während eine gesetzliche Standardisierung der Prozesse durch die Bundesnetzagentur dringend erforder-
lich wäre. Eine einheitliche Datenschnittstelle, Smart Meter und einheitliche Wechselprozesse sind darüber 
hinaus weitere Bestandteile eines einfacheren Expansionsprozesses.  

Im Bereich von WEG erschweren die komplexen Besitzstrukturen derzeit die Umsetzung, was durch gezielte 
Anpassungen verbessert werden sollte. Eine Erhöhung der Rentabilität solcher Projekte ist dabei ein ent-
scheidender Faktor. 

Zudem könnte eine Reduktion der Komplexität beim Smart-Meter-Rollout erhebliche Fortschritte ermögli-
chen. Insbesondere die Einführung einer zentralen Datenschnittstelle, über die relevante Informationen 
direkt und unkompliziert an Vermieter übermittelt werden, würde die Prozesse erheblich vereinfachen und 
gleichzeitig Transparenz schaffen. 

Ein weiterer wichtiger Baustein ist ein aktiver öffentlicher Diskurs über die Wirtschaftlichkeit und Rentabili-
tät von Mieterstromprojekten. Die Kommunikation des finanziellen und ökologischen Potenzials solcher 
Projekte ist essenziell, um sie als Massenmarkt zu etablieren. Ein Beispiel hierfür ist die wachsende Er-
kenntnis über die tatsächliche Anzahl an geeigneten Gebäuden, die sich in einer spürbaren Zunahme der 
Projektanfragen widerspiegelt. 
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Interview mit Pionierkraft 

Vorstellung der Person und des Unternehmens 
Andreas Eberhardt ist studierter Elektrotechniker, Mitgründer und Geschäftsführer der Pionierkraft GmbH 
und gehörte 2021 zu den „Forbes 30 under 30“. Pionierkraft entwickelte eine technische Energy-Sharing-
Lösung (das Pionierkraftwerk), mit der der PV-Strom an die verschiedenen Bewohner aufgeteilt werden 
kann. Die Zielgruppe sind Gebäude mit 2-20 Wohneinheiten, ein Marktsegment, das in der Vergangenheit 
nicht abgedeckt wurde. Das Start-up wurde 2019 in München gegründet, hat 2024 41 Beschäftigte und 
heute 1.400 Pionierkraftwerke bei 220 Projekten verkauft. 

Zentrale Aussagen des Interviews 

„Wir haben eine technische Lösung für ein regulatorisches Problem gefunden.“ 

- Andreas Eberhardt 

Thema Aussage 
Zielgruppe „Das Marktsegment der kleineren Mehrfamilienhäuser bis 20 Parteien und 

Zweifamilienhäuser wurde bisher kaum abgedeckt, obwohl das Marktpotenzial 
deutschlandweit bei über 6 Mio. Gebäuden insgesamt liegt.“ 

Bestand vs. Neubau „Es gibt keinen Unterschied zwischen Bestand und Neubau, da von unserer Lö-
sung aus kaum Anforderungen an den Zählerplatz oder Zählerschrank gestellt 
werden. Unsere Lösung benötigt iMSys.“ 

Vorteile ggü. Mieter-
strom 

„Große Vorteile bringt der Rechtsrahmen der Direktleitung (§ 3 EnWG Nr. 12), 
wodurch die Lösung nicht durch das EuGH-Urteil vom 28.11.2024 zum Begriff 
der ‚Kundenanlage‘ (§ 3 EnWG Nr. 24) beeinträchtigt wird. Zudem sind die freie 
Preis- und Vertragsgestaltung große Vorteile; es gibt auch kein Vertragskopp-
lungsverbot. Vor allem aber übernimmt der Vermieter keine Vollversorger-
pflicht, hat also deutlich weniger Aufgaben. Gleichzeitig genießen die Mieter 
weiterhin ihre freie Energieversorgerwahl.“ 

Netzbetreiber „Die technische Lösung erlaubt einen deutlich verschlankten Bürokratiepro-
zess. Die Formalien beschränken sich neben dem Anmelden der PV-Anlage auf 
das Einreichen des Konformitätszertifikats bei den Netzbetreibern.“ 

 

Wie funktioniert das Geschäftsmodells von Pionierkraft? 

Mit dem Pionierkraftwerk, der Energy-Sharing-Lösung, erhält jede Partei im Gebäude sekundengenau ge-
steuert einen Anteil des von der PV-Anlage erzeugten Solarstroms. Statt den Strom für 8 ct/kWh einzuspei-
sen, wird der Strom direkt für z. B. 29 ct/kWh an die Mieter verkauft. Der PV-Strom speist direkt im Allge-
meinstrombereich ein, es ist dadurch kein zusätzlicher Summenzähler notwendig. Das Pionierkraftwerk 
erkennt den Stromfluss ins Netz und den Strombedarf bei den Mietern, entnimmt aus dem Allge-
meinstrombereich die Stromleistung und transferiert sie an alle Mieter. Übersteigt der Strombedarf die 
produzierte Menge, wird der restliche Strom der Mieter wie gewohnt aus dem Netz vom individuellen Ener-
gieversorger des Mieters bezogen. Über deren unveränderten Zähler läuft also nur der Reststrom. Das 
Messkonzept ist eine klassische Überschusseinspeisung, Pionierkraft erhöht nur den „Eigenverbrauch“ auf 
der Allgemeinstromseite. Pionierkraft hat eine einfache, technische Lösung für ein regulatorisch und büro-
kratisch komplexes Umfeld entwickelt. 

Pionierkraft fokussiert sich auf Gebäude mit einer geringen Anzahl an Wohnungen. Wie kommt es dazu? 
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Es gibt ca. 18 Millionen Wohnungen in Mehrfamilienhäusern mit 3-12 Parteien, 99 % davon ohne Solar-
strom, nach unseren Berechnungen mit einem Einsparpotenzial von 645 Mt. CO2). Unsere Zielgruppe von 
circa 2-20 Wohnparteien kommt für den klassischen Mieterstrom (nach EEG) nur in wenigen Fällen in 
Frage. In diesem Segment gibt es nach unserer Schätzung ein Marktpotenzial von 38 Mrd. € in Deutsch-
land, in Europa sogar 97 Mrd. €. 50 % der Gebäude zwischen 3-6 Parteien, sowie 23 % der Gebäude zwi-
schen 7-12 Parteien befinden sich im Besitz eines einzigen Eigentümers, das vereinfacht die Kommunika-
tion und Umsetzung. 

Gibt es einen Unterschied zwischen Bestand und Neubau? 

Es gibt keinen Unterschied zwischen Bestand und Neubau, da kaum Anforderungen an den Zählerplatz 
oder Zählerschrank gestellt werden müssen. Es wird lediglich Platz für Sicherungsautomaten und Leis-
tungsmesser (ähnlich wie bei einem Batteriespeicher) benötigt. Intelligente Messsysteme sind nicht not-
wendig. 

Was sind die Unterschiede und Vorteile zu traditionellem Mieterstrom? 

Es gilt weiterhin der klassische Stromvertrag des Mieters für den Reststrom, der Vermieter übernimmt 
keine Vollversorgungspflicht nach § 42a Abs. 2 EnWG (sondern nur die Ergänzungsstromversorgung). 
Wenn kein PV-Strom vorhanden ist, können die Mieter über den zentralisierten Batteriespeicher versorgt 
werden. Sollte auch hier die Energiemenge nicht ausreichend sein, beziehen die Mieter den Strom „traditio-
nell“ aus dem Netz. Große Vorteile sind die freie Preis- und Vertragsgestaltung; es gibt auch kein Vertrags-
kopplungsverbot wie im traditionellen Mieterstrom. In unseren Projekten kann der Stromliefervertrag an 
den Mietvertrag gekoppelt werden. Die Kauflösung der Hardware verursacht keine laufenden Kosten, es 
fallen lediglich laufende Kosten für die Plattform an, über die das Monitoring, die Verwaltung der Mieter 
und die automatische Rechnungsstellung abgewickelt werden. Die Vorteile für Mieter (keine Investitionen, 
keine zeitliche Abhängigkeit, günstigerer grüner Strom) bleiben wie beim Mieterstrom unverändert. Die 
Installation des Pionierkraftwerks dauert eine Stunde pro Stück, es gibt nur sehr geringe Anforderungen 
an den Zählerschrank und es werden keine iMSys benötigt. Die Formalien beschränken sich auf das Anmel-
den der PV-Anlage und das Einreichen des Konformitätszertifikats bei den Netzbetreibern. Darüber hinaus 
erhöht das Konzept die durchschnittliche Projektgröße für Installateure, die nun nicht nur bei Einfamilien-
häusern Aufträge bekommen, sondern sich mit Pionierkraft den Markt mit dem größten Wohnungsbestand 
in Deutschland eröffnen. 

Wo liegt der Unterschied vom Pionierkraftwerk zum virtuellen Summenzähler?  

Das Pionierkraftwerk ist eine physische Strompumpe (AC-to-AC-Converter, der einen Wechselstrom in ei-
nen anderen umwandelt). Die Energie wird auf Kundenseite des Netzzählers aus einem Netz in ein anderes 
transferiert. Das Pionierkraftwerk steht im Einklang mit dem EnWG Nr. 12 § 3 Direktleitung. Die Lösung gilt 
nicht als gefördertes Mieterstromkonzept, sondern gilt als „anderes Mieterstromkonzept“, u. a. da keine 
Verpflichtung zur Vollversorgung vorliegt. 

Funktionsweise des virtuellen Summenzählers: Jeder Mieter erhält ein iMSys. Die PV-Anlage speist auf Netz-
seite dieser Zähler ein. Nach den technischen Anschlussbedingungen darf kein ungezählter Strom ins Netz 
fließen. Dies erfordert einen weiteren (physikalischen) Zählpunkt zur Messung der Gebäudegesamtleistung, 
der sog. „Summenzähler“. Um diese Gesamtleistung, also die Summe der Leistungen aller Parteien und 
der PV-Anlage, erfassen zu können, ist eine Wandlermessung erforderlich. Physikalische Summenzähler 
sind zur Bilanzierung jedoch nicht notwendig, da das System durch die Verbrauchspunkte der Mieter und 
den Einspeisepunkt ins Stromnetz eigentlich überbestimmt ist. Indem man die Leistungen der einzelnen 
Parteien verrechnet, erhält man – vereinfacht gesagt – die Funktionsweise eines virtuellen Summenzäh-
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lers. Nachteil: Man erhält Daten in aggregierter und zeitverzögerter Form, d. h. rückwirkend ist kein Leis-
tungsmanagement möglich. Beim physikalischen Summenzähler erhält man Daten live. Der virtuelle Sum-
menzähler ist aber trotzdem ein deutlicher Schritt in die richtige Richtung, da ein Wandlerzähler nicht not-
wendig wird und häufig auch kein Platz hierfür vorhanden ist. 

Warum gibt es eine Obergrenze von 20 Parteien?  

Es handelt sich hierbei weniger um eine harte, technische Grenze, sondern hängt mit unserem Marktfokus 
zusammen. Die 6 Millionen Gebäude in dieser Größe in Deutschland sind unser aktueller Fokus und benöti-
gen dringend einfache und profitable Lösungen. Ab einer Größe von etwa 20 Parteien pro Gebäudean-
schluss kann sich zudem auch der klassische Mieterstrom wieder rechnen.  

Wie läuft die Abwicklung bzgl. der Anmeldung und des Messkonzepts bei den Netzbetreibern? 

Zu Beginn gab es häufig Nachfragen der Netzbetreiber – wie bei jedem neuem Produkt. Nach anfänglicher 
und nachvollziehbarer Skepsis hatten wir aber recht schnell einen klaren Regulatorik-Rahmen geschaffen. 
Hierfür haben wir bereits im Gründungsjahr mit Energierechtsanwälten, Landesregulierungsbehörden und 
den gängigen technisch-wissenschaftlichen Verbänden zusammengearbeitet. Das Messkonzept für unsere 
Lösung ist die Überschusseinspeisung, ein bekanntes und gängiges Konzept. Pionierkraft versucht trotz-
dem, die Kommunikation mit Netzbetreibern zu standardisieren, da es bei über 800 einzelnen Netzbetrei-
bern nach wie vor eine Herausforderung sein kann, das „alternative“ Sharing-Modell außerhalb der Mas-
senregulatorik zu erklären. Es ist keine Frage der Akzeptanz, sondern des Verstehens. 

Was sind Ihre wichtigsten Forderungen an die Politik? 

Für den praktischen Markt ist die klare Ausformulierung von Gesetzen und Anforderungen (wie z. B. im So-
larpaket) sehr wichtig. Häufig vergeht zudem zu viel Zeit zwischen Ankündigung und Inkrafttreten eines 
Gesetzes. Diese „Ankündigungspolitik“ – wenn man es so nennen darf – führt im Markt zu Prokrastination 
und Stagnation. Bürokratische Anforderungen, z. B. für Verwaltungen, müssen verringert werden, um So-
larprojekte in Wohnungseigentümergemeinschaften umsetzen zu können, ohne Nachteile befürchten zu 
müssen. Unser grundsätzliches Mindset aber lautet: „Pioniere warten nicht auf Gesetze“.  
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Interview mit Elektrizitätswerke Schönau EWS 

Vorstellung der Person und des Unternehmens 

Peter Ugolini-Schmidt, studierter politischer Ökonom, ist Leiter Politik bei den EWS Elektrizitätswerken 
Schönau eG. Die EWS sind nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl aus der Bürgerinitiative für eine 
atomfreie Zukunft entstanden. Seit 1998 tritt die EWS als bundesweiter Ökostromversorger auf und setzt 
sich für eine ökologische, dezentrale und bürgereigene Energieversorgung ein. Inzwischen versorgt die Ge-
nossenschaft mit ihren über 13.500 Mitgliedern knapp 200.000 Haushalte und Betriebe in ganz Deutsch-
land mit 100 % erneuerbarem Strom, Biogas und Gas. Das Kerngeschäft besteht zu großen Teilen aus Pri-
vatkunden und dem Ökostromvertrieb. 

Zentrale Aussagen des Interviews 

„Eine Opt-out-Regelung könnte ein wichtiger Hebel sein, um Hürden für Mieter zu reduzieren und die Wirtschaftlichkeit 
der Projekte zu verbessern. Im liberalisierten Strommarkt wären auch mit einer solchen Regelung weiterhin freie 

Wechselmöglichkeiten gegeben.“ 

- Peter Ugolini-Schmidt  

Thema Aussage 
Bestandsprojekte „Die Herausforderung beginnt im Keller. Die Umsetzung eines passenden 

Messkonzepts erfordert manchmal umfangreiche Umbaumaßnahmen, insbe-
sondere in Bezug auf physische Summenzähler und Leitungsstrukturen.“ 

Preissetzung „Ein besonders hoher administrativer Aufwand entsteht durch das bundes-
weite Monitoring der hunderten unterschiedlich hohen Grundversorgertarife. 
Der angebotene Mieterstrompreis muss per Gesetz mind. 10 % unter dem 
Grundversorgertarif sein“.  

Standardisierung 
Messkonzepte 

„Wir würden uns die Einführung von vier oder fünf Standardmesskonzepten 
wünschen. Das vereinfacht die Abstimmung mit den Netzbetreibern und senkt 
die Kosten des Gesamtprojekts drastisch.“ 

Gemeinschaftliche 
Gebäudeversorgung 

„Mieterstrom und gGV sind keine sich gegenseitig ausschließende, sondern 
sich ergänzende Konzepte.“ 

 

Was ist die Zielgruppe der EWS für Mieterstrom? 

Im Bereich Mieterstrom sprechen wir spezifische Zielgruppen an, darunter WEGs, Wohnungsbaugenossen-
schaften sowie Privatpersonen und Bestandskunden, die auf ein Mieterstrommodell umsteigen möchten. In 
der Regel werden auch kleinere Bürgerenergiegenossenschaften und Stadtwerke als Partner für energie-
wirtschaftliche Dienstleistungen betreut. Unser Schwerpunkt liegt hierbei auf der Reststrombelieferung 
und den notwendigen energiewirtschaftlichen Prozessen, wie der Marktkommunikation oder der Umstel-
lung auf Mieterstrom. 

Wir betreiben beim Mieterstrom keine proaktive Ansprache, mögliche Kunden und Interessenten finden oft 
auf organischem Wege zu uns. Häufig passiert das durch unsere enge Zusammenarbeit mit anderen Ge-
nossenschaften oder intrinsisch motivierte Akteure, wodurch sich unser Zielgruppenprofil von dem größe-
rer Energieunternehmen unterscheidet. Wir konzentrieren uns vorrangig auf Bestandsimmobilien, insbe-
sondere in Regionen mit hoher Mieterdichte wie Berlin und Stuttgart. Die besonderen Herausforderungen 
bei diesen Projekten beginnen oft im Keller: Während Dachflächen für Photovoltaikanlagen meist vorhan-
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den sind, erfordert die Umsetzung eines passenden Messkonzepts umfangreiche Umbaumaßnahmen, ins-
besondere in Bezug auf physische Summenzähler und Leitungsstrukturen. Im Neubau entfallen solche An-
passungen, wodurch sich andere Rahmenbedingungen ergeben. 

Sind Mieterstromprojekte rentabel?  

Wir haben Mieterstromprojekte bisher vor allem mit Partnern (z. B. anderen Bürgerenergiegenossenschaf-
ten) umgesetzt. Unsere eigene wirtschaftliche Rentabilität ist eng mit der Entwicklung der Reststrombe-
schaffung verbunden. Besonders im Jahr 2022 waren hohe Beschaffungskosten eine Herausforderung, da 
der Strommarkt starken Schwankungen unterworfen war. Die Rendite von Mieterstromprojekten im Be-
stand kann zwischen 5 und 7 % liegen. Allerdings hat die Unsicherheit bei der Reststrombeschaffung dazu 
geführt, dass wir neue Mieterstromprojekte vorsichtiger angehen. Faktoren wie steigende Preise oder die 
Nichteinhaltung der 90 %-Grenze des Grundversorgertarifs können die Wirtschaftlichkeit gefährden. 

Ein besonders hoher administrativer Aufwand entsteht durch die gesetzliche Verpflichtung, den Mieter-
stromtarif mindestens 10 % unter dem Grundversorgungstarif zu halten. Die starke Volatilität der Grund-
versorgungstarife in den letzten Jahren hat den Monitoring-Aufwand der Preisentwicklung erheblich gestei-
gert. Wenn man bundesweit Projekte anbieten möchte, hat man schnell mit mehreren hundert Grundver-
sorgertarifen zu tun. Mieterstromanbieter streben ohnehin eine kosteneffiziente Energieversorgung an, um 
Kunden für sich zu gewinnen, sodass diese gesetzliche Regelung überdacht werden könnte. Die Tarifstruk-
tur wird zudem durch regionale Unterschiede erschwert, da jeder Netzbetreiber unterschiedliche Anforde-
rungen an Abrechnungs- und Messverfahren stellt. 

In einer Genossenschaft hat man natürlich etwas mehr Freiheiten als bei einer AG mit vergleichsweise hö-
heren Renditeerwartungen; die Wirtschaftlichkeit muss aber dennoch gegeben sein.  

Gibt es Vor- oder Nachteile der unterschiedlichen Messkonzepte? 

Ein zentraler Kostentreiber bei Mieterstromprojekten im Bestand ist das physische Summenzählermodell. 
Gesetzliche Vorgaben verlangen eine exakte Trennung der vor Ort produzierten, direkt verbrauchten sowie 
ins Netz eingespeisten Strommengen. Die Trennung ist erforderlich, da unterschiedliche Preisbestandteile 
(Netzentgelte, Stromsteuern) von der  
„Stromart“ abhängen. Dies verursacht hohe Investitionskosten, insbesondere in Bestandsgebäuden, wo 
vorhandene Infrastrukturen umgerüstet werden müssen. Eine Standardisierung der Messkonzepte könnte 
hier erhebliche Erleichterungen bringen. Aktuell erfordert die Umsetzung oft aufwendige Ortstermine mit 
Netzbetreibern und Technikern, was die Projektkosten weiter erhöht. Unterschiedliche Netzbetreiber haben 
individuelle Vorstellungen, z. B. wie Räumlichkeiten aussehen müssen, Zählerschränke angebracht werden, 
welche Abstände gelten. Abstände (z. B. vom Zählerschrank zur Messinfrastruktur) sind teilweise vor Orts-
besuch auch nicht bekannt, da diese von den vorhandenen Räumlichkeiten abhängen.  

Ein Umbau benötigt kostspielige Hardware, die nur schwer eingebaut werden kann. Außerdem muss ein 
großer Teil der Netzinfrastruktur zusammengeführt und neu aufgebaut werden. Dies ist z. B. bei mehreren 
Aufgängen oder Gebäuderiegeln mit eigener Verkabelung der Fall. Das physische Summenzählermodell ist 
mit bis zu 40 % der Gesamtkosten der größte Kostenblock. Als Verbesserungsvorschlag würden wir uns die 
Einführung von vier, fünf Standardmesskonzepten wünschen.  

Zusätzlich entstehen durch regulatorische Anforderungen zur Direktvermarktung sowie durch den Einsatz 
externer Dienstleister weitere Kostenfaktoren. Perspektivisch könnten digitale Lösungen wie Smart-Meter-
Gateways und virtuelle Summenzähler helfen, die Kosten für die Messtechnik erheblich zu senken. Dies 
würde insbesondere im Bestand zu signifikanten Einsparungen führen. 

Ist die Teilnahmequote ein weiterer unsicherer Kostenfaktor?  



86 

Die Teilnahmequote der Mieter stellt eine weitere Herausforderung dar. Eine Opt-out-Regelung könnte 
hierbei ein wichtiger Hebel sein, um Hürden für Mieter zu reduzieren und die Wirtschaftlichkeit der Projekte 
zu verbessern. Im liberalisierten Strommarkt wären auch mit einer solchen Regelung weiterhin Wech-
selmöglichkeiten gegeben. Bisher ist eine detaillierte Kosten-Nutzen-Analyse unter Annahme einer ausrei-
chenden Beteiligung der Mieter essenziell, um die notwendige Rendite für die Wirtschaftlichkeit des Pro-
jekts zu schätzen.  

In Zukunft braucht es noch mehr Lösungen für WEGs. Gibt es hierfür Ideen? 

Eine Alternative zum klassischen Mieterstrommodell stellt die gemeinschaftliche Gebäudeversorgung dar, 
die insbesondere für Wohnungseigentümergemeinschaften von Interesse ist. In diesem Modell müssen Mie-
ter nicht aktiv in den Mieterstromvertrag wechseln, die Lieferantenpflichten sind reduziert und die energie-
wirtschaftliche Abrechnung deutlich vereinfacht. Eine mögliche Aufgabe für Energieversorger und Dienst-
leister kann z. B. darin bestehen, bei der internen Verrechnung der Messwerte zu unterstützen, wodurch 
der Verwaltungsaufwand für die Beteiligten sinkt. 

Das Modell ist nach unserer Einschätzung weniger spannend für Energieversorgerunternehmen (EVU), son-
dern eher für Immobiliendienstleister, da diese einfacher auf notwendige Bilanzierungsdaten zugreifen 
können und nicht allen EVU-Versorgerpflichten unterliegen. Die gGV ist vermutlich eher für kleinere Ak-
teure, denen Mieterstrom bisher zu komplex war. Mieterstrom und gGV sind beides keine sich gegenseitig 
ausschließende, sondern sich ergänzende Konzepte. 

Was ist Ihre wichtigste Forderung an die Politik? 

Unsere wichtigsten politischen Forderungen betreffen die Vereinfachung regulatorischer Vorgaben und 
den Bürokratieabbau. Die Opt-out-Option könnte einen bedeutenden Beitrag zur Steigerung der Teilnah-
mequote leisten. Zudem wäre eine Überarbeitung der 90 %-Regelung sinnvoll, da Mieterstromanbieter be-
reits von sich aus bestrebt sind, ein attraktives Preisangebot zu unterbreiten. Auch eine Standardisierung 
von Messkonzepten könnte den administrativen und technischen Aufwand erheblich reduzieren. Die aktu-
elle Gesetzgebung geht bereits in diese Richtung, beispielsweise durch die Schaffung einer gemeinsamen 
Informationsplattform für Netzbetreiber. Dennoch bleibt weiterhin Optimierungsbedarf, um Mieterstrom-
projekte wirtschaftlich und effizient umzusetzen. 
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Interview mit Decarbon1ze 

Vorstellung der Person und des Unternehmens:  

Dr. Ulrich Schuster, studierter Elektroingenieur und promovierter Informationswissenschaftler, ist Mitgrün-
der und Co-CTO des Start-ups Decarbon1ze GmbH. Decarbon1ze bietet Bilanzierungsdienstleistungen für 
gGV und E-Mobilität an, initiiert die Gebäudewärmeversorgung durch überschüssige Windenergie und setzt 
sich dazu für die Vereinfachung der technischen und prozessualen Rahmenbedingungen ein. Das Berliner 
Start-up wurde 2021 gegründet und hat 2024 12 Mitarbeiter. 

Zentrale Aussagen des Interviews 

„Hauptkosten des Messstellenbetriebs sind nicht in der Hardware, sondern in den aufwendigen und teils ineffizienten 
Prozessen begründet.“ 

- Dr. Ulrich Schuster 

Thema Aussage 
Geschäftsmodell „Decarbon1ze betreibt ein virtuelles Stromnetz als Abstraktionsschicht und 

bietet damit einheitliche Schnittstellen und Prozesse für Energiewende-Innova-
toren – im Ziel über alle 866 Verteilnetze hinweg. Als virtueller Netzbetreiber 
ermöglicht Decarbon1ze komplexe Untermessstellen, aggregiert die Mess-
werte und übernimmt die gesamte Verrechnung – ein Prinzip, das aus der Te-
lekommunikation und dem Bankensektor bereits bekannt ist.“ 

Netzbetreiber „Die größte Herausforderung für Netzbetreiber ist nicht die Technik, sondern 
Personalmangel, komplexe Prozesse und fehlende Automatisierung.“ 

Smart-Meter-Rollout „Ein virtuelles Summenzählermodell könnte Mieterstromprojekte wirtschaftli-
cher machen – doch fehlende Standardisierung und regulatorische Hürden 
bremsen die Umsetzung.“ 

 

Was ist der Grundstein Ihres Geschäftsmodells? 

Die Zielgruppen von Decarbon1ze sind Ladepunktbetreiber, private Vermieter und Immobilienunterneh-
men sowie Stadtwerke. Im virtuellen Netz kann decarbon1ze Energiemengen flexibel aggregieren und zu-
ordnen – z. B. zu einem Stromvertrag für das Elektrofahrzeug (statt für die Ladesäule) oder Strom vom 
Dach zu Mietwohnungen. Während beim Mieterstrom eine Lieferantenpflicht besteht, erfolgt bei der gGV 
lediglich eine Überlassung des Stroms. Der Reststrom wird individuell von den Mietparteien bezogen, 
wodurch Vermieter kein Einkaufsrisiko tragen. 

Das Konzept von Decarbon1ze sieht vor, als virtueller Netzbetreiber aufzutreten, der ein „virtuelles Strom-
netz ohne physische Netzinfrastruktur“ betreibt. Decarbon1ze verschiebt Ladepunkte oder ganze Gebäude 
in sein virtuelles Netz, erhebt Messwerte aus Unterzählern und ordnet Strommengen den jeweiligen Liefe-
ranten zu; dadurch entfällt der aufwendige Stammdatenaustausch zwischen Netz- und Messstellenbetrei-
bern. Das Modell ist angelehnt an Mobile Virtual Network Operators (MVNO) in der Telekommunikation so-
wie an Neobanken im Finanzsektor. 

Ein wesentlicher Vorteil der gGV für den Anlagenbetreiber ist die Überlassung des PV-Stroms ohne Ein-
kaufsrisiko beim Reststrom. Für letzteren wählen die teilnehmenden Parteien selbst einen Lieferanten. In 
der Praxis wird beim gGV-Modell jede viertelstündlich gemessene Strommenge aufgeteilt: Der korrekt er-
fasste PV-Strom vom Dach wird anteilig den Mietparteien zugeordnet, während der Reststrom pro Woh-
nung in den Bilanzkreis eines jeweils frei wählbaren Lieferanten eingeht. Ohne virtuelles Netz müsste der 
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zuständige Netzbetreiber diese Verrechnung beim Messstellenbetreiber anweisen, was über mehr als 800 
Netze hinweg derzeit nicht funktioniert.  

Die Aggregation von Mengen auf Bilanzkreise ist eine IT-Dienstleistung und kann somit unabhängig vom 
physischen Monopol des Netzbetreibers erfolgen. Decarbon1ze ermöglicht eine einfachere Umsetzung der 
gGV, indem sowohl Aufgaben des Netz- und Messstellenbetreibers bei Abrechnung übernommen werden 
und somit Kommunikation sowie Datenabgleich entfallen. 

Welche Herausforderungen gibt es für Netz- und Messstellenbetreiber? 

Die Hauptprobleme vieler Netzbetreiber sind Personalmangel und nicht-automatisierte Prozesse. Insbeson-
dere in großen Verteilnetzen wie Berlin mit 1,5 Millionen Hausanschlüssen erzeugen die komplexen Mess-
stellen (z. B. für Mieterstrom und Prosumer) den größten Aufwand. Diese Messstellen werden häufig hän-
disch modelliert, da bestehende Prozesse unzureichend und IT-Systeme nicht kompatibel sind. Die elektro-
nische Marktkommunikation entsprechend der regulierten Spezifikation von EDI@Energy ist technisch ver-
altet und fehleranfällig, was zu langwierigen manuellen Klärungsprozessen führt. Zudem sehen viele Netz-
betreiber gGV bislang als Konkurrenz, anstatt sie als Chance zu betrachten. 

Es bestehen außerdem erhebliche Herausforderungen in der Zusammenarbeit zwischen Netzbetreibern 
und wettbewerblichen Messstellenbetreibern. Wettbewerbliche Messstellenbetreiber stehen vor der Her-
ausforderung, mit den etwa 870 unterschiedlichen Verteilernetzen zu interagieren. Die derzeitige Markt-
praxis erfordert einen aufwendigen Datenabgleich zwischen Lieferanten, Netz- und Messstellenbetreibern, 
der häufig zu Inkonsistenzen führt und Skalierungshemmnisse verursacht. 

Insbesondere die Implementierung eines virtuellen Summenzählers ist nicht flächendeckend möglich, da 
viele Netzbetreiber die nötigen Prozesse uneinheitlich oder noch gar nicht in ihre IT-Systeme integriert ha-
ben. Hinzu kommen Verzögerungen von bis zu sechs Monaten bei der Vergabe von Marktlokation-IDs durch 
Netzbetreiber, wodurch PV-Anlagen zwar physisch angeschlossen, aber noch nicht einspeisefähig sind. Zu-
dem mangelt es an qualifiziertem Personal, und viele Prozesse erfolgen noch manuell, da standardisierte 
und automatisierte Abläufe fehlen. Ein weiteres Problem besteht in der Konkurrenzsituation zwischen 
Netzbetreibern und wettbewerblichen Messstellenbetreibern, insbesondere im Hinblick auf die Abrechnung 
der Grundgebühren. Decarbon1ze setzt sich für eine regulatorische Vereinfachung der gGV ein und ver-
sucht, den Gesetzgeber von notwendigen Anpassungen zu überzeugen.  

Welche Chancen und Herausforderungen bringen intelligente Messsysteme (iMSys)? 

Mieterstrom kann entweder über ein Standardlastprofil (SLP) abgewickelt werden – also mit konventionel-
ler Messtechnik und einem Messwert pro Jahr – oder über einen Smart Meter, also ein iMSys, das für die 
viertelstündliche Messung konfiguriert ist. Die gGV erfordert von Anfang an einen Smart Meter. SLP er-
schweren eine präzise Wirtschaftlichkeitsberechnung, da die angenommenen Standardlast- und Einspeise-
profile oft nicht den realen Energieflüssen entsprechen. Aus diesem Grund lohnt sich Mieterstrom mit Pro-
filen in der Regel erst ab einer Größe von acht bis zehn Wohneinheiten. 

Zudem braucht man bei konventioneller Messtechnik einen physischen Summenzähler am Hausanschluss, 
um teilnehmende von nicht teilnehmenden Parteien abzugrenzen. Mit Smart Metern im Haus kann die 
Summe berechnet werden – leider noch nicht von allen NB und MSB. Ein solcher „virtueller Summenzäh-
ler“ bietet eine Möglichkeit zur Senkung der Fixkosten für Mieterstrom- oder gGV-Projekte. Dadurch kön-
nen die hohen Investitionen von 10.000 bis 15.000 € für Wandlerzähler und erforderliche Umbauten ver-
mieden werden.  
Voraussetzung für diese Lösung ist allerdings die flächendeckende Verfügbarkeit intelligenter Messsys-
teme. 
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Mit dem Wechsel zu Smart Metern werden Viertelstundenwerte bilanziert. Lieferanten kaufen dann nicht 
mehr ein Profil ein, sondern den tatsächlichen Verbrauch. Damit geht das Prognoserisiko von den Netzbe-
treibern auf die Lieferanten über. Während im bisherigen Standardlastprofil lediglich die Gesamtstrom-
menge als Risikofaktor galt, müssen Lieferanten im Rahmen der neuen Bilanzierung nun alle 15 Minuten 
genaue Vorhersagen treffen. Die Viertelstundenbilanzierung wird von vielen Lieferanten als unattraktiv an-
gesehen, da sie mit einem erhöhten Aufwand und Risiko einhergeht. 

Beim Vergleich von gGV und Mieterstrom, ist eine der beiden Optionen besser? 

Unter idealen Bedingungen bietet die gGV deutliche Vorteile. Aufgrund der fehlenden Belieferungspflicht 
und der individuellen Wahlmöglichkeiten für die Mietparteien stellt die gGV eine deutlich flexiblere Lösung 
dar. In der Theorie handelt es sich hierbei um eine einfache privatwirtschaftliche Dienstleistung, bei der der 
Strom direkt vom Dach den Miet- oder WEG-Parteien überlassen wird, ohne dass eine formale Stromliefe-
rung durch einen Anbieter erforderlich ist. Jede Partei kann ihren Reststrombedarf frei am Markt decken. 

Finanziell wäre die gGV für Endverbraucher zudem attraktiver als Mieterstrom, da durch die individuelle 
Gestaltung der Versorgung und die Entkopplung vom Lieferantenmodell Kosten reduziert werden können. 
Ein weiterer Vorteil liegt in der dynamischen Anpassung des Aufteilungsschlüssels: Statt einer starren Ver-
teilung nach festen Kriterien, wie etwa Wohnungsgröße, können Bedarfe flexibel berücksichtigt werden, 
sodass z. B. pro Viertelstunde immer die gesamte Menge vom Dach dynamisch auf die Wohnungen aufge-
teilt wird. 

In der Praxis gestaltet sich die Umsetzung jedoch schwierig. Die klare Trennung zwischen gGV- und Rest-
strom erfordert detaillierte Berechnungen, die derzeit durch technische und regulatorische Hürden er-
schwert werden. Im aktuellen Standardsystem müssten Netzbetreiber die Messstellenbetreiber anweisen, 
wie die Messwerte der einzelnen Wohneinheiten aufzuteilen sind. Dazu ist die flächendeckende Installation 
von iMSys sowohl in den Wohnungen als auch an der PV-Anlage erforderlich. Doch der Datenaustausch zwi-
schen Netz- und Messstellenbetreibern – insbesondere im Zusammenhang mit den modellierten Unterzäh-
lern und den verschiedenen Aufteilungsschlüsseln – ist derzeit nicht standardisiert, verursacht erheblichen 
manuellen Aufwand und führt damit zu Verzögerungen. Darüber hinaus bleibt jede Wohnung weiterhin an 
das öffentliche Netz angeschlossen, um den Reststrombedarf zu decken. Dies bedeutet, dass die regulären 
Netzentgelte anfallen, was die wirtschaftlichen Vorteile von gGV in der Praxis teilweise schmälert. Für beide 
Probleme sieht Decarbon1ze ihr virtuelles Netz als Lösung. 

Welchen Optimierungsbedarf gibt es im Bestand bei größeren Wohnungsblocks? 

Bei großen Wohnblocks mit mehreren Hausanschlüssen kann der PV-Strom oft nicht zwischen den Häu-
sern geteilt werden, wenn ein Stück öffentliches Netz dazwischenliegt. Große Immobilienunternehmen le-
gen z. B. Kupferleitungen zwischen den Gebäuden eines Wohnblocks, um physisch die Stromanschlüsse zu 
verbinden und Netzentgelten zu entgehen. Das gleiche Problem gibt es bei Doppelhaushälften mit jeweili-
gen Hausanschlüssen.  

Dies ist ein bürokratisches und bilanzielles Problem, da Netzentgelte nach kWh berechnet werden und 
nicht berücksichtigt wird, über welche Netzebene („Strecke“) der Strom fließt. In Österreich wird dieses 
Problem durch Energiegemeinschaften gelöst. In Energiegemeinschaften werden die Netzentgelte nach 
benutzter Netzebene differenziert. Ein Vorstoß für Energiegemeinschaften in Deutschland fiel den vorgezo-
genen Neuwahlen 2025 zum Opfer.  

Welche Forderungen für regulatorische Verbesserungen sehen Sie? 

Das Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) stellt durch seine technische und regulatorische Komplexität hohe 
Anforderungen, die in der Praxis oft schwer umsetzbar sind. Die resultierende deutsche Smart-Metering-
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Infrastruktur wurde auf dem Papier entwickelt, von teilweise konkurrierenden Behörden in ihren jeweiligen 
Zuständigkeiten, statt mit Fokus auf Ende-zu-Ende-Funktionalität. Die Bundesnetzagentur wurde zwar 
durch das EuGH gestärkt, aber technische Regelungskompetenz liegt weiterhin auch beim Bundesamt für 
Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) und der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB). Deswe-
gen gibt es keine einheitliche Systemarchitektur. 

Im Ergebnis haben wir eine Infrastruktur, die auf dem Papier viel kann, in der Realität aber nach über zehn 
Jahren immer noch nicht breit verfügbar ist und deswegen die Energiewende ausbremst. Inzwischen sind 
die Pfadabhängigkeiten erheblich: Behörden und das zuständige Referat im Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK) entwickeln den Status quo kleinteilig weiter, gemeinsam mit den inzwi-
schen in diese Infrastruktur investierten Verbänden und Normungsorganisationen. Grundlegende, nutzer-
zentrierte Vereinfachungen erscheinen in diesem Prozess nicht mehr möglich. So wurden neben Detailver-
besserungen in der letzten Überarbeitung vor allem zusätzliche komplizierte Prozesse zur Steuerung von 
PV-Anlagen und Verbrauchseinrichtungen geschaffen. Weil Prozesse und Betrieb inzwischen die größten 
Kostentreiber darstellen, hat der Gesetzgeber die Preisobergrenzen angehoben, um die Kosten auf die 
Stromkunden und Prosumer zu überwälzen. 

Ein weiterer Kostentreiber ist das Oligopol zur technischen Regelsetzung aus Netzbetreibern und Herstel-
lern von Elektroinstallation und Schaltschränken. Der Fokus auf das technische Optimum bei der Nachrüs-
tung von Zählerplätzen und Energiewende-Anlagen führt dazu, dass Nachrüstung im Gebäudebestand oft 
wirtschaftlich nicht darstellbar ist. 

Eine echte Möglichkeit zur Beschleunigung durch Vereinfachung wäre die Nutzung von „Dedicated Measu-
ring Devices“, wie sie neu in der EU-Strom-Binnenmarkrichtlinie verankert sind, in Kombination mit dem 
wettbewerblichen Betrieb der relevanten Prozesse im Rahmen eines virtuellen Netzes (wie dem von decar-
bon1ze). Damit könnten Messzeitreihen von Unterzählern, Wechselrichtern oder Speichern für dynamische 
Tarife genutzt werden – auch ohne das Smart Meter verfügbar oder für einzelne flexible Anlagen wirt-
schaftlich darstellbar sind. 
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